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Vorletztes Jahr begann mein GrufRwort
mit dem Satz: ,Die Integrationsamter
halten mit der sich wandelnden Arbeits-
welt Schritt.“ Letztes Jahr stand dort: ,Vor
genau 100 Jahren wurde ein wichtiger
Baustein flir unser heutiges Sozialsystem
gelegt: Die ersten staatlichen Hauptfir-
sorgestellen nahmen ihre Arbeit auf.”

Dieses Jahr ist irgendwie alles anders —
und auch wieder nicht. Die Corona-Pan-
demie hat alle Bereiche gesellschaftli-
chen Lebens mit Wucht getroffen. Wir
stecken weiterhin mittendrin und wer-
den die Auswirkungen noch viele Jahre
spuiren. Manche Veranderungen werden
sicher auch erst in Jahren sichtbar.

Die Kolleginnen und Kollegen in den
Integrations-/Inklusionsamtern, den
Hauptfiirsorgestellen und den Versor-
gungsverwaltungen haben ihren Teil
dazu beigetragen, den ihnen anvertrau-
ten Menschen, Einrichtungen und
Unternehmen in der Pandemie zur Seite
zu stehen und sie zu unterstutzen. Was
die vielen positiven Riickmeldungen
anbelangt, so kann ich mit ein wenig
Stolz und ganz viel Dank sagen: Sie
haben es richtig gut gemacht.

In der Pandemie hat sich auch gezeigt,
dass die BIH und ihre Mitglieder ein
Baustein in einem verlasslichen sozialen
System sind. Die Absprachen mit dem
Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales (BMAS), den Landern, der
Bundesagentur fiir Arbeit, der Renten-
versicherung, den Krankenkassen und

nicht zuletzt den Tragern der Eingliede-
rungshilfe verliefen sachbezogen und
schnell. Bewahrte Strukturen erwiesen
sich als tragfahige Basis, um situations-
bedingt gemeinsam neue Wege zu
gehen.

Die kommenden Monate und Jahre
werden zeigen, ob die zahlreichen
UnterstutzungsmalRnahmen erfolgreich
waren —und was gut und weniger gut
funktioniert hat.

Vor allem werden sie aber zeigen, wie
ernst unserer Gesellschaft die UN-Behin-
dertenrechtskonvention und das Bundes-
teilhabegesetz sind. Die letzten zehn
Jahre waren gepragt von stetigem wirt-
schaftlichen Wachstum und gleichzeitig
sinkenden Arbeitslosenzahlen. Der Aus-
bau von Teilhabe und Rehabilitation fiir
Menschen mit einer Behinderung fiel vor
diesem Hintergrund eher leicht.

Die BIH und ihre Mitglieder haben in
ihren Aufgabenbereichen viel zu bieten.
Ich freue mich, lhnen die Leistungen mit
aktuellen Zahlen, Daten und Fakten vor-
stellen zu kdnnen.
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SCHWERPUNKTE

DER ARBEIT 2019 UND AUSBLICK




Die Integrations- und Inklusionsamter* in Deutschland
engagieren sich seit Jahrzehnten fiir Inklusion auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt. Dazu gehort: Arbeitsplatze
sichern, wenn im Berufsleben eine schwere Behinderung
auftritt. Die individuelle berufliche Entwicklung unterstit-
zen. Den beruflichen Wiedereinstieg fordern. Fiir behin-
derte junge Menschen neue Zugange schaffen zu Ausbil-
dung und Beruf auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt als
Alternative zu der Werkstatt fur behinderte Menschen.

Finanziert wird dieses Leistungsangebot aus der Aus-
gleichsabgabe. Das bundesweite Gesamtaufkommen an
Ausgleichsabgabe belief sich in 2019 auf fast 696 Millio-
nen Euro. Bei den Integrationsamtern verbleiben 80 Pro-
zent des Gesamtaufkommens an Ausgleichsabgabe. Der
Rest wird an den Ausgleichsfonds beim Bundesministeri-
um flr Arbeit und Soziales abgefiihrt.

Die Ausgaben der Integrationsamter betrugen 2019 rund
586 Millionen Euro. Das bedeutete eine Steigerung der
Ausgaben um fast 2 Prozent gegentiber dem Jahr 2018.
Im Jahr 2019 haben die Integrationsamter Arbeitgeber
mit 218 Millionen Euro bei der Beschaftigung schwerbe-
hinderter Menschen unterstutzt.

Fiir eine moderne Wahlordnung

Alle vier Jahre wird die Schwerbehindertenvertretung (SBV)
gewahlt, zuletzt im Herbst 2018. Eine Wahl ist immer eine
spannende Sache: Nicht nur fur die Kandidaten oder die
Wahler, sondern ganz besonders auch fir diejenigen, wel-
che die Wahl planen und organisieren. Sie alle konnten bei
einer Online-Befragung der BIH vom 14. Juni bis zum 4.
August 2019 ihre Erfahrungen teilen. Uber 1.400 Menschen
haben sich daran beteiligt und uns damit gute Einblicke
ermoglicht.

Zu den zentralen Ergebnissen lasst sich sagen, dass die
beteiligten Menschen die SBV-Wahlen zwar als gut durch-
fiihrbar erleben, aber auch einen hohen Bedarf an Ande-
rungen der Wahlordnung sehen.

Erstens hinsichtlich der Rechtssicherheit. Hier gilt es, die
Wahlordnung am modernen Datenschutz auszurichten, die
kiirzlich verkiindete Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Wahlbeteiligung von Menschen in Betreuung
aufzunehmen und das vereinfachte Wahlverfahren fiir die
Stufenvertretungen auch in der Wahlordnung zu verankern.

Die Integrationsamter férderten die 965 Inklusionsbetrie-
be bundesweit mit rund 102 Millionen Euro aus Mitteln
der Ausgleichsabgabe. Mehr als 10.640 schwerbehinderte
Menschen im Arbeitsleben haben Leistungen der Beglei-
tenden Hilfe in Hohe von 57,4 Millionen Euro erhalten.
Regionale Arbeitsmarktprogramme gibt es bei 13 von 17
Integrationsamtern. Im Jahr 2019 sind bundesweit 50,3
Millionen Euro aus Mitteln der Ausgleichsabgabe in
Arbeitsmarktprogramme geflossen.

In Deutschland gab es 2019 ein flachen- und bedarfs-
deckendes Netz von 192 Integrationsfachdiensten — mit
1.267 Stellen. Es waren fast 1.800 Fachkrafte im Einsatz.
Die Zahl der von Integrationsfachdiensten unterstiitzten
Personen lag in 2019 bei 62.400 Personen. Fast 69 Prozent
der unterstltzten Personen standen in einem Beschafti-
gungsverhaltnis. Die Zahl der Antrage von Arbeitgebern
auf Zustimmung zur Kiindigung von Arbeitsverhaltnissen
schwerbehinderter Menschen ist 2019 gegenuiber dem
Vorjahr um gut 6,5 Prozent gestiegen. Insgesamt wurden
22.436 Antrage gestellt.

Weitere Informationen uUber die Leistungen der Begleiten-
den Hilfe und zum besonderen Kiindigungsschutz finden
Sie in Kapitel 2

LY

Zweitens muss die Wahlordnung inklusiver werden.

Die Briefwahl fiir das vereinfachte Verfahren zu ermaogli-
chen, wiirde vielen Wahlern die Teilnahme an der Wahl
erleichtern. Auch eine Ausweitung des vereinfachten Ver-
fahrens auf Betriebe mit weniger als 100 schwerbehinder-
ten Mitarbeitern wiirde in vielen Betrieben die Wahlteil-
nahme fordern und nicht freigestellte Schwerbehinderten-
vertretungen entlasten.

Drittens ist es notwendig, die Wahlordnung zukunftssicher
zu gestalten und die digitale oder elektronische Form der
Wahlkommunikation mit den bisher verpflichtenden Aus-
hangen gleichzustellen. Mit der Moglichkeit, die Briefwahl
digital zu organisieren, konnte bereits die Grundlage fiir
eine zukunftige Online-Wahl gelegt werden.

Zu guter Letzt wiinschen sich laut Online-Umfrage fast 47
Prozent der Teilnehmer fuir Laien gut verstandliche Informa-
tionen. Fir die BIH ist dieses Ergebnis ein Hinweis, bei der
nachsten Ausgabe der BIH-Wahlbroschiire auf eine bessere
Verstandlichkeit zu achten und vielleicht ein bisschen weni-
ger auf die juristisch korrekte Darstellung.

* In Nordrhein-Westfalen, Bayern und dem Saarland wurden die Integrations-

amter in ,Inklusionsdmter” umbenannt. lhre Aufgaben blieben unverandert. Jahresbericht 201912020 /7~ Bm 7



SCHWERPUNKTE DER ARBEIT 2019 UND AUSBLICK

LEISTUNGEN DER INTEGRATIONSAMTER 2019

Arbeitgeber

218 Mio. € fiir Schaffung und Sicherung

von Ausbildungs— und Arbeitsplétzen Schwerbehinderte Menschen
74.000 Einzelfille

57 Mio. € z. B. fiir Mobilitat, Arbeitshilfen,
Wohnraum, Qualifizierung, Arbeitsassistenz
10.600 Einzelfille

Inklusionsbetriebe

Gesamtausgaben

586 Mio. €

Mittel der
Ausgleichsabgabe

/102 Mio. € fiir 965 wirtschaftlich
erfolgreiche Unternehmen
12.500 schwerbehinderte
Beschiftigte

Arbeitsmarktprogramme

/50 Mio. € in 13 von 17 Integrations-
amtern, z. B. fr Berufsorientierung,

Ubergang Schule/WfbM auf
allgemeinen Arbeitsmarkt

Institutionelle Férderung

Sonstige Leistungen

38 Mio. € fiir Werkstatten, Wohnstatten,
20 Mio. € z. B. fir Modell- laufenden Betrieb

und Forschungsvorhaben 336 Einrichtungen
Integrationsfachdienste

94 Mio. € fiir Begleitung Ubergang
Schule/WfbM auf allgemeinen
Arbeitsmarkt, Betreuung im Betrieb 7 Mio. € flr Starkung der betrieblichen Partner, z. B.
62.400 Klienten SBV START fiir die neu gewahlte Schwerbehinderten-
vertretung, Fachmedien, Kursangebot
34.100 Teilnehmer, BIH ONLINE 1,2 Mio. Besuche

Information und Bildung

Quelle: BIH, eigene Erhebung

7/~ Bin Jahresbericht 201912020



SCHWERPUNKTE DER ARBEIT 2019 UND AUSBLICK

1.2 Leistungen der Sozialen Entschadigung

Wer in der Bundesrepublik Deutschland einen gesund-

heitlichen Schaden erleidet, fiir dessen Folgen der Staat
eine besondere Verantwortung tragt, hat Anspruch auf
Versorgung im Rahmen der Sozialen Entschadigung.

Die Leistungen der Sozialen Entschadigung umfassen —
historisch bedingt — die Versorgung der Kriegsbeschadig-
ten und Kriegshinterbliebenen des Zweiten Weltkriegs.
Als ,Grundgesetz der Versorgung” finden diese Unter-
stitzungsleistungen aber auch seit Jahrzehnten Anwen-
dung flr weitere Personengruppen, die Anspriiche nach
anderen gesetzlichen Regelungen haben. Dazu gehoren
insbesondere Opfer von Gewalttaten, Wehrdienstbe-
schadigte, Zivildienstbeschadigte, Opfer staatlichen
Unrechts in der DDR und Impfgeschadigte sowie deren
Hinterbliebene.

Ende 2019 gab es in Deutschland 84.527 anerkannte
Leistungsempfanger nach dem Bundesversorgungsge-
setz und seinen Nebengesetzen. Art und Hohe der Leistun-
gen bemessen sich nach Umfang und Schwere der
gesundheitlichen Schadigung. Sie setzen sich aus ver-
schiedenen Geld- und Sachleistungen zusammen, zum

100 Jahre Hauptfiirsorgestellen

Kurz nach dem Ersten Weltkrieg entstanden die ersten
staatlichen Hauptfirsorgestellen. Ihre Geburtsstunde
vor 100 Jahren wiirdigte die Bundesarbeitsgemeinschaft
der Integrationsamter und Hauptfiirsorgestellen mit
einem Festakt am 7. Februar 2019 in Berlin.

Die Festschrift der BIH zur 100-jahrigen Geschichte der
Hauptfirsorgestellen:
www.sozialeentschaedigung.de/files/380/Festschrift_BIH.pdf

Die Rede des BIH-Vorsitzenden Christoph Beyer auf der
Festveranstaltung in Berlin:
www.sozialeentschaedigung.de > Service >

BIH 100 Jahre Hauptfiirsorgestellen >

100 Jahre Hauptfirsorgestellen - Rede von C. Beyer

www.sozialeentschaedigung.de

Beispiel Renten, Pflegezulagen, Leistungen zur Heil- und
Krankenbehandlung und medizinischen Rehabilitation
oder einem Berufsschadensausgleich. Einige finanzielle
Leistungen dienen als Einkommens- bzw. Unterhaltser-
satz und sind daher einkommensabhangig. In 2019 sind
78 Millionen Euro fiir die Heil- und Krankenbehandlung
und fast 375 Millionen Euro fiir Versorgungsleistungen
ausgezahlt worden.

Erganzt werden die Versorgungsleistungen durch weite-
re Leistungen der Hauptfursorgestellen, die weitere
besondere Bedarfssituationen der Versorgungsberechtig-
ten abdecken. Zu den mehrheitlich einkommensabhan-
gigen finanziellen Hilfen gehoren insbesondere die Hilfe
zur Pflege und die erganzende Hilfe zum Lebensunter-
halt. 23.128 Beschadigte und Hinterbliebene haben ein-
malige oder laufende Unterstiitzungsleistungen in Hohe
von 175 Millionen Euro erhalten.

Weitere Informationen (iber die Versorgungs- und Fuir-
sorgeleistungen finden Sie in den Kapiteln 3 und 4.

NV

Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit

Jahresbericht 2019 12020 BIH
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Leistungen des Bundes in der Sozialen Entschiddigung 2019

Bundes- Opfer-
versorgungs- entschadigungs- Neben-
Ausgaben in Mio. Euro gesetz gesetz gesetze Gesamt
538 72 18 628
davon fir
Versorgungsleistungen 324 35 15 375
Leistungen der Heil-
und Krankenbehandlung 54 24 1 78
Leistungen der Flrsorge 160 13 2 175

25 Jahre Empfehlungen zur Kriegsopferfiirsorge

Als die Empfehlungen zur Kriegsopferfiirsorge (KOF) im
Jahr 1994, fast 50 Jahre nach Ende des Zweiten Welt-
kriegs, erschienen, lebten noch etwa 1,3 Millionen Kriegs-
opfer in der Bundesrepublik Deutschland. Hinzu kamen
Uber 12.000 Berechtigte, die wahrend ihres Wehr- oder
Zivildienstes eine Beschadigung erlitten haben, und mehr
als 10.000 Impfgeschadigte, Opfer von Gewalttaten und
politisch Verfolgte, die als Haftlinge in der ehemaligen
DDR und den fritheren deutschen Ostgebieten gesund-
heitliche Schaden erlitten haben.

1.3 Institutionelle Zusammenarbeit

Die BIH arbeitet auf Bundesebene im Auftrag und Inter-
esse der Integrationsamter, Hauptfirsorgestellen und
Versorgungsverwaltungen mit einer ganzen Reihe von
Institutionen zusammen. Aktuell ist sie in mehr als

50 Gremien bei anderen Tragern vertreten, dazu geho-
ren unter anderem die Bundesagentur fir Arbeit, das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS), die
Bundesarbeitsgemeinschaft flir Rehabilitation (BAR), die
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV), das
Unternehmens-Netzwerk Inklusion, REHADAT, das Deutsche
Institut fiir Normung e. V. sowie die Bundesvereinigung
der Deutschen Arbeitgeberverbande (BDA). Die BIH ist
erstmalig vertreten im Ausschuss fiir Fragen behinderter
Menschen des Bundesinstituts fiir Berufsbildung (BIBB)
gemal § 95 Abs. 2 Berufsbildungsgesetz (BBiG). AuRer-
dem sitzen Vertreter der BIH in Beiraten von Projekten
und in der Jury von Preisverleihungen, zum Beispiel von
rehapro nach §11 SGB IX und vom Inklusionspreis fiir die
Wirtschaft. Eva Strobel, Geschaftsfiihrerin Geldleistun-
gen und Rehabilitation der BA, und der BIH-Vorsitzende

10 / Bin Jahresbericht 2019 12020

Quelle: Bundesministerium flir Arbeit und Soziales
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Die Empfehlungen stellen seitdem die einheitliche
bundesweite Rechtsanwendung sicher. Sie werden in
enger Zusammenarbeit zwischen den Landern, dem Bun-
desrechnungshof und dem Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales erstellt. Und sie haben sich zu einem unent-
behrlichen Handbuch entwickelt fir alle in der Kriegsop-
ferfirsorge tatigen Sachbearbeiter sowie flir Berater, die
in Kommunalverwaltungen und Verbanden die Aufgabe
haben, Beschadigte und Hinterbliebene lber die Unter-
stitzungsmoglichkeiten und uber ihre Anspriiche zuver-
lassig zu informieren.

Christoph Beyer haben am 3. Dezember 2019 in Meil3en
eine intensivere Zusammenarbeit auf allen Ebenen, also
zentral, regional und lokal, vereinbart, um das gemeinsa-
me Ziel der beruflichen Rehabilitation und Teilhabe von
Menschen mit Behinderungen zu erreichen. Die Meil3ner
Erkldrung im Wortlaut: www.integrationsaemter.de/
files/11/Meissner_Erklaerung.pdf

Eindeutige Zustandigkeiten und dadurch schnellere Hilfe
fir schwerbehinderte Menschen und ihre Arbeitgeber —
das ist das Ziel einer aktualisierten Verwaltungsabsprache
zwischen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrati-
onsamter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) und den Tra-
gern der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherung
sowie der Bundesagentur fuir Arbeit als Rehabilitationstra-
ger. Hierbei geht es um Leistungen, bei denen der Gesetz-
geber nicht klar geregelt hat, wer die Kosten libernehmen
muss. Die Absprache trat am 1. Januar 2020 in Kraft.

Die Verwaltungsabsprache zum Download:
www.integrationsaemter.de/files/11/Begleitende_Hilfe
LTA Verwaltungsvereinbarung_bf.pdf
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BIH und REHADAT, ein Projekt des Instituts der deutschen
Wirtschaft, arbeiten gemeinsam an einer Urteilsdaten-
bank: REHADAT-Recht informiert Uber die aktuelle Rechtspre-
chung aus dem Arbeits- und Sozialrecht. Bei der Erstellung
von Broschiren besteht eine Kooperation. In 2019 neu
erschienen sind: ,Klare Sprache statt Klischees“ und ,Ich
sehe einfach anders” (aus der REHADAT Wissensreihe).

Die Initiative ,Einstellung zahlt — Arbeitgeber gewinnen®
wurde am 9. April 2019 im Rahmen der Verleihung des
Inklusionspreises fur die Wirtschaft 2019 gestartet. Sie
hat zum Ziel, beschaftigungspflichtige Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber, die keinen schwerbehinderten Men-
schen beschaftigen, fur die Beschaftigung dieses Perso-
nenkreises zu sensibilisieren und Beschaftigungsmaoglich-
keiten zu erschlieBen. Die Unternehmen sollen gezielt
angesprochen, beraten und unterstutzt werden. Partner
der Initiative sind das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales (BMAS), die Bundesvereinigung der Deutschen
Arbeitgeberverbande (BDA), die Bundesagentur fir Arbeit
(BA) und die Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrations-
amter und Hauptfirsorgestellen (BIH). Unterstiitzt wird
die Initiative vom Unternehmens-Netzwerk Inklusion,
dem UnternehmensForum sowie der Charta der Vielfalt.
Die Initiative startet mit einer Pilotphase in den Agentur-
bezirken Aachen-Duren, Erfurt, Freiberg, K6ln, Neumuinster
und Reutlingen. Nach Auswertung der Pilotphase ist eine
Ausweitung auf das gesamte Bundesgebiet geplant.

Die BIH unterstiitzt die Aufklarungskampagne der Bun-
desarbeitsgemeinschaft Inklusionsfirmen (bag if) ,Inklu-
sionsunternehmen. MehrWert inklusive® zur Steigerung
des Bekanntheitsgrades von Inklusionsunternehmen, fiir
die Beschaftigung von Menschen mit Behinderungen und
fir den Ausbau inklusiver Arbeitsplatze.

1.4 Interne Kooperation

Die BIH organisiert und moderiert die Abstimmung der
Integrationsamter, Versorgungsverwaltungen und Haupt-
flrsorgestellen untereinander im Interesse einer einheitli-
chen Rechtsanwendung bei der Durchfiihrung der gesetz-
lichen Aufgaben, der Erstellung von Arbeitsgrundlagen
und der Erarbeitung von Empfehlungen sowie zur Weiter-
entwicklung des beruflichen Behindertenrechts und des
Sozialen Entschadigungsrechts.

Die Empfehlungen der Kriegsopferfiirsorge unterliegen
seit 25 Jahren einer kontinuierlichen Weiterentwicklung
(siehe auch Seite 48).

Die BIH-Empfehlungen* zur Abgeltung auRergewdhnli-
cher Belastungen der Arbeitgeber bei der Beschaftigung
von schwerbehinderten Menschen nach § 27 Schwerbe-
hinderten-Ausgleichsabgabe (SchwbAV) sind liberarbeitet

* Veroffentlicht unter www.integrationsaemter.de/
bih-empfehlungen

worden. Die Erstellung erfolgt in einer multiprofessionellen
Arbeitsgruppe, die rechtliche, technische und psychosoziale
Belange bericksichtigt hat. Ein Vorgehen, dass die BIH nun

auch bei anderen Weiterentwicklungen praktizieren wird.

Neben dem BIH-Vorstand gibt es fiir beide Rechtsbereiche
Schwerbehindertenrecht und Soziale Entschadigungs-
recht Fach- und Arbeitsausschiisse (siehe Kapitel 5). Ein-
mal im Jahr tagt die BIH-Jahreshauptversammlung. Die
BIH halt ein internes Qualifizierungsprogramm fiir die
Mitarbeiter der Integrationsamter, Hauptflrsorgestellen
und Versorgungsverwaltungen sowie der Integrations-
fachdienste vor.

1.5 Umgang und Folgen der Pandemie

Die Pandemie wirkt sich auf die Arbeit im Bereich des
Sozialen Entschadigungsrechts und des Schwerbehinder-
tenrechts aus; hier einige Beispiele:

Entschadigung bei Verdienstausfall — Beschaftigte und
Selbststandige, die wegen eines Coronavirus-Verdachts in
Quarantane geschickt werden, erhalten nach dem Infekti-
onsschutzgesetz (IfSG) eine Entschadigung fiir den Ver-
dienstausfall. Diese Entschadigungsleistung wird von den
Versorgungsverwaltungen gewahrt.

Unterstiitzung bei fehlender Betreuung — die Entschadi-
gungsanspriiche nach dem Infektionsschutzgesetz wur-
den ab dem 30. Marz 2020 erweitert um einen Entschadi-
gungsanspruch fir Verdienstausfalle bei behordlicher
SchlieRung von Kitas und Schulen. Diese Entschadi-
gungsleistung wird von den Versorgungsverwaltungen
gewahrt.

Im Opferentschadigungsrecht kommt es teilweise zu
einem langeren Antragsverfahren, weil die Erstellung von
Gutachten ausgesetzt worden ist bzw. sich verzogert. An
der Schnittstelle zur Eingliederungshilfe bestehen Versor-
gungsengpasse durch die SchlieBung von Einrichtungen
und damit das Aussetzen von MalRnahmen.

Bei den Integrationsamtern stand zu Beginn der Pande-
mie die Unterstiitzung der Inklusionsbetriebe im Vorder-
grund, wenn sich auch die wirtschaftliche Lage der Inklu-
sionsbetriebe je nach Branche und Region sehr
unterschiedlich darstellte. Hier konnten die Integrations-
amter auf die Erfahrungen aus der Wirtschafts- und
Finanzkrise 2009/2010 zuriickgreifen und schnelle und
bewahrte Losungen anbieten. In einigen Bundeslandern
sind Sonderprogramme aufgelegt worden.

Aufgrund der aktuellen Situation infolge der SARS-CoV-

2-Pandemie haben sich die Bundesagentur fur Arbeit und
die Integrationsamter sehr schnell darauf verstandigt, die
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SCHWERPUNKTE DER ARBEIT 2019 UND AUSBLICK

Frist zur Abgabe der Anzeige zur Ausgleichsabgabe 2019
vom 31. Mdrz 2020 auf den 30. Juni 2020 zu verschieben.
Dies gilt auch fiir die Zahlung der ggf. geschuldeten Aus-
gleichsabgabe. Eine erste Umfrage bei den Integrations-
amtern im Mai 2020 hat dazu ergeben, dass mit einem
Rickgang der Einnahmen um bis zu ein Flinftel aus der
Ausgleichsabgabe fiir das Erhebungsjahr 2019 gerechnet
wird. Flir 2021 wird ein erneuter Riickgang in vergleich-
barer Hohe prognostiziert.

Die Integrationsamter rechnen — trotz der Regelungen
zum Kurzarbeitergeld — insgesamt mit mehr Kiindigun-
gen im 2. Halbjahr 2020 und auch in 2021.

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales verzich-
tet einmalig auf 10 Prozent der Einnahmen aus dem
bundesweiten Aufkommen an Ausgleichsabgabe. Diese
bei den Integrationsamtern verbleibenden Mittel sollen
fir Leistungen an Werkstatten fur behinderte Menschen
und an andere Leistungsanbieter im Sinne des § 60 SGB
IX zur Kompensation der aufgrund der COVID-19-Pande-
mie gesunkenen Arbeitsentgelte der dort beschaftigten
Menschen mit Behinderung verwendet werden. Es ste-
hen daflir rund 58 Millionen Euro zur Verfligung.

Das Sonderprogramm des Bundes, der ,,Corona Teilhabe
Fonds*, stellt 100 Millionen Euro zur Bekampfung der
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zur Verfligung, mit
denen die mehr als 950 Inklusionsunternehmen in
Deutschland, Einrichtungen der Behindertenhilfe, Sozial-
kaufhauser und gemeinnutzige Sozialunternehmen
unterstiitzt werden sollen. Die Finanzhilfe ist ein nicht
zuriickzahlbarer Zuschuss zur Bewaltigung oder Minde-
rung von Liquiditatsengpdssen infolge der Pandemie,
wenn die Einnahmen nicht ausreichen, um die betriebli-
chen Fixkosten in den Monaten September 2020 bis April
2021 zu decken. Die Administration und Bewilligung der
Liquiditatsbeihilfen erfolgt durch die Integrationsamter.
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1.6 Ausblick

Die Arbeit der Versorgungsverwaltungen und Hauptfiir-
sorgestellen wird in den nachsten Jahren bestimmt durch
die Umsetzung von mehreren groen Gesetzgebungsver-
fahren. Bis 2023 sind die verschiedenen Stufen des Bun-
desteilhabegesetzes sowie das Dritte Gesetz zur Starkung
der pflegerischen Versorgung und das Betriebsrentenstar-
kungsgesetz im Verwaltungsalltag umzusetzen.

Am 1.Januar 2024 werden das Bundesversorgungsgesetz
und die Mehrheit seiner Nebengesetze Uberflihrt in ein
neues Sozialgesetzbuch XIV zur vollstandigen Neurege-
lung des Sozialen Entschadigungsrechts. Zu den wesentli-
chen Neuerungen wird verwiesen auf Seite 47. Einige der
neuen Leistungen und Regelungen, die mit dem SGB XIV
geregelt werden, treten aber bereits zum 1. Januar 2021
in Kraft: friihzeitige niedrigschwellige Angebote, die soge-
nannten Schnellen Hilfen wie die Inanspruchnahme von
Betreuung in einer Taumaambulanz und ein Fallmanage-
ment zur Unterstutzung bei der Realisierung von Anspru-
chen.

Zudem gilt bei Leistungen und Antragstellungen im
Opferentschadigungsrecht kiinftig das sogenannte Wohn-
ortprinzip, d.h. der Betroffene stellt seinen Antrag auf Lei-
stungen vor Ort bei der regional fiir ihn zustandigen
Behorde und nicht mehr bei der Behorde, in deren Zustan-
digkeitsbereich die Tat vertibt worden ist. Fiir Personen,
die bereits Versorgungsleistungen beziehen, wechselt
ebenfalls die zustandige Behorde. Die fristgerechte
Umsetzung dieser Anspriiche der Betroffenen sicherzu-
stellen, ist eine der wesentlichen Arbeiten der Hauptfiir-
sorgestellen und Versorgungsverwaltungen in 2020.

Das Bundesteilhabegesetz hat die Integrationsamter bei
der Ausweitung der Pravention ebenfalls mit in die Pflicht
genommen; diesen Auftrag wollen die Integrationsamter
nutzen fir eine Ausweitung ihrer Aktivitaten rund um die
Pravention am Arbeitsplatz. Ein BIH-Leitpapier befindet
sich in der Entwicklung, es besteht eine Kooperation mit
der DGUV, und der Technische Beratungsdienst der Inte-
grationsamter setzt als neues Instrument erstmalig die
inkludierte Gefahrdungsbeurteilung ein.

Im Rahmen der Bekampfung der Pandemiefolgen haben
die BIH und die BAGUS (Bundesarbeitsgemeinschaft der
Uberortlichen Sozialhilfetrager) ihre Zusammenarbeit
intensiviert, zum Beispiel mit einem gemeinsamen Papier
zur Absicherung der Entgelte von Werkstattbeschaftigten.
Die gemeinsame Arbeit soll auf dem Gebiet der Ubergin-
ge in den allgemeinen Arbeitsmarkt fortgefiihrt werden.



SCHWERPUNKTE DER ARBEIT 2019 UND AUSBLICK

Das Schulungsangebot der Integrationsamter fir die
betrieblichen Funktionstrager wird weiterentwickelt hin
zu einem E-Learning-Angebot. Bereits bevor die aktuelle
Pandemie gezeigt hat, wie wichtig ein breit angelegtes
digitales Kommunikations- und Weiterbildungsangebot
ist, hat die BIH sich auf den Weg gemacht. Die BIH plant
den Projektstart in 2021 mit finanzieller Unterstitzung
aus dem Ausgleichsfonds beim Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales. Das digitale Angebot ist als Ergan-
zung zu den bewahrten Prasenzveranstaltungen zu ver-
stehen; es soll diese nicht ersetzen. Es richtet sich beson-
ders an die betrieblichen Funktionstrager, die bisher an
der Teilnahme an den Prasenzveranstaltungen gehindert
waren.

Die BIH setzt sich dafiir ein, dass die Leistung eines Job-
coachings Eingang in den Leistungskatalog des § 49 SGB IX
findet. Dass ein Jobcoaching ein erfolgreiches Instrument
der (Wieder-)Eingliederung in den allgemeinen Arbeits-
markt ist, zeigte sich eindrucksvoll auf der Fachtagung des
LWL-Inklusionsamts Arbeit im Februar 2020.

Weitere Informationen: www.lwl-jobcoaching.de/de/
fachtagungen/

Vor dem Hintergrund der Novellierung des JVEG (Justiz-
vergltungs- und -entschadigungsgesetz) ist eine BIH-
Empfehlung zu den Gebardensprachdolmetscherleistun-
gen in Vorbereitung.

Die BIH plant nun mehr fiir Anfang Mai 2022 — wie
bereits in 2011 und 2017 — die Fachtagung ,Zukunfts-
werkstatt 3.0 — aktiv gestalten” in Leipzig. Der Austausch
Uber die Themen Pravention, Personalgewinnung, inklusi-
ve Fiihrung, Fort- und Weiterbildung und Unternehmens-
entwicklung richtet sich an Schwerbehindertenvertretun-
gen und Inklusionsbeauftragte der Arbeitgeber.
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LEISTUNGEN

DER INTEGRATIONSAMTER




ie Leistungen der Integrationsamter werden iiber

die Ausgleichsabgabe finanziert. Die Integrations-
amter erheben die Ausgleichsabgabe bei den Arbeit-
gebern, die ihre Beschaftigungspflicht nicht oder nur
teilweise erfiillen. Die Ausgleichsabgabe hat zwei
Funktionen: eine Ausgleichs- und eine Antriebsfunk-
tion. Einmal erméglicht sie einen finanziellen Aus-
gleich gegeniiber den Arbeitgebern, die ihrer
Beschiftigungspflicht nachkommen und denen teil-
weise zusatzliche Kosten entstehen. Auf der anderen
Seite soll die Ausgleichsabgabe Arbeitgeber motivie-
ren, schwerbehinderte Menschen zu beschiftigen.

2.1 Einnahmen

Das Gesamtaufkommen an Ausgleichsabgabe ist gegen-
iiber dem Vorjahr gestiegen. Im Jahr 2019 waren es fast
696 Millionen Euro. Die Integrationsdmter haben damit
rund 3 Prozent (23 Millionen Euro) mehr an Ausgleich-
sabgabe eingenommen als 2018.

Die Einnahmen der Integrationsamter durch die Aus-
gleichsabgabe sind in den vergangenen Jahren stetig
gestiegen. Grund daftr ist zum einen die ,Anpassungs-
klausel”in § 160 Abs. 3 SGB IX. Die gestaffelten Zahlbetrage
fr unbesetzte Pflichtarbeitsplatze erhohten sich fur die
Arbeitgeber in den Jahren 2012 und 2016 pro Monat um
jeweils gut 10 Prozent. Die Steigerung der Ausgleichsabga-
be ist an die Entwicklung der BezugsgrolRe* gekoppelt.

Zum anderen ist die Steigerung auf die gute Entwicklung
des Arbeitsmarktes zurtickzufiihren. Seit Jahren steigt die
Zahl der sozialversicherungspflichtigen Arbeitsplatze in
Deutschland. Damit steigt auch die Bemessungsgrundla-
ge fiir die Beschaftigungspflicht. Die Prognose geht aller-
dings von einem allmahlich sinkenden Aufkommen bei
wachsendem Bedarf an Unterstiitzungsleistungen aus.
Aufgrund des demografischen Wandels werden alter wer-
dende Belegschaften mit einem hoheren Anteil an
schwerbehinderten Menschen erwartet.

Finanzielle Basis

Die Integrationsamter fiihren 20 Prozent des Aufkom-
mens an Ausgleichsabgabe an den Ausgleichsfonds beim
Bundesministerium fir Arbeit und Soziales (BMAS) ab.
Dieser Fonds wurde fur liberregionale befristete Program-
me und regionale Modellvorhaben zur Teilhabe schwerbe-
hinderter Menschen am Arbeitsleben eingerichtet.

* BezugsgroRe (§ 18 Abs. 1 SGB IV) = Durchschnittsentgelt
aller Versicherten der gesetzlichen Rentenversicherung im
vorvergangenen Kalenderjahr

LEISTUNGEN DER INTEGRATIONSAMTER

Die Bundesagentur flr Arbeit (BA) erhilt jahrlich 16 Pro-
zent aus der Abflihrung der Integrationsamter an den
Ausgleichsfonds, um Leistungen an Arbeitgeber in Form
von Eingliederungszuschiissen erbringen zu konnen.

Den Integrationsamtern verbleiben 80 Prozent des
Gesamtaufkommens an Ausgleichsabgabe. Im Jahr 2019
bildeten fast 556 Millionen Euro die finanzielle Basis fiir
ihre Aufgaben. Damit standen den Integrationsamtern
2019 deutlich mehr Mittel — 19 Millionen Euro —fiir ihre
Arbeit zur Verflgung als im Jahr 2018. Uber lange Jahre
hinweg war die Forderlandschaft der Integrationsamter
gepragt von einmaligen Leistungen fiir schwerbehinderte
Arbeitnehmer und ihre Arbeitgeber.

Inzwischen bestimmen — mindestens gleichwertig — mit-
telfristig angelegte Forderprogramme, die konsequente
Wahrnehmung der Strukturverantwortung fur die Inte-
grationsfachdienste (IFD) und die laufende Unterstltzung
der Inklusionsbetriebe die Aufgabenerledigung der Inte-
grationsamter.

Integrationsamter Gbernehmen damit eine strukturelle
Verantwortung fur wichtige Bereiche der Inklusion
schwerbehinderter Menschen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt. Mit der Starkung der Pravention durch das
Bundesteilhabegesetz (BTHG) in § 3 SGB IX werden die
Integrationsamter immer mehr zu einem dauerhaften
und verlasslichen Partner fiir Arbeitgeber liber das gesam-
te Beschaftigungsverhaltnis eines schwerbehinderten
Menschen hinweg.

Dies hat firr die Integrationsamter finanzielle Konsequen-
zen: Bereits heute sind rund 65 Prozent der Einnahmen
der Integrationsamter mittel- oder sogar langfristig
gebunden. Die Ausgleichsabgabehaushalte vieler Integra-
tionsamter weisen inzwischen hohe (Vor-)Bindungen fiir
die nachfolgenden Haushaltsjahre auf. Die personelle
sowie finanzielle Ausstattung der Integrationsamter und
die Uberprifung ihrer Aufgaben im Verhéltnis zu den
Rehabilitationstragern werden Themen der kommenden
Jahre bleiben.
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Aufkommen der Ausgleichsabgabe 2017 - 2019

Integrationsamter 2017 2018 2019
Baden-Wurttemberg 89,37 97,53 102,46
Bayern 113,10 119,55 122,99
Berlin 34,91 38,23 41,91
Brandenburg 14,16 14,64 15,18
Bremen 7,97 8,25 8,52
Hamburg 30,39 30,78 32,12
Hessen 54,69 56,92 58,27
Mecklenburg-Vorpommern 6,79 6,98 6,71
Niedersachsen 55,79 58,09 60,31
Nordrhein-Westfalen
+  Rheinland 84,27 86,20 87,80
+  Westfalen-Lippe 53,70 55,33 56,94
Rheinland-Pfalz 22,64 23,88 24,50
Saarland 5,82 5,81 6,02
Sachsen 26,00 26,34 27,03
Sachsen-Anhalt 16,31 16,98 17,00
Schleswig-Holstein 15,83 16,18 16,97
Thuringen 10,73 10,94 11,06
Insgesamt 642,49 + 4,7% » 672,64  + 3,4% » 695,80
Bei den Integrationsamtern verbleibende 516,16 537,15 555,78
Mittel (nach Abfiihrung von 20 Prozent an den
Ausgleichsfonds)

Quelle: BIH, eigene Erhebung
2.2 Leistungen Gesamtausgaben

Die Ausgleichsabgabe wird ausschlielich fiir die Teilhabe
schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben einge-
setzt. Vor allem die Leistungen im Rahmen der Begleiten-
den Hilfe im Arbeitsleben sollen eine gleichberechtigte
Teilhabe schwerbehinderter Beschéftigter am Arbeitsle-
ben ermdglichen. Die Verwendung der Ausgleichsabgabe
ist gesetzlich festgelegt.

16 / Bin Jahresbericht 2019 12020

Die Ausgaben der Integrationsamter betrugen 2019 rund
586 Millionen Euro. Das bedeutete eine Steigerung der
Ausgaben um fast 2 Prozent gegeniiber dem Jahr 2018.
Den Integrationsamtern standen fiir ihre Arbeit 2019 rund
556 Millionen Euro zur Verfligung. Es wurden also 30 Mil-
lionen Euro, d.h. 5 Prozent, mehr ausgegeben als einge-
nommen. Eine Reihe von Integrationsamtern hat daher
zum Ausgleich des Haushaltes auf Rucklagen der Aus-
gleichsabgabe aus den Vorjahren zuriickgegriffen.
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Ausgaben der Integrationsimter nach Art der Leistung 2019 in Mio. Euro

Leistungen an
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o 4
S o &b
c= c z =
— 1 -+ >
< 40-1_) < o o w o)
o & c Q9 < c -
=5 — v g .2 ‘o = ]
25 2% £ 822 = 2 S
S5a S8 (9] 2 ¥ X © =
o0 S oo »n © Sof 2 < =
cx cc = N= un ‘T 5 :0
S >.9 ) = 55 S oo ~ 2 2
Ty o3 e | & a5 C S I <
O T = [ C.=© =) =
.5 < 0= € 9] Fos 5 = 3 c o -
€s 85 g |z ew¥ 3 0§ = § T E
o o 0 U 0 i eSE 5 & 00 = a
20 £ % o 3 & 3= i 'e) = < & )
0.5 3.9 a c c oS [} - S 2 ‘o %0
95 9> o = S¢s = = v )
= 7 = A’_ﬁ = S 3] - & 2 00 .E
[@] (@] (0] =} (5] i
S 0 IS © Sc SHow < 00 — O =
o5 o s c Ho - o oo = ) o ]
= N = N 0 c< &S5 = S > (1) = 9
25 25 = S22 525 > = = = = IS
wn U wn U o S c B2 .© o = =] e 0 v e
U + U+ 1y Y © ) [V} c oo "
R z 8 28 £ | gL oo 2 S 5 5 i© 5
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Baden-Wirttemberg 30,15 9,81 23,32 480 1520 8,00 0,63 0,39 0,01 004 9234
Bayern 52,87 15,89 4,12 6,15 10,87 25,18 086 0,04 0,00 0,03 115,99
Berlin 7,61 4,58 0,00 5,83 369 0,23 019 000 0,00 0,00 2212
Brandenburg 6,35 1,90 1,17 091 498 000 022 026 0,21 0,00 16,01
Bremen 0,74 0,73 0,35 0,89 1,80 0,00 0,06 0,10 0,28 0,00 4,97
Hamburg 2,99 1,44 0,89 3,75 1,09 050 088 0,72 0,27 0,00 12,52
Hessen 19,79 591 0,00 6,82 6,19 1,20 0,31 5,23 0,05 0,23 45,72

Mecklenburg-Vorpommern 4,03 1,39 0,02 0,43 097 000 018 031 061 0,00 7,93

Niedersachsen 20,03 5,60 7,95 3,47 550 0,00 0,16 000 000 0,00 4271

Nordrhein-Westfalen

+  Rheinland 2190 16,65 245| 11,35 1550 099 140 060 0,00 0,05 70,88
» Westfalen-Lippe 896 13,40 7,46| 528 1490 019 063 136 012 000 5231
Rheinland-Pfalz 680 807 000| 086 299 000 053 000 000 003 1927
Saarland 1,34 076 015| 012 074 015 003 018 000 000 345
Sachsen 8,76 588 019| 346 331 109 022 018 033 002 2344
Sachsen-Anhalt 905 086 145| 091 209 000 012 095 000 000 1543
Schleswig-Holstein 10,82 523 000| 1,55 324 000 025 765 000 000 2873
Thiringen 584 392 077| 066 124 004 013 004 000 006 12,69
Insgesamt 218,03 102,01 50,28 57,25 94,29 37,56 6,78 17,98 1,88 0,44 586,53

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Begleitende Hilfe im Arbeitsleben

Die Leistungen der Begleitenden Hilfe dienen der Praven-
tion und damit der Sicherung bestehender Beschafti-
gungsverhaltnisse. Die Integrationsamter bieten in jedem
individuellen Fall aus einer Hand Beratung sowie finanzi-
elle und personelle Leistungen an. Erste Adresse in Sachen
Beratung ist dabei vielfach der Technische Beratungs-
dienst der Integrationsamter. Er klart vor Ort, mit welchen
technischen Arbeitshilfen der Arbeitsplatz des schwerbe-
hinderten Beschaftigten so gestaltet werden kann, dass
dieser weiterhin in der Lage ist, eine vollwertige Arbeits-
leistung zu erbringen.

Insgesamt wurden im Jahr 2019 fir Leistungen der
Begleitenden Hilfe etwas mehr als 470 Millionen Euro
ausgegeben. Es handelt sich dabei um finanzielle Leistun-
gen an schwerbehinderte Menschen, ihre Arbeitgeber
und an Inklusionsbetriebe sowie um die Finanzierung der
notwendigen Unterstitzung schwerbehinderter Menschen
und ihrer Arbeitgeber durch Integrationsfachdienste. Der
Anteil der Begleitenden Hilfe an den Gesamtausgaben der
Integrationsamter lag bei liber 80 Prozent.

Entwicklung der Ausgaben der Integrationsémter 2017 - 2019

Die Zuschiisse zu den Investitions- und Lohnkosten blieben
mit etwas mehr als 218 Millionen Euro auf dem Niveau
des Vorjahres. Ihr Anteil an den Gesamtausgaben betrug
37 Prozent. Inklusionsbetriebe wurden mit 102 Millionen
Euro gefordert. Ihr Anteil an den Gesamtausgaben betrug
2019 Uber 17 Prozent.

Die Ausgaben fur regionale Arbeitsmarktprogramme
lagen 2019 unverandert gegentiber dem Vorjahr bei
etwas Uber 50 Millionen Euro. Der Anteil der Leistungen
fir Arbeitsmarktprogramme an den Gesamtausgaben
betrug 8,5 Prozent.

Fir die individuelle Férderung schwerbehinderter Men-
schen einschlieBlich der Leistungen fur eine notwendige
Arbeitsassistenz sind seit 2007 kontinuierlich steigende
Ausgaben zu verzeichnen. Im Jahr 2019 erreichten sie mit
mehr als 57 Millionen Euro einen neuen Hochststand. lhr
Anteil an den Gesamtausgaben betrug fast 10 Prozent.
Auch die aufgewendeten Mittel zur Finanzierung der Inte-
grationsfachdienste nehmen seit 2008 regelmaRig zu und
lagen 2019 bei liber 94 Millionen Euro. Ihr Anteil an den
Gesamtausgaben betrug 14 Prozent.

in Mio. Euro

Integrationsamter 2017 2018 2019
Arbeitsmarktprogramme zur Forderung der

Einstellung schwerbehinderter Menschen 52,17 48,93 50,28
Leistungen an schwerbehinderte Menschen

(einschlieRlich Arbeitsassistenz) 52,99 55,39 57,40
Leistungen an Arbeitgeber (ohne Leistungen

an Inklusionsbetriebe) 197,94 208,52 218,03
Leistungen an Inklusionsbetriebe 92,34 93,99 102,01
Leistungen an freie Trager der

Integrationsfachdienste 85,29 94,80 94,29
Institutionelle Férderung 45,92 45,12 37,56
Schulung und Offentlichkeitsarbeit 6,84 7,35 6,78
Modell- und Forschungsvorhaben 20,51 18,59 17,98
Sonstige Leistungen 1,50 2,49 1,88
Tragerubergreifendes personliches Budget 0,37 0,48 0,44
Insgesamt 555,88 +3,56 % » 575,66 +1,89 % » 586,53
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Eine zentrale Aufgabe der Integrationsamter ist es, die
Betriebe und Dienststellen dabei zu unterstiitzen, neue
Arbeits- und Ausbildungsplatze fiir schwerbehinderte
Menschen zu schaffen und zu sichern. Dazu dient die For-
derung der Arbeitgeber.

Die Ausgaben beliefen sich —einschlieRlich der Leistungen
an Inklusionsbetriebe und der Forderung tiber Arbeits-
marktprogramme 2019 — auf iber 370 Millionen Euro, 19
Millionen Euro mehr als im Vorjahr. Der Anteil an den
Gesamtausgaben betrug 63 Prozent.

Arbeitsplatze schaffen und sichern

Im Jahr 2019 haben die Integrationsamter Arbeitgeber
(ohne Inklusionsbetriebe) mit 218 Millionen Euro (2018:
208 Millionen Euro) bei der Beschaftigung schwerbehin-
derter Menschen unterstitzt, das entsprach einem Anteil
von 37 Prozent ihrer Gesamtausgaben.

Die Leistungen trugen vor allem zur Sicherung von
Arbeitsplatzen bei. Rund 8.400 bestehende Arbeitsplatze
wurden behinderungsgerecht ausgestattet und konnten
dadurch erhalten bleiben. Zuschiisse und Darlehen von

Leistungen an Arbeitgeber 2017 - 2019

LEISTUNGEN DER INTEGRATIONSAMTER

12,5 Millionen Euro an Arbeitgeber ermoglichten die
Schaffung von lber 1.700 neuen Arbeits- und Ausbil-
dungsplatzen.

AuBergewohnliche Belastungen ausgleichen
Pragend ist nach wie vor die Entwicklung der Leistungen
zum Ausgleich auRergewohnlicher Belastungen, die in
Form von laufenden Lohnkostenzuschiissen erfolgt. Sie
stiegen 2019 gegenliber dem Vorjahr nochmals um 8 Mil-
lionen Euro und erreichten einen neuen Hochststand von
178 Millionen Euro. Diese Leistungen sicherten Gber
45.300 bestehende Arbeitsverhaltnisse. Sie haben sich in
der Praxis zu dem am meisten genutzten Forderinstru-
ment entwickelt und entsprachen 2019 fast einem Drittel
(30 Prozent) der Gesamtausgaben der Integrationsamter.

Mit dieser meist dauerhaften Forderung binden die Inte-
grationsamter ihre Haushaltsmittel langfristig. Dies ist im
Rahmen der Haushaltsplanung stets zu berticksichtigen.

Die Integrationsamter tiberpriifen regelmalRig den indivi-
duellen Férderbedarf. Eine wichtige Rolle kommt dem
technischen Beratungsdienst zu. Neue und bessere Mog-
lichkeiten von technischen Arbeitshilfen kénnen helfen
eine Leistungseinschrankung auszugleichen.

ohne Inklusionsbetriebe

2017 2018 2019

Leistungen Mio. Euro Fallzahlen Mio. Euro Fallzahlen Mio. Euro Fallzahlen
Schaffung von Arbeits- und 14,34 2.038 14,55 1.773 12,53 1.716
Ausbildungsplatzen Frauen 507 460 438
Behinderungsgerechte Einrichtung 26,33 9.381 26,97 8.671 26,57 8.399
von Arbeits- und Ausbildungsplatzen Frauen 4274 3.760 3.733
Leistungen bei au@ergewéhn“chen 156,53 45.328 166,02 47.105 177,95 45311
Belastungen Frauen 19.273 18.629 18.579
Pramien und Zuschiisse zur 0,66 319 0,82 395 0,92 425
Berufsausbildung Frauen 131 168 140
Betriebliches
Eingliederungsmanagement 0,09 X 0,16 X 0,06 X
Insgesamt 197,94 57.066 208,52 57.944 218,03 55.851

Frauen 24.185 23.017 22.890

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Berufsausbildung fordern

Seit 2004 werden Ausbildungsplatze fir behinderte
Jugendliche von den Integrationsamtern mit Pramien und
Zuschiissen besonders gefordert. Dieses Forderinstrument
wird weiterhin nur zégerlich in Anspruch genommen. Die
Integrationsamter zahlten im Jahr 2019 an Arbeitgeber
Pramien und Zuschisse zur Berufsausbildung fiir

425 Jugendliche in Hohe von 920.000 Euro, 100.000 Euro
mehr als im Vorjahr.

Betriebliches Eingliederungsmanagement
Arbeitgeber sind verpflichtet, fiir Beschaftigte, die inner-
halb eines Jahres langer als sechs Wochen arbeitsunfahig
sind, ein Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM)
durchzufiihren. 2019 haben die Integrationsamter die
Einflhrung und Umsetzung eines Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements mit Pramien an Arbeitgeber in Hohe
von insgesamt 60.000 Euro gefordert.

2.2.2 Inklusionsbetriebe

Inklusionsbetriebe sind ein wichtiges inklusives Arbeits-
marktinstrument. Sie zdhlen zum allgemeinen Arbeits-
markt und stehen im Wettbewerb mit anderen Unter-
nehmen. Sie sind positive Beispiele fiir gelebte soziale
Marktwirtschaft und einen inklusiven Arbeitsmarkt. lhre
Aufgabe ist es, besonders betroffene schwerbehinderte
Menschen dauerhaft beruflich einzugliedern.

Zielgruppe und Aufgabe

Inklusionsbetriebe beschaftigen schwerbehinderte Men-
schen, die trotz umfangreicher Unterstiitzung durch den
Integrationsfachdienst nicht oder noch nicht in der Lage
sind, in anderen Betrieben des allgemeinen Arbeitsmark-
tes Ful? zu fassen. Dazu zahlen Menschen mit einer geisti-
gen oder seelischen Behinderung, die eine individuelle
arbeitsbegleitende Betreuung benétigen, sowie Men-
schen mit einer schweren Sinnes-, Korper- oder Mehrfach-
behinderung. Des Weiteren geht es um Beschaftigte einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen (WfbM), die auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt wechseln, sowie Abganger von
Forderschulen, die ohne Unterstiitzung nicht den Weg ins
Berufsleben schaffen. In 2016 hat der Gesetzgeber Inklusi-
onsbetriebe fiir zwei weitere Zielgruppen geéffnet: fir
langzeitarbeitslose schwerbehinderte Menschen sowie
fur psychisch kranke Menschen ohne eine férmliche Aner-
kennung der Schwerbehinderung.

20 /B Jahresbericht 2019 12020

Unternehmensmerkmale

Inklusionsbetriebe arbeiten als eigenstandige Unterneh-
men oder als unternehmensinterne Betriebe und Abtei-
lungen. Sie mussen mindestens 30 Prozent besonders
betroffene schwerbehinderte Menschen beschaftigen.
Aus Griinden der Wettbewerbsfahigkeit soll deren Anteil
an der Gesamtbelegschaft jedoch 50 Prozent nicht tiber-
schreiten. Inklusionsbetriebe stehen im Wettbewerb mit
anderen Unternehmen, miissen wirtschaftlich erfolgreich
und gleichzeitig sozial engagiert sein. Es muss ihnen
gelingen, Wettbewerbsfahigkeit und Rentabilitat auf
der einen Seite und die Beschaftigung einer hohen Zahl
an besonders beeintrachtigten schwerbehinderten
Menschen auf der anderen Seite erfolgreich miteinander
zu verbinden.

Es ist eine Herausforderung, diesen beiden Aufgaben
gerecht zu werden. Im Vorfeld ist es besonders wichtig,
dass Inklusionsbetriebe ihren ,Markt“ entdecken, wirt-
schaftlich tragfahige Konzepte entwickeln, diese mit
einem soliden Marketing kombinieren und eine detaillier-
te betriebswirtschaftliche Planung ausarbeiten. Dabei
erhalten sie von den Integrationsamtern Unterstutzung in
Form einer betriebswirtschaftlichen Beratung. Inklusions-
betriebe mussen ihre laufenden Kosten durch Umsatze
selbst erwirtschaften. Laufende offentliche Zuschiisse die-
nen ausschlieBlich dem Ausgleich behinderungsbedingter
Nachteile der besonders betroffenen schwerbehinderten
Beschaftigten.



Leistungen an Inklusionsbetriebe 2019
Leistungen

Aufbau, Erweiterung, Modernisierung und Ausstattung 10,94
Betriebswirtschaftliche Beratung 1,81
Abdeckung eines besonderen Aufwands, § 134 SGB IX 22,87
Ausgleich auRergewohnlicher Belastungen, § 27 SchwbAvV 66,27
Gesundheitsforderung und Weiterbildung 0,13
Insgesamt 102,01

Betriebe und Beschaftigte

Die Zahl der Inklusionsbetriebe wachst seit Jahren. 2019
sind 965 Inklusionsbetriebe von den Integrationsamtern
anerkannt und gefordert worden. In allen Inklusionsbe-
trieben zusammen arbeiteten rund 13.550 schwerbehin-
derte Menschen, davon waren mehr als 12.500 durch ihre
Behinderung beruflich besonders beeintrachtigt.

Behinderte Menschen* in Inklusionsbetrieben 2019

Quelle: BIH, eigene Erhebung

Der Anteil der seelisch behinderten Beschaftigten in den
Inklusionsbetrieben lag 2019 bei 28 Prozent und der mit
geistiger Behinderung bei 24 Prozent. Im Vergleich zum

Vorjahr ist die Zahl der seelisch und geistig behinderten
Beschaftigten gegentiber den Beschaftigten mit Korper-
und Mehrfachbehinderungen leicht gesunken.

Seelische Behinderung

*i.S.v. §215 Abs. 2 SGB IX

Geistige Behinderung

Weitere Behinderungsarten

Quelle: BIH, eigene Erhebung

Jahresbericht 201912020 7~ s 21




LEISTUNGEN DER INTEGRATIONSAMTER

Gesamtforderung

Die Integrationsamter férderten 2019 die Inklusionsbetrie-
be bundesweit mit rund 102 Millionen Euro aus Mitteln
der Ausgleichsabgabe, 8 Millionen Euro mehr als 2018. Fast
90 Millionen Euro oder 87 Prozent der Gesamtforderung
wurden als Nachteilsausgleich fur die spezifischen Belastun-
gen erbracht, die aus der Beschaftigung vieler beruflich
besonders beeintrachtigter Menschen resultierten. Sie
dienten als Produktivitatsausgleich bei einer Leistungsmin-
derung und zur Abdeckung eines besonderen personellen
Aufwands fiir die Unterstiitzung der beeintrachtigten
Beschaftigten.

Fast 11 Millionen Euro — das sind rund 12 Prozent der
gesamten Forderung an Inklusionsbetriebe — flossen in die
investive Forderung fiir Aufbau, Erweiterung, Modernisie-
rung und Ausstattung von Arbeitsplatzen.

In die betriebswirtschaftliche Beratung der Unternehmen
investierten die Integrationsamter knapp 1,8 Millionen
Euro. Als ,,Bonus fiir Gesundheit und Weiterbildung” —eine
mit dem Bundesteilhabegesetz neu eingefiihrte Leistung —
zahlten die Integrationsamter 180.000 Euro.

Anzahl der Inklusionsbetriebe/Beschiftigten in Inklusionsbetrieben 2019

Anzahl
besonders
Anzahl betroffene
schwer- schwerbe-
Neu Anzahl behinderte hinderte
Integrationsamt Alle Projekte im Jahr 2019 Beschiftigte Menschen Menschen
Baden-Wirttemberg 92 0 4.462 1.797 1.734
Bayern 98 4 3.903 1.941 1.700
Berlin 38 3 1.518 677 676
Brandenburg 33 5 515 279 275
Bremen 12 0 276 130 121
Hamburg 8 0 280 137 135
Hessen 55 5 2.152 866 774
Mecklenburg-Vorpommern 24 1 321 168 149
Niedersachsen 67 6 1.310 614 575
Nordrhein-Westfalen/
Rheinland 143 7 3.951 1.731 1.574
Nordrhein-Westfalen/
Westfalen-Lippe 171 6 4.295 2.462 2.270
Rheinland-Pfalz 74 0 2.424 1.001 846
Saarland 11 2 250 123 123
Sachsen 6l 5 2.097 717 713
Sachsen-Anhalt 27 4 237 121 116
Schleswig-Holstein 20 1 985 383 393
Thiringen 3 3 890 403 342
I
Summe 965 52 29.866 13.550 12.516
davon Frauen 12.744 5.276 4.979
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Schwerbehinderte Beschiftigte werden auch direkt von
den Integrationsamtern unterstiitzt. Ziel der Férderung
ist es, schwerbehinderten Menschen die gleichen Chan-
cen wie nicht behinderten Menschen zu erméglichen und
ihre Wettbewerbsfihigkeit am Arbeitsmarkt zu verbessern.

Gesamtforderung

Die Integrationsamter férderten 2019 mehr als

10.640 schwerbehinderte Menschen durch die Begleiten-
de Hilfe im Arbeitsleben. Die Férdersummen, die von den
Integrationsamtern unmittelbar fiir schwerbehinderte
Menschen aufgewendet werden, steigen seit Jahren,
zuletzt von 2018 zu 2019 um 2 Millionen Euro auf insge-
samt 57,4 Millionen Euro.

Leistungen an schwerbehinderte und lhnen gleichgestellte Menschen 2017 - 2019

2017 2018 2019
Leistungs- Leistungs- Leistungs-

Leistungen Mio. Euro empfanger Mio.Euro empfianger Mio.Euro empfinger
Technische Arbeitshilfen 5,46 1.973 5,08 1.880 5,37 1.849

Frauen 974 917 908
Erreichen des Arbeitsplatzes 5,05 884 5,48 932 4,35 909

Frauen 343 402 420
Wirtschaftliche Selbststandigkeit 1,35 136 0,61 118 0,46 112

Frauen 32 29 34
Beschaffung und Erhaltung einer 0,45 121 0,51 121 0,47 130
behinderungsgerechten Wohnung

Frauen 47 50 58
Erhaltung und Erweiterung beruflicher 4,40 1.806 5,03 1.947 5,04 2167
Kenntnisse und Fertigkeiten

Frauen 919 950 1131
Hilfe in besonderen Lebenslagen 2,44 1.043 2,26 1.148 2,25 1.149

Frauen 506 544 543
Arbeitsassistenz 32,51 3.680 35,10 3.702 38,14 3.938

Frauen 1.757 1.757 1.895
Unterstitzte Beschaftigung 1,34 400 1,32 414 1,32 388

Frauen 133 138 113
Insgesamt 52,99 10.043 55,39 10.262 57,40 10.642

Frauen 4711 4.787 5.102

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Arbeitsassistenz

Die Leistungen fiir eine notwendige Arbeitsassistenz, auf
die ein Rechtsanspruch besteht, steigen seit Jahren konti-
nuierlich an. Inzwischen ist Arbeitsassistenz die am starksten
nachgefragte Leistung fur schwerbehinderte Menschen.
Bundesweit erhielten 2019 rund 3.940 Personen ein Bud-
get fir Arbeitsassistenz. Die Ausgaben beliefen sich auf
mehr als 38 Millionen Euro — ein Plus von 3 Millionen Euro
im Vergleich zu 2018.

Dies entspricht 67 Prozent der Gesamtférderung an
schwerbehinderte Menschen. Somit war die Arbeitsassistenz
auch im Jahr 2019 wieder die kostenintensivste Leistungs-
art unter den Leistungen fiir schwerbehinderte Men-
schen. Dies unterstreicht die groRRe Bedeutung der
Arbeitsassistenz, die als Forderinstrument wesentlich
dazu beitragt, Inklusion im Arbeitsleben auch fir beruf-
lich erheblich beeintrachtigte schwerbehinderte Men-
schen zu verwirklichen.

Technische Arbeitshilfen

Mit 1.849 Forderfallen ist die Zahl der schwerbehinderten
Menschen, die 2019 individuelle technische Hilfen erhiel-
ten, stabil geblieben. Dies hangt zum einen mit der allge-
mein verbesserten ergonomischen —und damit auch
behinderungsgerechteren — Ausstattung vieler Arbeits-
platze zusammen. Zum anderen verweisen die Integrati-
onsamter konsequent auf die vorrangige Zustandigkeit
der Rehabilitationstrager. Trotzdem sind die Aufwendun-
gen flr technische Arbeitshilfen 2019 im Vergleich zum
Vorjahr leicht gestiegen: um rund 300.000 Euro auf fast
5,4 Millionen Euro.

Berufsbegleitende Fortbildung

Die Hilfen zur Teilnahme an MalRnahmen zur Erhaltung
und Erweiterung beruflicher Kenntnisse und Fertigkeiten
sind ein wichtiges Forderinstrument zur Sicherung von
Arbeitsverhaltnissen: Rund 2.170 schwerbehinderte Men-
schen nutzten diese Forderung, um wettbewerbsfahig zu
bleiben und ihre Beschaftigungsfahigkeit zu erhalten.
Damit ist die Zahl der Leistungsempfanger gegentiber 2018
um 220 Personen gestiegen. Die Ausgaben stiegen dem-
entsprechend leicht auf etwas tiber 5 Millionen Euro an.
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Sonstige Leistungen

Hilfe in besonderen behinderungsbedingten Lebenslagen
haben 2019 knapp 1.150 schwerbehinderte Menschen in
Anspruch genommen. Das Fordervolumen betrug 2,3 Mil-
lionen Euro. Kfz-Hilfen und andere Leistungen zum Errei-
chen des Arbeitsplatzes beliefen sich auf fast 4,5 Millionen
Euro und wurden von 909 schwerbehinderten Menschen
genutzt. Finanzielle Leistungen zur Beschaffung und
Erhaltung einer behinderungsgerechten Wohnung erhiel-
ten 130 schwerbehinderte Menschen. Daflir wurden
470.000 Euro aufgewendet. Beim Aufbau einer selbststan-
digen beruflichen Existenz wurden 112 schwerbehinderte
Menschen mit insgesamt 460.000 Euro unterstitzt.

Die Fallzahlen und das Ausgabevolumen dieser Leistun-
gen an schwerbehinderte Menschen bewegen sich auf
relativ niedrigem Niveau. Grund hierfur ist vor allem, dass
die Rehabilitationstrager entsprechende Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben vorhalten und diese vorrangig
vor den Leistungen der Integrationsamter zu erbringen
sind (vergleiche §§ 49, 50 und 185 Abs. 5 SGB IX).

Unterstiitzte Beschiftigung

Die Unterstltzte Beschaftigung ist seit 2009 als Forder-
instrument in § 55 SGB IX verankert. Sie hat zum Ziel,
wesentlich behinderte Menschen dabei zu unterstitzen,
einen Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu
erlangen —als Alternative zu einer Beschaftigung in einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen. In Anspruch nehmen
konnen die Unterstitzte Beschaftigung vorrangig Schul-
abganger mit sonderpadagogischem Forderbedarf sowie
Werkstattbeschaftigte, die in den allgemeinen Arbeits-
markt wechseln mochten.

Die Unterstutzte Beschaftigung umfasst als erste Phase
eine individuelle betriebliche Qualifizierung, fur die in der
Regel die BA zustandig ist. Bei Bedarf schlief3t sich eine
Berufsbegleitung an, die bei schwerbehinderten Men-
schen von den Integrationsamtern finanziert wird. Die
Berufsbegleitung beinhaltet zum Beispiel ein zeitlich
begrenztes, aber inhaltlich intensives Jobcoaching zur
Sicherung des Beschaftigungsverhaltnisses.

In 2019 wurden 388 schwerbehinderte Menschen im
Rahmen der Unterstiitzten Beschaftigung begleitet. Die
Ausgaben beliefen sich auf rund 1,3 Millionen Euro.



Arbeitsmarktprogramme werden von den Integrations-
amtern zur gezielten Férderung der Eingliederung beruf-
lich besonders betroffener Gruppen schwerbehinderter
Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt entwickelt
und finanziert. Sie sind zeitlich befristet und regional auf
den Bereich des jeweiligen Integrationsamts begrenzt.

Regionale Erfordernisse

Die verschiedenen Arbeitsmarktprogramme werden an
die Erfordernisse im Zustandigkeitsbereich des jeweiligen
Integrationsamts angepasst. Zum Beispiel, um das
betriebliche Arbeitsplatzangebot fiir schwerbehinderte
Jugendliche zu verbessern oder den Ubergang aus einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen in den Arbeitsmarkt
oder die Wiedereingliederung von langzeitarbeitslosen
oder langzeiterkrankten schwerbehinderten Menschen zu
fordern. Die Arbeitsmarktprogramme werden zum Teil
von den Integrationsamtern selbst, haufig mit Unterstit-
zung der von ihnen beauftragten Integrationsfachdiensten,
zum Teil auch in Kooperation mit Dritten wie den Regio-
naldirektionen der Bundesagentur flir Arbeit oder den
Sozial- und Arbeitsministerien der Lander durchgefuihrt.

Gesamtausgaben

Regionale Arbeitsmarktprogramme gibt es bei 13 von
17 Integrationsamtern. Im Jahr 2019 sind bundesweit
50,3 Millionen Euro aus Mitteln der Ausgleichsabgabe
in Arbeitsmarktprogramme geflossen — das waren

1,4 Millionen Euro mehr als im Vorjahr.

2.2.5 Integrationsfachdienste*

Im Jahr 2019 wurden von den 192 Integrationsfachdiensten
in Deutschland insgesamt rund 62.400 Menschen bei
dem Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt begleitet
und unterstiitzt. Die Quote der gesicherten Arbeitsver-
haltnisse lag bei 88 Prozent. Dies belegt die aul3erordent-
lich erfolgreiche Arbeit der Integrationsfachdienste. Auch
ihre Bedeutung bei Arbeitgebern ist erneut gestiegen.

Strukturverantwortung der Integrationsamter
Die Integrationsfachdienste beraten und begleiten
(schwer-)behinderte Menschen mit besonderem psycho-
sozialem Unterstutzungsbedarf. Sie unterstltzen auch
deren Arbeitgeber bei allen Fragen rund um die Eingliede-
rung und Beschaftigung dieser Zielgruppe.

* Bei den vorgestellten Daten (ausgenommen Finanzen) fehlen die Lander
Saarland und Rheinland-Pfalz. Die fehlenden Zahlen sind der Umstellung
von IT-Systemen und der statistischen Auswertung geschuldet.
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Die Strukturverantwortung fir die Integrationsfachdienste,
die bei zumeist freien Tragern angesiedelt sind, liegt seit
2005 bei den Integrationsamtern. Die Integrationsfach-
dienste kdnnen nach § 194 SGB IX von den Integrations-
amtern und den Rehabilitationstragern beauftragt wer-
den. Die Beauftragung erfolgt derzeit jedoch in 94 Prozent
der Falle durch die Integrationsamter.

In Deutschland gab es 2019 ein flachen- und bedarfs-
deckendes Netz von 192 Integrationsfachdiensten — mit
1.267 Stellen. Es waren fast 1.800 Fachkrafte im Einsatz.
Die Frauenquote betrug 75 Prozent. Der Anteil der Fach-
krafte mit einer anerkannten Schwerbehinderung ist in
den Integrationsfachdiensten seit Jahren tberdurch-
schnittlich hoch und lag 2019 bei 10 Prozent.

Unterstiitzte Personen

Die Zahl der vom Integrationsfachdienst unterstitzten
Personen lag in 2019 bei 62.400 Personen. Fast 69 Prozent
der unterstiitzten Personen standen in einem Beschafti-
gungsverhaltnis.

Die Zahl der Klienten der Integrationsfachdienste aus den
Werkstatten flr behinderte Menschen lag 2019 bei rund

1.400 Personen. Die Zahl der Klienten aus Schulen betrug
etwas mehr als 12.800 Schiiler und Schiilerinnen.

Die Zusammensetzung der Klienten der Integrationsfach-
dienste entspricht weitgehend den gesetzlichen Zielgrup-
pen (§192 SGB IX). Demnach sollen vor allem seelisch und
geistig beeintrachtigte Menschen sowie Menschen mit
einer schweren Korper-, Sinnes- oder Mehrfachbeeintrach-
tigung zur Sicherung ihrer Teilhabe oder zur Erlangung
eines geeigneten Arbeitsplatzes — insbesondere beim Uber-
gang aus Schulen und Werkstatten — durch die Integrati-
onsfachdienste unterstitzt werden. Menschen mit einer
seelischen oder neurologischen Beeintrachtigung bildeten
mit 38 Prozent die groRte Gruppe. An zweiter Stelle folgte
die Gruppe der Menschen mit einer geistigen oder Lernbe-
eintrachtigung. Ihr Anteil an den Klienten der Integrations-
fachdienste betrug im Berichtsjahr fast 23 Prozent.

Auftraggeber

Hauptauftraggeber der Integrationsfachdienste mit
58.820 Beauftragungen bzw. 94 Prozent aller Beauftra-
gungen blieben auch in 2019 die Integrationsamter. Die
Beauftragungen durch die Rehabilitationstrager sind seit
Jahren rucklaufig. In 2019 ergingen nur noch 2.558 Auf-
trage. Die Trager der Arbeitsvermittlung beauftragten die
Integrationsfachdienste nur noch in knapp 700 Fllen.
Diese Entwicklung umzudrehen stellt eine wesentliche
Aufgabe fiir die nachsten Jahre dar.
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Kosten und Finanzierung

Die Gesamtkosten fiir die Integrationsfachdienste lagen
2019 bei 98,73 Millionen Euro. Die durchschnittlichen Fall-
kosten betrugen Uber alle Falle und Leistungstrager hin-
weg 1.516 Euro. Mit 94 Millionen Euro Ubernahmen die
Integrationsamter 2019 den grofRten Anteil an der Finan-
zierung der Integrationsfachdienste.

Arbeitsplatzsicherung

Die hohe und uber viele Jahre gewachsene Arbeitsmarkt-
prasenz der Integrationsfachdienste tragt sehr dazu bei,
dass sie als kompetentes und neutrales Unterstitzungs-
angebot auch von den Arbeitgebern allgemein akzeptiert
und genutzt werden. Viele Arbeitgeber schalten den
Integrationsfachdienst immer friiher ein: In 2019 ging

in rund 11.000 Fallen die Initiative, den Integrations-
fachdienst einzuschalten, vom Arbeitgeber aus — fast

18 Prozent aller Falle.

Die Quote der erfolgreich gesicherten Arbeitsverhaltnisse
liegt seit Jahren auf einem konstant hohen Niveau von
Uber 80 Prozent (im Verhaltnis zur Gesamtzahl der abge-
schlossenen Falle). Im Jahr 2019 waren es 88 Prozent oder
17.870 erhaltene Beschaftigungsverhaltnisse.

Arbeits- und Ausbildungsvermittiung

In 2019 konnte der Integrationsfachdienst 1.860 schwer-
behinderte Menschen erfolgreich in ein Ausbildungs- oder
Beschaftigungsverhaltnis vermitteln. 208 der Vermittlun-
gen entfielen dabei auf Stellen in Inklusionsbetrieben.

Uberginge aus Schulen und Werkstétten

fur behinderte Menschen

310 Menschen aus einer Werkstatt fur behinderte Men-
schen und 346 Schiilerinnen und Schiiler mit sonderpad-
agogischem Forderbedarf wechselten 2019 mit Unter-
stltzung des Integrationsfachdienstes auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt.

2.2.6 Institutionelle Forderung

Werkstatten fiir behinderte Menschen (WfbM) haben

die Aufgabe, wesentlich behinderte Menschen, die den
Anforderungen des allgemeinen Arbeitsmarktes nicht, noch
nicht oder noch nicht wieder gerecht werden, so zu beschaf-
tigen und zu qualifizieren, dass ihnen der Wechsel auf den
allgemeinen Arbeitsmarkt gelingen kann. Die Teilhabe am
allgemeinen Arbeitsmarkt zu erméglichen, ist eine Anforde-
rung der UN-Behindertenrechtskonvention und der dort for-
mulierten Inklusion (vergleiche Artikel 27 UN-BRK).
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Bei dieser Aufgabe werden die Werkstatten von den Inte-
grationsamtern mit ihren Férdermaglichkeiten unter-
stutzt. Doch nicht fiir alle wesentlich behinderten Men-
schen ist dieses Ziel realistisch. Viele von ihnen sind so
stark eingeschrankt, dass fir sie die WfbM der richtige Ort
fir die Teilhabe am Arbeitsleben ist. Anfang 2019 gab es
laut Bundesarbeitsgemeinschaft Werkstatten fir behin-
derte Menschen (BAG WfbM) 683 Hauptwerkstadtten mit
fast 2.900 Betriebsstatten. Zu diesem Zeitpunkt waren
rund 312.400 Menschen mit einer wesentlichen Behinde-
rung in diesen Werkstatten beschaftigt; knapp 30.000 zu
ihrer beruflichen Bildung im Berufsbildungsbereich und
fast 265.000 zu ihrer Arbeits- und Berufsforderung im
sogenannten Arbeitsbereich. Etwa 18.000 Menschen
bediirfen aufgrund ihrer Behinderung einer besonderen
Betreuung, Forderung und Pflege im nicht sozialversicher-
ten Forderbereich. Rund 76 Prozent der Werkstattbeschaf-
tigten waren geistig behindert, 21 Prozent hatten eine
psychische Behinderung und etwas mehr als 3 Prozent
waren von einer Korperbehinderung betroffen.

Ubergang WfbM — allgemeiner Arbeitsmarkt

Es gibt in den Werkstatten nicht wenige schwerbehinderte
Menschen, fiir die — mit entsprechender Vorbereitung und
Unterstiitzung — auch eine geeignete Beschaftigung auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt moglich ist. Zahlreiche Bei-
spiele zeigen, dass auch schwerbehinderte Menschen mit
hohem Unterstiitzungsbedarf bei individuell ausgerichteter
Forderung in einem Betrieb in einem regularen sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsverhaltnis bestehen kénnen.
Mit dem Forderinstrument der Unterstiitzten Beschafti-
gung hat der Gesetzgeber eine Moglichkeit geschaffen, die
Chancen fiir diese Gruppe der Werkstattbeschaftigten auf
Inklusion im allgemeinen Arbeitsmarkt zu erhohen. Der
Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt bietet diesen
Menschen die Perspektive zu einer selbststandigen Lebens-
flhrung mit eigenem Gehalt. Zusatzlich besteht seit dem
Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes in 2018 fiir Men-
schen mit Behinderungen, die im Arbeitsbereich einer
Werkstatt fiir behinderte Menschen tatig sind bzw.
Anspruch auf entsprechende Leistungen haben, die Mog-
lichkeit, fiir die Aufnahme einer sozialversicherungspflichti-
gen Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ein
»Budget flr Arbeit” in Anspruch zu nehmen.

Im Unterschied zu den AuRRenarbeitsplatzen einer Werk-
statt fir behinderte Menschen erhalten die Budgetnehmer
einen regularen Arbeitsvertrag mit einer Entlohnung, die
das Mindestlohnniveau nicht unterschreiten darf. Trotz des
Arbeitgebervertrags und des Arbeitnehmerstatus bleiben
die Budgetnehmer dauerhaft voll erwerbsgemindert und
daher Rehabilitanden im Sinne der Eingliederungshilfe.



Dies bedeutet, dass sie ein uneingeschranktes Ruickkehr-
recht in die Werkstatt fiir behinderte Menschen besitzen.

Der Lohnkostenzuschuss betragt bis zu 75 Prozent des vom
Betrieb regelmaRig gezahlten Arbeitsentgelts. Eine Hochst-
grenze ist dadurch festgelegt, dass der Zuschuss zum
Arbeitsentgelt bis zu einer Hohe von 40 Prozent der monat-
lichen BezugsgréRe nach dem SGB IV (aktuell rund 1.200
Euro) betragen darf. Die Ldnder kénnen jedoch nach Lan-
desrecht auch einen hoheren Betrag festlegen. Fiir den
behinderten Beschaftigten werden daneben erforderliche
Assistenzleistungen gefordert. Ansprechpartner fur die
Betriebe und Budgetnehmer sind in der Regel die Trager der
Eingliederungshilfe.

Integrationsamter kdnnen sich nachrangig im Rahmen von
regionalen Arbeitsmarktprogrammen mit Mitteln der Aus-
gleichsabgabe am Budget fiir Arbeit beteiligen. Von dieser
zusatzlichen Fordermaoglichkeit haben bereits die Integrati-
onsamter in Baden-Wurttemberg, Bremen, Hamburg, Hes-
sen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt und
Schleswig-Holstein Gebrauch gemacht.

Institutionelle Férderung 2017 - 2019
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Gesamtforderung

Die Integrationsamter fordern die Werkstatten und ihre
Wohnstatten investiv, um tiber diesen Weg jene schwerbe-
hinderten Menschen zu unterstiitzen, fir die eine Teilhabe
am allgemeinen Arbeitsmarkt nicht oder noch nicht mog-
lich ist. Allerdings ist die institutionelle Férderung fir die
Integrationsamter nachrangig (vergleiche § 14 Abs. 2 Schw-
bAV). Ob lberhaupt und in welcher Hohe gefordert wird, ist
von Bundesland zu Bundesland unterschiedlich.

2019 betrug der Anteil dieser Forderung an den Gesamtaus-
gaben der Integrationsamter noch etwas tiber 6 Prozent
nach noch 8 Prozent im Vorjahr. Mit rund 37,6 Millionen
Euro —fast 7,5 Millionen Euro weniger als im Vorjahr —
wurden 336 Einrichtungen gefordert. Mehr als die Halfte
davon, etwa 21,6 Millionen Euro, erhielten die Werkstatten
fur behinderte Menschen. Die ZuschUsse sanken gegen-
uber dem Vorjahr um fast 4,5 Millionen Euro. An die Wohn-
statten gingen knapp 14,5 Millionen Euro —rund

3,5 Millionen Euro weniger als 2018.

2017 2018 2019

Geforderte Geforderte Geforderte
Leistungen Mio. Euro  Einrichtungen Mio. Euro Einrichtungen Mio. Euro Einrichtungen
Einrichtungen nach
§30 Abs. 1 Nr. 1-3 SchwbAV 0,00 0 0,00 0 0,00 0
Werkstatten flir behinderte
Menschen (inkl. Férderung
von Blindenwerkstatten) 23,60 296 2591 299 21,56 250
Wohnstatten fur
behinderte Menschen 20,80 82 17,86 103 14,48 63
Leistungen flir den
laufenden Betrieb 1,52 15 1,35 22 1,53 23
Insgesamt 45,92 393 45,12 424 37,56 336

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Im Schwerbehindertenrecht gibt es drei Instrumente, die
ganz wesentlich zur Sicherung der Beschéftigung schwer-
behinderter Menschen beitragen: die Praventionspflich-
ten der Arbeitgeber, das Betriebliche Eingliederungsma-
nagement (BEM) und nicht zuletzt der besondere
Kiindigungsschutz.

2.3.1 Pravention und Betriebliches
Eingliederungsmanagement

Arbeitgeber sind nach § 167 Abs. 1 SGB IX verpflichtet,
aktiv zu werden, wenn Probleme auftreten, die das
Arbeitsverhdltnis eines schwerbehinderten Beschiftigten
gefahrden konnen: Sie sollen die Schwerbehindertenver-
tretung, den Betriebs- oder Personalrat und das Integrati-
onsamt friihzeitig einschalten, damit alle zur Verfiigung
stehenden Hilfen eingesetzt werden kénnen, um das
Arbeitsverhaltnis zu sichern.

Neben der Pravention bei personenbedingten Griinden ist

der Arbeitgeber auch bei verhaltens- oder betriebsbeding-
ten Schwierigkeiten, die das Beschaftigungsverhaltnis

Priventionsfille 2017 - 2019

gefahrden kénnen, zum Handeln verpflichtet. Dasselbe
gilt fir die Durchflihrung eines Betrieblichen Eingliede-
rungsmanagements bei krankheitsbedingten Schwierig-
keiten von Beschéftigten (§ 167 Abs. 2 SGB IX).

Betriebliches Eingliederungsmanagement

Vor allem das Betriebliche Eingliederungsmanagement
hat in der betrieblichen Praxis an Bedeutung gewonnen,
was auch auf die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte
zurlickzufiihren ist. Denn dadurch besteht inzwischen
Klarheit dahingehend, dass krankheitsbedingte Kiindigun-
gen sozial ungerechtfertigt sein konnen, wenn der Arbeit-
geber durch rechtzeitiges praventives Eingreifen, zum Bei-
spiel durch ein Betriebliches Eingliederungsmanagement,
Fehlzeiten hatte vermeiden oder reduzieren kénnen.

Leistungen des Integrationsamts

Die Betriebe werden von den Integrationsamtern bei der
Umsetzung praventiver MalRnahmen unterstitzt, indem
sie sich zum Beispiel flr die betriebliche Pravention und
das Betriebliche Eingliederungsmanagement als Berater
und Moderatoren zur Verfligung stellen. Sie schalten je
nach Bedarf den Integrationsfachdienst oder ihren Techni-
schen Beratungsdienst ein und erbringen Leistungen der
Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben.

2017 2018 2019

Pravention nach § 167 Abs. 1 SGB IX 5.618 5.337 5.462
Frauen 2.204 2.083 2.122

- Betriebsbedingte Griinde 386 536 605
Frauen 143 190 173

«  Verhaltensbedingte Griinde 509 365 345
Frauen 169 124 98

«  Personenbedingte Griinde 4.521 4.120 4.229
Frauen 1.816 1.653 1721

«  Grinde nicht ausgewiesen 202 316 283
Frauen 76 116 130

Betriebliches Eingliederungsmanagement 1.259 1.195 1.227
nach §167 Abs. 2 SGB IX Frauen ) 495 £4g
Pravention insgesamt 6.877 6.532 6.689
Frauen 2.671 2.575 2.671
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Quelle: BIH, eigene Erhebung



Diese Angebote werden immer mehr genutzt: Im Jahr 2007,
in dem diese Zahlen erstmals ausgewiesen wurden, lag die
Zahl der Praventionsfalle bei 2.737. Im Jahr 2019 wurden
die Integrationsamter in 6.689 Praventionsfallen von den
Betrieben hinzugezogen (darunter 1.227 BEM-Fille).

Abgeschlossene Praventionsverfahren

Die Zahl von rund 5.000 abgeschlossenen Praventionsver-
fahren zeigt, dass die MaRBnahmen zur betrieblichen Pra-
vention in der Praxis eingesetzt werden und wirken. So

LEISTUNGEN DER INTEGRATIONSAMTER

wurden 62 Prozent dieser Praventionsfalle nach umfang-
reicher Beratung ohne weitere MaBnahmen erfolgreich
beendet. Bei 17 Prozent wurden Leistungen der Begleiten-
den Hilfe im Arbeitsleben gewahrt, um den Arbeitsplatz
zu sichern. Bei lediglich 17 Prozent der Falle kam es
anschlielend zu einem Antrag des Arbeitgebers auf
Zustimmung zur Kiindigung. Die Auswertung zeigt, dass
die betriebliche Pravention — unabhangig von den Griin-
den —und das Betriebliche Eingliederungsmanagement
erfolgreich sind.

Abgeschlossene Praventionsverfahren 2019 in%
Beendigung nach
umfangreicher Weiterbearbeitung Weiterbearbeitung Weiterleitung an
Beratung  als Kiindigungsfall als Leistungsfall Reha-Trager
Betriebsbedingte
- . 63 19 15 3
Praventionsverfahren
Verhaltensbedingt
e"r ° ?ns edingte 55 23 13 9
Praventionsverfahren
Personenbedingte
N . 63 12 22 3
Praventionsverfahren
Betriebliches
66 14 17 3

Eingliederungsmanagement

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Der besondere Kiindigungsschutz fordert, dass ein Arbeit-
geber, der beabsichtigt, einem schwerbehinderten
Beschaftigten zu kiindigen, zuvor die Zustimmung des
Integrationsamts einholen muss. Dass dieser besondere
Kiindigungsschutz schwerbehinderter Beschiftigter aber
nicht — wie manchmal von Arbeitgebern behauptet — zur
Unkiindbarkeit fiihrt, zeigen auch 2019 die Ergebnisse der
Kiindigungsschutzverfahren bei den Integrationsamtern.

Kiindigungsschutzverfahren

Ziel des besonderen Kiindigungsschutzes ist es, alle Mog-
lichkeiten zu priifen, um den Arbeitsplatz zu erhalten und
die behinderungsbedingten Schwierigkeiten zu beheben.
Das Integrationsamt ist dabei keine Interessenvertretung
der schwerbehinderten Beschaftigten. Vielmehr ist es ver-
pflichtet, zwischen dem Arbeitgeber und dem schwerbe-
hinderten Beschaftigten zu vermitteln und beide Interes-
sen sorgfaltig abzuwagen, bevor es entscheidet. Aus
diesem Grund priift es bei einem Antrag eines Arbeitgebers
auf Zustimmung zur Kiindigung, ob und wie die Probleme
mit der Behinderung zusammenhangen. Darliber hinaus
klart es, ob eine Fortsetzung des Beschaftigungsverhaltnis-
ses — bei Bedarf auch mit Leistungen des Integrationsamts
oder eines Rehabilitationstragers — moglich und zumutbar
ist. Angestrebt werden immer einvernehmliche Losungen,
die eine Weiterbeschaftigung ermoglichen.

Bei betriebsbedingten Kiindigungen hat das Integrations-
amt kaum Handlungsspielraum, um eine Kiindigung
abzuwenden. Ahnliches trifft auf eine behinderungsunab-
hangige verhaltensbedingte Klindigung zu. Ganz anders
sieht es aus, wenn der Arbeitsplatz aus Griinden gefahr-
det ist, die mit einer Krankheit oder einer Behinderung
zusammenhangen. In diesen Fallen kann das Integrations-
amt die Betriebe im Rahmen der Begleitenden Hilfe im
Arbeitsleben bei der Losung der Probleme unterstitzen.

Sein Angebot besteht aus einer umfassenden Klarung des
Sachverhaltes, vor allem der behinderungsspezifischen
Aspekte, aus technischer Beratung, personeller Unterstit-
zung (z.B. durch einen IFD), aus finanzieller Férderung
oder einer Kombination der genannten Leistungen
Dadurch besteht die Chance, den Arbeitsplatz zu erhalten.
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Kiindigungsantrage

Die Zahl der Antrage von Arbeitgebern auf Zustimmung
zur Kiindigung von Arbeitsverhadltnissen schwerbehinder-
ter Menschen ist 2019 gegenlber dem Vorjahr um gut
6,5 Prozent gestiegen. Insgesamt wurden 22.436 Antrage
gestellt. Dabei fiel die Steigerung bei den Kiindigungsan-
tragen, die schwerbehinderte Frauen betrafen, mit unter
3 Prozent (8.527 Antrage) merklich geringer aus. Die
regionalen Unterschiede kdnnen der Tabelle auf Seite 32
entnommen werden.

Kiindigungsgriinde

Bei der Halfte der ordentlichen Kiindigungen (rund 12.100
Antrage) wurden 2019 betriebsbedingte Griinde angege-
ben, wie etwa Betriebsauflosungen, Insolvenzen, wesent-
liche Betriebseinschrankungen oder der Wegfall von
Arbeitsplatzen. Behinderungsbedingte Griinde, also
Fehlzeiten wegen Arbeitsunfahigkeit oder krankheits- und
behinderungsbedingte Leistungseinschrankungen, mach-
ten ein gutes Drittel (rund 6.500 Antrage) aus. Behinde-
rungsunabhangige bzw. verhaltensbedingte Kiindigungs-
grinde wurden bei rund 5.000 Antragen angegeben.

Die meisten auBerordentlichen Kiindigungen (74 Prozent
oder rund 3.500 Antrage) wurden mit einem personlichen
Fehlverhalten des Beschaftigten begriindet. Der Anteil
krankheits- oder behinderungsbedingter Griinde betrug
hier gut 15 Prozent (707 Antrage).

Abgeschlossene Verfahren

Die Gesamtzahl der Kiindigungsschutzverfahren setzt
sich zusammen aus den Zahlen fiir die ordentlichen und
auRerordentlichen Kiindigungen, die Anderungskiindi-
gungen (Kiindigung mit gleichzeitigem Angebot der
Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses zu geanderten
Arbeitsbedingungen) und den erweiterten Schutz schwer-
behinderter Menschen bei Beendigung des Beschafti-
gungsverhaltnisses im Falle des Eintritts teilweiser oder
zeitlich befristeter Erwerbsminderung, Berufs- oder
Erwerbsunfahigkeit.

Dazu kommen diejenigen Verfahren, bei denen sich wah-
rend der Uberpriifung herausstellt, dass der besondere
Kiindigungsschutz nicht bestand, zum Beispiel aufgrund
fehlender Gleichstellung (Negativattest).

Im Jahr 2019 konnten nach Abschluss von insgesamt
21.736 Kiindigungsschutzverfahren 4.546 Arbeitsplatze
fur schwerbehinderte Menschen erhalten werden, das
sind knapp 21 Prozent oder mehr als jedes fiinfte Arbeits-
verhaltnis.
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Wirkung des Kiindigungsschutzes

Gut 65 Prozent aller ordentlichen Kiindigungsschutzver-
fahren sind im Jahr 2019 letztlich unstreitig verlaufen,
weil entweder der Arbeitgeber seinen Kiindigungsantrag
zurlickgenommen hat, der Betroffene die Kiindigung
akzeptiert hat oder beide Seiten einen Aufhebungs- oder
Anderungsvertrag geschlossen haben.

Aus diesen Ergebnissen abzuleiten, dass der besondere
Kiindigungsschutz fiir schwerbehinderte Menschen seine
Wirkung verfehlt, ware eine falsche Einschatzung. Denn
demgegenlber stehen die Verfahren, in denen durch den
Einsatz wirkungsvoller Hilfen die aufgetretenen Schwie-
rigkeiten behoben werden konnten und somit zum Erhalt
des Arbeitsplatzes unter verbesserten Rahmenbedingun-
gen beigetragen werden konnte.

Ohne den besonderen Kiindigungsschutz, der den Inte-
grationsamtern, neben dem Praventionsverfahren und
dem Betrieblichen Eingliederungsmanagement, als ,Tir-
offner” in die Betriebe und Dienststellen dient, bestiinde
viel seltener die Moglichkeit, zum Beispiel MaRnahmen
der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben durchzufihren.
Angestrebt werden immer einvernehmliche Losungen, die
das Arbeitsverhdltnis dauerhaft sichern. Arbeitsverhaltnis-
se, die auf diese Weise fortgeflihrt werden, sind in der
Regel stabiler und es ist nicht zu befiirchten, dass nach
kurzer Zeit erneut ein Antrag auf Zustimmung zur Kiindi-
gung gestellt wird.

Abgeschlossene Kiindigungsverfahren 2019 - Erhalt/Verlust des Arbeitsplatzes

Qlentlihe  ougetiche  AMSTES  seendings vt
Kiindigung schutz

Anzahl in % Anzahl in% Anzahl in% Anzahl in% Anzahl in%

Erhalt des Arbeitsplatzes 2966 17,28| 900 2477| 575 8819| 105 37,37| 4546 2091
Frauen  1.169 17,64 320 26,85 252 85,14 64 33,86 | 1.805 21,73

Verlust des Arbeitsplatzes 13753 80,10 2610 71,82 62  951| 144 51,25|16569 76,23
Frauen 5.269 79,50 826 69,30 34 11,49 97 51,32 | 6.226 74,97

Kein Kindigungsschutz 450 2,62 124 3,41 15 2,30 32 11,39 621 2,86
nachdemsCBIX® o en 190 287| 46 38| 10 338 28 1481| 274 330

Insgesamt 17.169 100,00 3.634 100,00 652 100,00 281 100,00 21.736 100,00

Frauen 6.628 100,00 1.192 100,00 296 100,00 189 100,00 8.305 100,00

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Antrige auf Zustimmung zur Kiindigung schwerbehinderter Menschen 2017 - 2019

Neuantrage nach Bundeslindern

Integrationsamter 2017 +/-in% » 2018 +/—in% » 2019
Baden-Wirttemberg 2.597 —6,57 2.437 10,57 2.725
Frauen 899 1,43 912 2,88 939
Bayern 3.367 1,58 3.421 3,82 3.557
Frauen 1.343 3,52 1.392 -4,19 1.336
Berlin 977 4,03 1.018 -12,86 902
Frauen 438 12,57 501 —15,70 433
Brandenburg 505 —2,02 495 9,84 549
Frauen 229 —7,51 213 9,36 235
Bremen 229 —13,37 202 0,00 202
Frauen 84 5,62 89 —14,10 78
Hamburg 554 -1,84 544 0,37 546
Frauen 215 15,69 255 4,49 267
Hessen 2.429 —-9,91 2.210 10,34 2.465
Frauen 960 —14,97 835 14,62 978
Mecklenburg-Vorpommern 435 —3,08 422 —15,62 365
Frauen 220 =135 193 —20,63 160
Niedersachsen 1.558 —7,37 1.451 -0,97 1.437
Frauen 569 -0,71 565 -0,71 561
Nordrhein-Westfalen 3.076 —5,02 2.929 12,51 3.348
Rheinland Frauen 1.138 -1,43 1.122 9,00 1.233
Nordrhein-Westfalen 2.457 -1,82 2.413 12,06 2.744
Westfalen-Lippe Frauen 915 —12,55 813 8,24 886
Rheinland-Pfalz 825 -1,60 812 9,68 899
Frauen 312 6,87 335 —3,08 325
Saarland 203 —3,05 197 19,26 244
Frauen 61 15,28 72 1,37 73
Sachsen 945 —15,81 816 11,30 920
Frauen 401 -9,26 367 4,68 385
Sachsen-Anhalt 460 5,35 486 —15,71 420
Frauen 177 0,56 178 —10,56 161
Schleswig-Holstein 511 —8,72 470 1,47 477
Frauen 213 —-2,40 208 —-1,96 204
Thiiringen 656 —5,47 622 2,20 636
Frauen 281 -17,57 239 12,45 273
Insgesamt 21.784 -4,01 20.945 6,65 22.436
Frauen 8.455 -2,00 8.289 2,79 8.527

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Ordentliche Kiindigungen: Kiindigungsgriinde 2019

Félle insgesamt: 23.769, davon Frauen: 6.587 in%
50 %
I Gesamt
B Frauen
40 %
30% 29,10 29,28

18,64 19,74 20,04 19 60

20% 18,48 18,84

10 %

3,33 2,96

0% m

1 2 3 4 5 6 7

Wesentliche Betriebseinschrankung Quelle: BIH, eigene Erhebung
Betriebsauflosung/-stilllegung, Insolvenzen

Wegfall des Arbeitsplatzes aus anderen Griinden

Fehlzeiten wegen Arbeitsunfahigkeit

Leistungseinschrankung wegen Krankheit und Behinderung

Behinderungsunabhdngige Leistungseinschrankung

Verhaltensbedingte Griinde

NoOouhWNER

Ordentliche Kiindigungen: Ergebnisse 2019

Fille insgesamt: 17.169, davon Frauen: 6.628 in%
50 %
Gesamt
I 41,88
I Frauen 40,08
40 %
30 %
20 %
10%
0% =
1 2 3 4 5
Negativattest (der besondere Kiindigungsschutz findet keine Anwendung) Quelle: BIH, eigene Erhebung
Aufhebungs-, Anderungsvertrag und andere Griinde des Ausscheidens
Erhalt des Arbeitsplatzes

Zustimmung ohne Einverstandnis des schwerbehinderten Menschen
Zustimmung mit Einverstandnis des schwerbehinderten Menschen

uih WNR
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AuBerordentliche Kiindigungen: Kiindigungsgriinde 2019
Falle insgesamt 4.827, davon Frauen 1.262 in%

80 %
I Gesamt

73,50
B Frauen )

70 %

60 %

50 %

40 %

30%
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10% —

0,25 0,16
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Wesentliche Betriebseinschrankung
Betriebsauflésung/-stilllegung, Insolvenzen

Wegfall des Arbeitsplatzes aus anderen Griinden

Fehlzeiten wegen Arbeitsunfahigkeit
Leistungseinschrankung wegen Krankheit und Behinderung
Behinderungsunabhangige Leistungseinschrankung
Verhaltensbedingte Griinde

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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AuBerordentliche Kiindigungen: Ergebnisse 2019

Félle insgesamt: 3.634, davon Frauen: 1.192 in%
60 % 57,18
I Gesamt
I Frauen
50 %
40 %
30 %
20 %
10 %
3,80 3,86
0% o [
1 2 3 4 5
1 Negativattest (der besondere Kiindigungsschutz findet keine Anwendung) )
2 Aufhebungs-, Anderungsvertrag und andere Griinde des Ausscheidens Quelle: BIH, eigene Erhebung
3 Erhalt des Arbeitsplatzes
4 Zustimmung ohne Zusammenhang zwischen Kiindigungsgrund und Behinderung
5 Zustimmung mit Zusammenhang zwischen Kiindigungsgrund und Behinderung
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2.4 Fachliche Beratung und Betriebsbesuche

In Zeiten, in denen Kommunikation — auch die zwischen-
menschliche — zunehmend iiber digitale Medien und
dadurch bedingt mit viel Distanz erfolgt, ist der personliche
Kontakt zu Arbeitgebern und schwerbehinderten Beschaf-
tigten fiir die Integrationsamter ein besonderes Anliegen.
Im Jahr 2019 haben die Mitarbeiter der Integrationsamter
bundesweit rund 19.100 Betriebsbesuche und 450 Hausbe-
suche durchgefiihrt. Auf rund 340 betriebsinternen Ver-
sammlungen der schwerbehinderten Menschen haben sie
sich den Fragen der Teilnehmenden gestellt.

Im Rahmen der Begleitenden Hilfe im Arbeitsleben haben
die Integrationsamter vor Ort in fast 10.000 Betrieben
Arbeitgeber und schwerbehinderte Menschen zu Fragen
der Beschaftigung und der behinderungsgerechten Gestal-
tung von Arbeitsplatzen beraten. Bei rund 4.050 Betriebs-
besuchen ist liber Losungsmoglichkeiten informiert wor-
den, um anstehende Kiindigungen abzuwenden.

Die Pravention und das Betriebliche Eingliederungsma-
nagement nehmen seit einigen Jahren einen immer brei-
teren Raum in der Beratung und Begleitung, insbesondere
bei Arbeitgebern, ein. Diesem Umstand tragt auch die
Nennung der Integrationsamter zusammen mit den
Rehabilitationstragern durch das Bundesteilhabegesetz in
Teil | des SGB IX Rechnung. Zur Vermeidung einer chroni-
schen Erkrankung oder einer Behinderung sollen ein
umfangreiches Aufklarungs- und Beratungsangebot vor-
gehalten und Betriebe bei der Umsetzung unterstitzt

werden. Fast 3.600 Betriebsbesuche in 2019 erfolgten im
Rahmen praventiver MalRnahmen oder eines Betriebli-
chen Eingliederungsmanagements.

2.5 Information und Bildung

Die Integrationsamter werben mit guten Argumenten fiir
die Beschiftigung schwerbehinderter Menschen und leisten
somit wichtige Offentlichkeitsarbeit. Gleichzeitig unter-
stiitzen sie die Arbeit des betrieblichen Integrationsteams
durch Fachmedien und Fortbildungen.

Kursangebote

Die Integrationsamter bieten mit ihren Kursen , Hilfe zur
Selbsthilfe”. Das Kurssystem ist in Modulen aufgebaut
und umfasst neben Grundkursen fiir neu gewahlte
Schwerbehindertenvertretungen (SBV) auch Aufbaukurse
und Informationsveranstaltungen zu ausgewahlten The-
men. Im Jahr 2019 wurden insgesamt 1.326 Kurse und
Informationsveranstaltungen angeboten — die Anzahl des
Angebots entspricht damit dem Niveau von 2018. Auch
die Zahl der Teilnehmer blieb mit 34.143 annahernd
gleich. Von den Integrationsamtern alleine durchgefiihrt
wurden 1.003 Veranstaltungen, 76 mehr als im Vorjahr.
Davon waren 287 Grund- und Aufbaukurse sowie 716
Informationsveranstaltungen. Zusammen ergaben sie
1.904 Schulungstage. Uber 15.800 Teilnehmer besuchten
die Veranstaltungen der Integrationsamter, rund 1.500
mehr als 2018.

Betriebsbesuche durch das Integrationsamt 2019 — Anlass fiir Betriebsbesuche

Kiindigungen

Alle anderen Anldsse

Pravention/BEM

Begleitende Hilfen/
Finanzielle Leistungen

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Die Zahl der Veranstaltungen, die die Integrationsamter
gemeinsam mit anderen Tragern ausrichteten, lag 2019
bei 92 —das waren 72 Veranstaltungen weniger als 2018.
Damit einher ging eine Abnahme der Teilnehmerzahlen
von 11.128 auf 9.518 Personen. Weiterhin beteiligten sich
die Integrationsamter 2019 zum Beispiel mit Referenten
an 231 Veranstaltungen anderer Trager — 56 Veranstaltun-
gen weniger als 2018. Diese Informationsangebote nah-
men 8.793 betriebliche Funktionstrager wahr, 51 Teilneh-
mer mehr als im Vorjahr.

Die Kurse und Informationsveranstaltungen der Integrati-
onsamter werden lberwiegend von den Mitgliedern der
Schwerbehindertenvertretungen besucht. 2019 machten
diese 62 Prozent aller Teilnehmer aus. 6 Prozent der Teil-
nehmer waren Inklusionsbeauftragte des Arbeitgebers
und 5 Prozent Betriebs- oder Personalrate. Bei den librigen
27 Prozent der Teilnehmer handelte es sich um Personen,
die mit der Eingliederung schwerbehinderter Menschen
beauftragt sind, wie etwa Fuhrungskrafte, Personalsach-
bearbeiter, Verantwortliche flir das Betriebliche Eingliede-
rungsmanagement (BEM) und Gesundheitsmanager.

Teilnehmer an Kursen und Informationsangeboten der Integrationsimtern 2019

Sonstige

Betriebs- / Personalrite

Inklusionsbeantragte/r
des Arbeitgebers
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Schwerbehindertenvertretung

*vom Integrationsamt alleine durchgefiihrte

**andere mit der Eingliederung shwerbehinderter
Menschen beauftragte Personen, Veranstaltungen z.B.
Sozialdienst, Flihrungskrafte, Personalsachbearbeitung,
BEM-Verantwortliche, Gesundheitsmanager

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Messen und Veranstaltungen

Es besteht nach wie vor ein grofRer Nachfrage- und Infor-
mationsbedarf bezuiglich der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen einer Beschaftigung schwerbehinderter Men-
schen und ihrer Forderung. Deswegen beteiligen sich die
Integrationsamter regelmaRig an Veranstaltungen von
Behindertenverbanden, an Fachmessen und an Veranstal-
tungen zur betrieblichen Pravention, um ihr Beratungs-
und Leistungsangebot vorzustellen. Auch 2019 waren sie
auf Messen und Veranstaltungen vertreten, die sich an
behinderte Menschen richten, wie etwa die REHACARE in
Dusseldorf, die ConSozial in Nurnberg und die REHAB

in Karlsruhe.

Kurse und Informationsangebot 2019

Die Integrationsamter beteiligten sich aber auch an
Messen, bei denen arbeitsmarktpolitische Themen im Vor-
dergrund standen und vor allem Arbeitgeber, Personalver-
antwortliche und betriebliche Interessenvertreter ange-
sprochen wurden, zum Beispiel bei der Messe PERSONAL
Sid in Stuttgart, der mitteldeutschen Handwerksmesse in
Leipzig sowie der Messe KarriereStart in Dresden und der
Messe Zukunft Personal Europe in Koln.

Veranstaltungen Teilnehmer
Vom Integrationsamt alleine durchgefiihrte Veranstaltungen: 1.003 15.832
+  Grund- und Aufbaukurse 287 4.760
+  (Informations-)Veranstaltungen 716 11.072
+  Schulungstage (insgesamt) 1.904
Vom Integrationsamt gemeinsam mit anderen Tragern
durchgefiihrte Veranstaltungen: 92 9.518
- Tagesveranstaltungen 83 3.814
«  Mehrtagige Veranstaltungen 9 5.704
Beteiligung des Integrationsamts an Veranstaltungen
anderer Trager 231 8.793
Insgesamt 1.326 34.143

Quelle: BIH, eigene Erhebung
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Publikationen

Die zentrale Publikation der Integrationsamter ist die Zeit-
schrift ,,ZB Behinderung & Beruf” (ZB), die vierteljahrlich
mit einer Auflage von fast 200.000 Exemplaren erscheint.
Mit der ZB unterstiitzen die Integrationsamter das tiber-
wiegend ehrenamtlich arbeitende betriebliche Integrati-
onsteam (Schwerbehindertenvertretung, Betriebs-/
Personalrat, Inklusionsbeauftragte) bei seiner Arbeit.

Die ZB 1/2019 stellte ein neues Forderinstrument des
Bundesteilhabegesetzes, das ,Budget fiir Arbeit“ vor. Es
soll mehr Menschen die Moglichkeit einer Beschaftigung
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt ermdglichen. Das Heft
gab aber auch einen Riickblick auf 40 Jahre erfolgreiche
Arbeit der Integrationsfachdienste und gewahrte einen
Ausblick. Mit dem Thema , Arbeitsassistenz beschaftigte
sich die ZB 2/2019. Vor allem sinnesbehinderte und kor-
perlich stark eingeschrankte Menschen nutzen diese Form
der Assistenz. Viele von ihnen sind sehr gut ausgebildet.
Doch erst die Arbeitsassistenz erméglicht ihnen eine
Berufstatigkeit. Die Erwerbstatigkeit von blinden und
sehbehinderten Menschen stand im Fokus der ZB 3/20109.
Blinde und sehbehinderte Menschen kdnnen heute in vie-
len Berufen erfolgreich sein. Vorausgesetzt, sie erhalten
die Chance dazu, denn technische Innovationen eroffnen
heute viele Moglichkeiten. Dass der Umgang mit vertrau-
lichen Informationen zur taglichen Arbeit einer Schwerbe-
hindertenvertretung gehort, wurde in einem ,,Grundkurs*
in Sachen Datenschutz aufbereitet. Die ZB 4/2019 mit
dem Schwerpunkt ,Unterschatzte Mitarbeiter” machte
deutlich, dass Menschen mit einer geistigen Behinderung
in unserer Gesellschaft einer Berufstatigkeit erfolgreich
nachgehen kénnen.

Ein Jahr nach den Wahlen zur Schwerbehindertenvertre-
tung: Die BIH veroffentlicht eine eigene Untersuchung,
die Vorschlage fuir eine moderne Wahlordnung unterbrei-
tet. Die ersten Vertrauensmanner fiir Schwerbeschadigte
nahmen 1920 ihre Arbeit auf. Seither hat sich viel getan.
Die ZB warf einen Blick in die Geschichte der Schwerbe-
hindertenvertretung.

In 2019 erschien erstmalig der ZB Ratgeber ,Nachteilsaus-
gleiche®, in dem zahlreiche unterstiitzende Angebote fiir
behinderte Menschen zusammengefasst wurden. Die ZB
Info ,Wegweiser SGB IX“ bietet einen Uberblick tber Auf-
gaben, Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenver-
tretung, Betriebs- und Personalrat, Arbeitgeber und
schwerbehinderte Menschen im beruflichen Kontext. Der
IFD-Entwicklungsbericht dokumentiert die bundesweite
Arbeit der mehr als 1.000 Fachberater in den Diensten.
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Online-Angebote

Die Internetseite der Integrationsamter wird bestandig
weiterentwickelt, ausgebaut und dem Nutzerverhalten
angepasst. Als zentrale Plattform bietet www.integrati-
onsaemter.de einen Zugang zum gesamten Angebot an
Information und Bildung: Kursprogramme, Publikationen,
digitale Medien, ein Forum fur Fragen an Fachleute und
die Kontaktadressen der zustandigen Ansprechpartner.
Ausgewahlte Praxisbeispiele der ZB werden regelmafig
als Audio-Slideshows verdffentlicht. Die KOMPAKT-The-
mendossiers fassen alle Angebote zu einem bestimmten
Thema auf jeweils einer Seite Ubersichtlich zusammen:
beispielsweise ,SBV WAHL KOMPAKT* oder neu: ,,INKLU-
SIONSVEREINBARUNG KOMPAKT*

Das BIH Forum wird nach wie vor intensiv genutzt. Rund
13.000 Personen haben sich bislang registriert, um sich zu
den Themen rund um die Arbeit der Schwerbehinderten-
vertretung, SBV-Wahlen, Betriebliches Eingliederungsma-
nagement, Inklusionsvereinbarungen, Arbeitsmarkt und
allgemeine Online-Beratung auszutauschen. Zuletzt
besuchten knapp 64.400 Besucher das Forum, 2,2 Millio-
nen Seiten wurden aufgerufen und fast 5.000 Beitrage
eingestellt.

Die Besuchs- und Zugriffszahlen auf www.integrations-
aemter.de steigen kontinuierlich: 2019 wurden liber
715.000 Besucher und rund 25,6 Millionen Seitenzugriffe
gezahlt.


http://www.integrationsaemter.de
http://www.integrationsaemter.de
http://www.integrationsaemter.de
http://www.integrationsaemter.de
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LISTUNGEN DER SOZIELAN ENTSCHADIGUNG

Soziale Entschiddigung in der Bundesrepublik
Deutschland bedeutet: Wer einen gesundheitlichen
Schaden erleidet, fiir den und dessen Folgen die staatli-
che Gemeinschaft eine Verantwortung anerkennt und
deshalb in besonderer Weise einsteht, hat Anspruch auf
Versorgung im Rahmen der Sozialen Entschddigung.

Die Leistungen der Sozialen Entschadigung richten sich
nach dem Gesetz Uber die Versorgung der Opfer des
Krieges (Bundesversorgungsgesetz), das urspriinglich fiir
die Kriegsbeschadigten und Kriegshinterbliebenen des
Zweiten Weltkriegs geschaffen wurde. Als ,Grundgesetz
der Versorgung” gilt es aber seit Jahrzehnten auch fuir wei-
tere Personengruppen und deren Angehdrige bzw. Hinter-
bliebenen.

Grundlagen einer jeglichen Entschadigung sind:

1. Es muss sich um ein Geschehen handeln, das die
Anforderungen an die entschadigungsfahigen Tatbe-
stande erfullt. Zu den entschadigungsfahigen Ereig-
nissen gehoren die Auswirkungen der beiden Welt-
kriege, zivile Gewalttaten, Unfalle im Zivildienst,
negative Impffolgen, Folgen politischer Inhaftierun-
gen sowie strafrechtliches Unrecht und rechtsstaats-
widrige Freiheitsentziehungen und Verwaltungsmal3-
nahmen in der Sowjetischen Besatzungszone
Deutschlands (SBZ) bzw. in der Deutschen Demokra-
tischen Republik (DDR) sowie in Ost-Berlin zwischen
dem 8. Mai 1945 und 2. Oktober 1990.

2. Es muss ein direkter Zusammenhang zwischen dem
Schadigungsgrund und einer gesundheitlichen Scha-
digung bestehen.

3. Die gesundheitliche Schadigung muss zu einer dauer-
haften gesundheitlichen Einschrankung flihren.

Die Leistungen der Sozialen Entschadigung gelten nicht
flr Verkehrsopfer.

Ende 2019 gab es in Deutschland 84.527 anerkannte
Leistungsempfanger nach dem Bundesversorgungsgesetz
und seinen Nebengesetzen. 45.986 Menschen waren
selbst Betroffene, der Anteil der Frauen lag bei knapp

40 Prozent.
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Zusatzlich erhielten 32.800 Witwen und Witwer, 5.500
Waisen und knapp 200 Eltern staatliche Unterstiitzungs-
leistungen. Die Zahl der Beschadigten ist im Laufe des
Jahres um 4.146 gesunken, die der Versorgungsberechtig-
ten insgesamt um 11.565.

Die Entschadigungsleistungen (ohne die Leistungen fiir
Opfer von Gewalttaten) zur Sicherung der (wirtschaftli-
chen) Versorgung sind abhdngig von Umfang und Schwe-
re der Schadigungsfolgen sowie dem jeweiligen konkre-
ten Unterstitzungsbedarf und setzen sich deshalb aus
Geld- und Sachleistungen zusammen:

+ Grundrente

« Schwerstbeschadigtenzulage

« Flhrzulage

« Kleider- und WascheverschleiBpauschale
- Pflegezulage

Dariiber hinaus gibt es weitere — dann aber einkommens-
abhangige — Leistungen:

« Ausgleichsrente

« Ehegattenzuschlag

+ Kinderzuschlag

+ Berufsschadensausgleich

In 2019 sind fast 375 Millionen Euro an Versorgungsbe-
rechtigte von den Versorgungsverwaltungen der Lander
ausgezahlt worden. Davon entfielen 324 Millionen Euro
auf die Versorgungsberechtigten nach dem Bundesversor-
gungsgesetz, rund 35 Millionen Euro auf die Opfer von
Gewalttaten und tiber 15 Millionen Euro auf die Versor-
gungsberechtigten der anderen Nebengesetze.



LEISTUNGEN DER SOZIALEN ENTSCHADIGUNG

Anerkannte Versorgungsberechtigte und Hinterbliebene nach Bundesldndern (Stand 12/2019)

Versorgungsberechtigte

Bundesland Versorgungsberechtigte Hinterbliebene insgesamt
Baden-Wurttemberg 5.982 5.156 11.138
Bayern 5.739 6.477 12.216
Berlin 2.828 948 3.776
Brandenburg 1.481 864 2.345
Bremen 689 362 1.051
Hamburg 993 670 1.663
Hessen 3.310 3.062 6.372
Mecklenburg-Vorpommern 2931 574 3.505
Niedersachsen 5.073 3.569 8.642
Nordrhein-Westfalen 10.131 7.150 17.281
Rheinland-Pfalz 2.233 2.034 4.267
Saarland 531 426 957
Sachsen 2.091 3.615 5.706
Sachsen-Anhalt 1.023 877 1.900
Schleswig-Holstein 1.863 1.205 3.068
Thiringen 1.286 804 2.090
Bundeslidnder insgesamt 48.184 37.793 85.977

Quelle: Meldungen der Versorgungsverwaltungen der Lander
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Anteilige Verteilung der Beschéddigten nach Gesetzen
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Quelle: Meldungen der
Versorgungsverwaltungen der Lander

Grad der Schidigung und ihr Anteil an den versorgungsberechtigten Beschidigten (Ende 2019)

100 unter 25*
7,76 % 0,09 %

20
2,17%

70
5,18 % 30
42,61%
60
7,49 %

50
13,74 %

40
16,97 %

*nur Kleider- und Wascheverschleil, keine Rentenleistung
Quelle: Meldungen der Versorgungsverwaltungen der Lander
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Grad der Behinderung/Grad der Schéddigung

Im Schwerbehindertenrecht (Teil 3 SGB IX) gilt der Grad
der Behinderung (GdB) als MaRstab zur Feststellung einer
Schwerbehinderung. Der Begriff ,Grad der Schadigungs-
folgen® wird ausschlieBlich im Sozialen Entschadigungs-
recht von den Versorgungsverwaltungen und den Haupt-
flirsorgestellen sowie im Rahmen der gesetzlichen
Unfallversicherung verwendet. Die Beeintrachtigung eines
Menschen wird hier nach Graden festgestellt.

Grad der Schadigungsfolgen (GdS) und Grad der Behinde-
rung (GdB) sind ein MaR fiir die korperlichen, geistigen,

Die Leistungen im Sozialen Entschadigungsrecht verteilen
sich wie folgt:

Grundrente

Ab einem Grad der Schadigung (GdS) von mindestens

25 wird als Entschadigung eine Grundrente gezahlt. Die
Hohe dieser Rente ist gestaffelt und richtet sich nach dem
GdS. Schwerstbeschadigte erhalten nach Vollendung des
65. Lebensjahres eine erhdhte Grundrente: bei einem GdS
von 50 und 60 von 31 Euro/Monat, bei einem GdS von

70 und 80 von 38 Euro/Monat und bei einem GdS von

90 und 100 von 46 Euro/Monat (Stand Juli 2019).

In 2019 sind bundesweit Grundrenten von rund 165 Mil-
lionen Euro gezahlt worden. Die Grundrenten-Zahlungen
bilden die groRte einzelne Ausgabeposition im Sozialen
Entschadigungsrecht.

Grad der Schadigung Monatliche Grundrente*

in Euro
30 151 €
40 205 €
50 274 €
60 348 €
70 482 €
80 583 €
90 700 €
100 784 €

*Stand Juli 2019

LEISTUNGEN DER SOZIALEN ENTSCHADIGUNG

seelischen und sozialen Auswirkungen einer Funktionsbe-
eintrachtigung aufgrund eines Gesundheitsschadens. Sie
werden nach gleichen Grundsatzen bemessen und haben
die Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen in
allen Lebensbereichen und nicht nur die Einschrankungen
im Erwerbsleben zum Inhalt. Beide Begriffe unterscheiden
sich dadurch, dass sich der GdS nur auf Schadigungsfol-
gen und der GdB auf alle Gesundheitsstérungen, unab-
hangig von ihrer Ursache, bezieht.

Die Gruppe der Personen mit einem GdS von 30 stellt hier
mit fast 19.600 Leistungsbeziehern (42 Prozent) die groR-
te Gruppe. Die altersbedingte Erhohung der Grundrente
erhielten 10.750 Menschen. Es sind rund 4,8 Millionen
Euro ausgezahlt worden.

Schwerstbeschadigtenzulage

Die Schwerstbeschadigtenzulage erhalten Menschen mit
einem anerkannten GdS von 100 und einer zusatzlichen,
auBergewohnlichen gesundheitlichen Betroffenheit. Die
Zulage wird in unterschiedlicher Hohe nach sechs Stufen
gewahrt. Im Berichtszeitraum sind fast 8,7 Millionen Euro
an rund 2.300 Menschen ausgezahlt worden. Durch-
schnittlich ist eine monatliche Zulage in Hohe von knapp
320 Euro gewahrt worden.

Fiihrzulage

Versorgungsberechtigte, bei denen Blindheit als Folge
einer gesundheitlichen Schadigung anerkannt worden ist,
erhalten zur Sicherung des Unterhaltes eines Fiihrhundes
oder als Beihilfe zu den Aufwendungen fir fremde
Flihrung eine Zulage. 320 Leistungsberechtigte haben
56.500 Euro erhalten. Die Fiihrzulage betragt seit Juli
2019 monatlich 177 Euro.
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Leistungen der Sozialen Entschddigung

(hier nachrichtlich die Fallzahlen und Ausgaben flr Dezember 2019)

Leistungsarten

Zahl der gewahrten Leistungen*

Ausgaben in Euro

einkommensunabhangig an Beschadigte

Grundrente 45.889 13.381.764
Erhéhungsbetrag Grundrente 10.749 378.616
Schwerstbeschadigtenzulage 2.279 728.843
Fihrzulage 320 56.454
Kleider-/Wascheverschleild 5.214 290.693
Pflegezulage 2.957 4.197.206
Summe 67.408 19.033.576
einkommensabhangig an Beschadigte
Ausgleichsrente inkl. Zuschlagen 6.881 3.055.185
Berufsschadensausgleich 7.497 5.013.352
Summe 14.378 8.068.537
an Hinterbliebene**
Renten und Beihilfen 38.541 23.197.588
Summe 120.327 50.299.701

* Eine Person kann Empfdanger mehrerer unterschiedlicher Leistungen sein.

** Hinterbliebene = Witwen, Witwer, Lebenspartner, Waisen, Eltern

Kleider- und WascheverschleiBpauschale

Das Bundesversorgungsgesetz sieht die Gewahrung eines
Pauschbetrags fuir den auergewdhnlichen Verschleild an
Kleidung oder Wasche vor. Ein Anspruch besteht zum Bei-
spiel bei Blindheit, Verluste von Gliedmafen, Versorgung
mit einer Prothese oder besonderen Hauterkrankungen.
5.214 Personen erhielten im Durchschnitt pro Monat 56
Euro. Die Versorgungsverwaltungen haben dafir 3,7 Mil-
lionen Euro gezahlt.

Pflegezulage

Betroffene Personen erhalten fiir den Zeitraum, in dem sie
aufgrund der Schadigung hilfebediirftig sind, eine Pflege-
zulage. Sie ist in sechs Stufen unterteilt und richtet sich
nach dem notwendigen Hilfebedarf. Mit der Pflegezulage
werden zudem die Pflegeaufwendungen pauschal abge-
golten. Ubersteigen die Kosten flr fremde Hilfe, beispiels-
weise durch eine angestellte Pflegekraft, einen Pflegeienst
oder eine Kurzzeitpflege, die pauschale Pflegezulage, so
kann diese zur Deckung der anfallenden Mehrkosten
erhoht werden. Die genannten Pflegeleistungen sind vor-
rangig gegeniber den Leistungen der gesetzlichen Pflege-
versicherung. 2.957 Personen erhielten pro Monat im
Durchschnitt knapp 1.420 Euro. Bundesweit sind etwas
mehr als 50 Millionen Euro ausgezahlt worden.
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Quelle: Meldungen der Versorgungsverwaltungen der Lander

Ausgleichsrente

Die Ausgleichsrente wird nur an Schwerbeschadigte (GdS
mindestens 50) gewahrt. Sie dient der Sicherstellung des
Lebensunterhaltes und kommt erst in Betracht, wenn das
verfligbare Einkommen nicht ausreichend ist und Maf3-
nahmen der medizinischen und beruflichen Rehabilitati-
on nicht mehr zumutbar und erfolgversprechend sind.

Die volle Ausgleichsrente betragt 482 Euro bei einem GdS
von 50 und 60, 583 Euro bei einem GdS von 70 und 80,
500 Euro bei einem GdS von 90 und 784 Euro bei einem
GdS von 100 und wird um das anzurechnende Einkom-
men gemindert.

Empfanger einer Pflegezulage erhalten einkommensun-
abhangig wenigstens die Halfte der vollen Ausgleichsren-
te. Auf diese Rentenart kénnen — je nach der personlichen
Situation — Ehegatten- und Kinderzuschlage gewahrt wer-
den. Insgesamt sind flir Ausgleichsrenten inklusive der
Zuschlage 36,8 Millionen Euro an 6.881 Leistungsempfan-
ger ausgezahlt worden, im Durchschnitt 444 Euro pro Fall
und Monat.



Berufsschadensausgleich

Ein Beschadigter, der durch eine Schadigung beruflich so
beeintrachtigt ist, dass sein Einkommen gemindert ist,
kann einen finanziellen Ausgleich erhalten. Die Hohe des
Berufsschadensausgleichs wird ermittelt, indem das tat-
sachliche Einkommen des Betroffenen mit dem Einkom-
men verglichen wird, das er ohne die Schadigungsfolgen
erzielt hatte. Dabei werden Durchschnittswerte fir die
Berufsgruppe, der der Betroffene ohne die Schadigung
nach seinen Lebensverhaltnissen, Kenntnissen und Fahig-
keiten und dem bisher betatigten Arbeits- und Ausbil-
dungswillen wahrscheinlich angehort hatte, zugrunde
gelegt. Die Bewilligung eines Berufsschadensausgleichs
kommt erst in Betracht, wenn die medizinische Rehabili-
tation abgeschlossen ist und es trotz aller Bemiihungen
um eine berufliche Férderung nicht gelungen ist, den
Betroffenen wieder vollstandig in den Arbeitsprozess ein-
zugliedern. Im Berichtszeitraum haben 7.500 Betroffene
61 Millionen Euro erhalten, das sind knapp 670 Euro pro
Monat und Person.

Leistungen an Hinterbliebene

Hinterbliebene haben unter bestimmten Voraussetzungen
einen Anspruch auf unterschiedliche Leistungen. Dabei
wird zum einen zwischen Grundrenten und Beihilfen
unterschieden. Die Leistungen an Hinterbliebene beliefen
sich 2019 auf rund 177,8 Millionen Euro.

Eine Grundrente fiir Hinterbliebene erhalten Witwen
beziehungsweise Witwer, hinterbliebene Lebenspartner,
Waisen oder Eltern, wenn die betroffene Person an den
jeweiligen Schadigungsfolgen stirbt. In 2019 haben utber
32.800 Witwen, Witwer und hinterbliebene Lebenspart-
ner sowie rund 5.500 Waisen eine Grundrente erhalten.

Einen Anspruch auf Beihilfen haben die Hinterbliebenen
dann, wenn die betroffene Person nicht an den Schadi-
gungsfolgen stirbt, aber zu Lebzeiten aufgrund der Schadi-
gung keine entsprechende Erwerbstatigkeit austiben
konnte und daher Einklinfte, wie eine Witwen- oder Wai-
senrente, erheblich gemindert sind. Diese Beihilfen sind
einkommensabhangig. Im Berichtszeitraum haben tber
18.500 Witwen, Witwer und hinterbliebene Lebenspartner
und rund 5.500 Waisen Beihilfeleistungen erhalten.

Heil- und Krankenbehandlung

Betroffene Personen haben Anspruch auf eine Heil- und
Krankenbehandlung in Bezug auf ihre anerkannten Scha-
digungsfolgen. Der Leistungsumfang des Heilbehand-
lungsanspruchs entspricht in der Regel dem der gesetzli-
chen Krankenversicherung, wobei gemaf3 den Regelungen

des Bundesversorgungsgesetzes Zuzahlungen, die ansonsten

im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung zu leisten
sind, entfallen. Flir Schwerbeschadigte (ab einem Grad der
Schadigung [GdS] von 50), Privatversicherte und Beihilfe-
berechtigte sowie Menschen, deren Antragsverfahren
noch nicht abgeschlossen ist, kdnnen bei der Heil- und
Krankenbehandlung — je nach den konkreten Umstan-
den — weitere Regelungen gelten. Die Leistungen werden
innerhalb des bestehenden gesetzliches Auftragsverhaltnis
zwischen der jeweiligen Krankenkasse und den Tragern der
Sozialen Entschadigung abgerechnet. Es sind Leistungen
der Heil- und Krankenbehandlung von etwas mehr als 78
Mio. Euro erbracht und abgerechnet worden.

Entschddigung der Opfer von Gewalttaten

Der Leitgedanke der Entschadigung von Opfern von
Gewalttaten ist die Verantwortung des Staates, seine
Burger vor Gewalttaten und Schadigungen durch krimi-
nelle Handlungen zu schitzen, da er der Trager des
Gewaltmonopols und der Verbrechensverhiitung und
-bekampfung ist. Wenn dieser Schutz versagt, haftet der
Staat. Werden also Opfer von Gewaltdelikten durch die
Tat erwerbsunfahig, hilfs- oder pflegebedurftig, muss der
Staat flir eine angemessene Unterstlitzung aufkommen.
Neben den Betroffenen selbst konnen auch — je nach den
Umstanden des Einzelfalls — ihre Hinterbliebenen, also
Witwen und Witwer, Eltern oder Waisen, Entschadigungs-
leistungen erhalten.

Die Unterstutzungsleistungen greifen vorrangig bei
gesundheitlichen Schadigungen nach Gewalttaten in
Deutschland. Aber auch deutsche Staatsburger, die wah-
rend eines voriibergehenden Aufenthaltes im Ausland
Opfer einer Gewalttat geworden sind, und Betroffene, die
im In- oder Ausland Opfer eines extremistischen Anschla-
ges geworden sind, kdnnen Entschadigungsleistungen
erhalten. Im Fall von extremistischen Ubergriffen oder ter-
roristischen Straftaten kann das Bundesamt fiir Justiz
zusatzlich Harteleistungen und Opferhilfe gewahren. Fir
EU-Birgern und andere Auslander, die eine Schadigung
erlitten haben, gelten Sonderregelungen.

Ende 2019 waren 19.513 Frauen und Manner im Sinne
des Gesetzes als Opfer von Gewalttaten anerkannt.

Fir ihre Unterstlitzung (vorrangig Rentenleistungen, Heil-
und Krankenbehandlung und orthopédische Versorgung)
haben der Bund (rund 72 Millionen Euro) und die Lander

(mehr als 258 Millionen Euro) zusammen etwas tber 330
Millionen Euro aufgewendet.
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Zwischen Juli 1956 und Juli 2011 bestand in Deutschland
eine allgemeine Verpflichtung zur Ableistung eines
Wehrdienstes bei der Bundeswehr. Seit dem 1. Juli 2011
ist diese Pflicht ausgesetzt. Es besteht aber weiterhin

die Méglichkeit der Absolvierung eines freiwilligen
Wehrdienstes.

Der Wehrdienst ist — unabhangig davon, ob wie friiher
gesetzlich verpflichtend oder wie heute freiwillig — ein
Dienst fiir die Allgemeinheit. Damit kénnen Soldaten der
Bundeswehr, die in Ausliibung ihres Dienstes eine gesund-
heitliche Schadigung (Wehrdienstbeschadigung) erlitten
haben, staatliche Entschadigungsleistungen erhalten. Der
Personenkreis ist ausgeweitet worden, neben den Wehr-
dienstleistenden auf die Gruppe der Soldaten auf Zeit und
fur einige wenige Leistungen auf Berufssoldaten. Auch
Hinterbliebene konnen unter bestimmten Voraussetzun-
gen einen Anspruch auf Versorgung haben.

Bei Wehrdienstbeschadigungen handelt es sich in der
Regel um gesundheitliche Schaden, die durch Wehrdienst-
verrichtungen, Unfalle wahrend der Dienstiibung, wehr-
diensteigentlimliche Verhaltnisse oder Unfalle bei der
Durchfiihrung bestimmter MalRinahmen sowie bestimmte
Wegeunfalle eingetreten sind.

Die Versorgung der betroffenen Personen ist im Soldaten-
versorgungsgesetz (SVG) in Verbindung mit den Vorschrif-
ten des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) geregelt. Der
Leistungskatalog umfasst zum Beispiel Renten an Bescha-
digte und Hinterbliebene, Heil- und Krankenbehandlung,
orthopadische Versorgung, berufliche Rehabilitation,
Leistungen der Kriegsopferfursorge.
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Im Sinne einer ,Versorgung aus einer Hand“ ist mit dem
,Gesetz zur Ubertragung der Zusténdigkeiten der Lander
im Bereich der Beschadigten- und Hinterbliebenenversor-
gung nach dem Dritten Teil des Soldatenversorgungsge-
setzes auf den Bund“ vom 15. Juli 2013 die Zustandigkeit
fir die Versorgung der Wehrdienstbeschadigten sowohl
wahrend als auch nach Beendigung ihres Wehrdienst-
verhaltnisses in zwei Schritten zum 1. Januar 2015 bzw.
2016 bei der Bundeswehrverwaltung angesiedelt worden.
Damit haben alle Versorgungsberechtigten nach dem
Soldatenversorgungsgesetz nur noch eine Behorde als
Ansprechpartner: das Bundesamt fiir das Personalma-
nagement der Bundeswehr mit Sitz in Disseldorf.

Ende 2019 gab es in Deutschland 19.648 anerkannte
Leistungsempfanger nach dem Soldatenversorgungsge-
setz. 17.583 Menschen waren selbst Betroffene, der Anteil
der Frauen lag bei knapp 4 Prozent. Zusatzlich erhielten
2.065 Hinterbliebene staatliche Unterstiitzungsleistungen.

Die Gruppe der Personen mit einem GdS von 30 stellt mit
7.741 Personen den grofRten Anteil der Versorgungsbe-
rechtigten (44 Prozent). Bei einem knappen Viertel liegt
der GdS unter 30. Die GdS zwischen 50 und 100 machen
zusammen einen Anteil von unter 20 Prozent der Betrof-
fenen aus.

Die Unterstiltzungsleistungen belaufen sich auf jahrlich
ca. 81,6 Millionen Euro im Bereich der Versorgung und
rund 5,6 Millionen Euro im Bereich der Fursorge.



Sozialgesetzbuch XIV tritt zum 1. Januar 2024
in Kraft

Das Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungs-
rechts ist am 19. Dezember 2019 im Bundesgesetzblatt
(BGB.I'l, Nr. 50/2019, S. 2652) veroffentlicht worden.

Es 10st das Bundesversorgungsgesetz aus dem Jahr 1950
ab und regelt die soziale Entschadigung von gesundheit-
lich geschadigten Menschen, ihren Angehérigen und
Hinterbliebenen neu.

Wesentliche Eckpunkte des reformierten Sozialen
Entschadigungsrechts sind:

«  Die Entschadigungsleistungen richten sich an die
Opfer ziviler Gewalttaten und die Menschen, die in
den beiden Weltkriegen und wahrend ihres Zivildien-
stes eine bleibende gesundheitliche Einschrankung
erfahren haben, sowie an Personen, die durch eine
Schutzimpfung oder sonstige MalRinahmen der spezi-
fischen Prophylaxe eine gesundheitliche Schadigung
erlitten haben.

. Es werden anrechnungsfreie, wesentlich erhohte Lei-
stungen in Form von monatlichen Zahlungen an
Geschadigte und Hinterbliebene erbracht. Auf
Wunsch kénnen statt monatlicher Zahlungen auch
Einmalzahlungen geleistet werden.

+  Als neue Leistungen werden ,Schnelle Hilfen“ einge-
fihrt. Diese ,Schnellen Hilfen“ — Leistungen in Trau-
maambulanzen und Angebot eines individuellen Fall-
managements —werden als niedrigschwellige
Angebote in einem neuen erleichterten Verfahren zur
Verfligung gestellt.

«  Im Bereich der Entschadigung der Opfer ziviler
Gewalt wird der Gewaltbegriff, insbesondere in den
Fallen von Stalking und Menschenhandel, um Formen
von psychischer Gewalt erganzt.

+  Fur die Krankenbehandlung werden, aufbauend auf
den Leistungen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung, den Berechtigten weitergehende Leistungen
zur Verfligung gestellt. Einen Schwerpunkt bilden
dabei mehr Leistungen im Bereich psychotherapeuti-
scher Mallnahmen, um alle Moglichkeiten auszu-
schopfen, die seelische Verfassung der Betroffenen
mit der Vielfalt der zur Verfligung stehenden Behand-
lungsmethoden zu verbessern.

2

LY,

«  Teilhabeleistungen werden grundsatzlich
ohne den Einsatz von Einkommen und Vermogen des
Antragstellers erbracht.

« Leistungen bei Pflegebedurftigkeit werden auf der
Grundlage der Pflegeversicherung (SGB XI) erbracht
und durch Leistungen bedarfsgerecht bei Pflegebe-
durftigkeit der Sozialen Entschadigung aufgestockt.

+  Schadigungsbedingte Einkommensverluste von
Geschadigten werden ausgeglichen.

- Die,Besonderen Leistungen® erganzen im Einzelfall
die librigen Leistungen der Sozialen Entschadigung
bei Hilfebediirftigkeit.

«  Die Einmalzahlungen fiir durch Gewalttaten im Aus-
land Geschadigte werden wesentlich erhoht.

«  Personen, die bis zum 31. Dezember 2023 Leistungen
nach dem Bundesversorgungsgesetz und seinen
Nebengesetzen beziehen oder einen entsprechenden
Antrag gestellt haben, erhalten Besitzstandsschutz.

« ImVorfeld sind bereits Leistungsverbesserungen
umgesetzt worden: die Erh6hung der Waisenrenten
sowie der Bestattungskosten, Verbesserungen bei der
Ubernahme von Uberfiihrungskosten sowie die
Gleichbehandlung inlandischer und auslandischer
Gewaltopfer.

+ Abdem 1.Januar 2021 treten weitere vorgezogene
Anderungen in Kraft: Die neuen ,,Schnellen Hilfen”
kénnen in Anspruch genommen werden. Fir die
Erbringung von Entschadigungsleistungen bei Opfern
von Gewalttaten ist nunmehr die Versorgungsverwal-
tung am Wohnort des Opfers zustandig (und nicht
mehr die Versorgungsverwaltung, in deren Bereich
der Tatort liegt).

Die Entschadigungsleistungen nach dem Haftlingshilfe-
gesetz sowie dem Strafrechtlichen und Verwaltungsrecht-
lichen Rehabilitierungsgesetz sind nicht in das SGB XIV
uberfuihrt worden, sondern diese bestehen als eigenstan-
dige Gesetze fort. Die Gewahrung von Leistungen an die
Versorgungsberechtigten erfolgt trotzdem nach den Vor-
gaben des SGB XIV.
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SOZIALES ENTSCHADIGUNGSRECHT/KRIEGSOPFERFURSORGE

ie Hauptfiirsorgestellen sind am 8. Februar 1919
Dgegrﬁndet worden. Sie erbringen damit seit iiber
100 Jahren mit den Leistungen der Kriegsopferfiir-
sorge einen wichtigen Beitrag im Sozialen Entschadi-
gungsrecht. Die Kriegsopferfiirsorge erganzt die Ver-
sorgungsleistungen der Sozialen Entschadigung
durch besondere Hilfen im Einzelfall. Der Name
Kriegsopferfiirsorge verweist auf die noch immer
groBte Gruppe der Leistungsberechtigten im Sozia-
len Entschdadigungsrecht: die Kriegsbeschadigten
und ihre Hinterbliebenen. Fiirsorgeleistungen kon-
nen aber ebenso all diejenigen erhalten, deren
Anspruch auf Versorgung von der Versorgungsver-
waltung anerkannt worden ist.

4.1 Aufgaben und Ziele

Die Hauptfiirsorgestellen erbringen nach dem Bundes-
versorgungsgesetz (BVG) Leistungen der Kriegsopferfiir-
sorge, die die Versorgungsleistungen des Sozialen
Entschadigungsrechts ergianzen. Beschadigte, Familien-
angehorige und Hinterbliebene, die bereits Renten oder
Beihilfen beziehen, erhalten im Einzelfall weitere
Leistungen, die sich am individuellen Bedarf orientieren.
Die Gewdhrung der Leistungen ist — vergleichbar dem
Verfahren in der Eingliederungshilfe — einkommensab-
hangig.

Der Leistungskatalog des Bundesversorgungsgesetzes ist
nicht auf den Personenkreis der Kriegsopfer, ihrer Angeho-
rigen und Hinterbliebenen begrenzt. Weitere Leistungs-
berechtigte sind Menschen, die ihre Anspriiche aus dem

«  Opferentschadigungsgesetz (OEG),

+  Soldatenversorgungsgesetz (SVG),

+  Zivildienstgesetz (ZDG),

«  Haftlingshilfegesetz (HHG),

«  Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz

+  (VwRehaQG),

+  Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG)
oder

+  Infektionsschutzgesetz (IfSG) herleiten.

Die Durchfiihrung der Leistungen ist in den einzelnen
Landern unterschiedlich geregelt, je nachdem, ob und fur
welche Aufgabenteilung zwischen den ortlichen Tragern
(Kreise und kreisfreie Stadte) und dem uberortlichen
Trager (Landesbehorde oder Kommunalverband) sich das
jeweilige Land in eigener Zustandigkeit entschieden hat.

In 2016 ist die Zustandigkeit fur die Leistungsberechtigten
nach dem Soldatenversorgungsgesetz vom Gesetzgeber
an das Personalmanagement der Bundeswehr tibertragen
worden. Die Bundeswehr nimmt damit die Aufgaben
einer Hauptfursorgestelle fur ihre gesundheitlich gescha-
digten Soldatinnen und Soldaten in eigener Verantwor-
tung wahr.

4.2 Leistungsbilanz

Die Hauptfiirsorgestellen bewilligen aus den ihnen zur

Verfiigung stehenden Mitteln zahlreiche Einzelleistungen,
entweder als laufende, als einmalige oder auch als ergén-
zende finanzielle Leistungen. Hierzu zéhlen auch Darlehen.
Daneben gibt es ein breites Beratungsangebot rund um die
Inanspruchnahme der Leistungen der Kriegsopferfiirsorge.

23.128 Beschadigte und Hinterbliebene haben einmalige
oder laufende Unterstiitzungsleistungen erhalten. In
2016 gehorten noch 29.503 Menschen zum berechtigten
Personenkreis. Drei Viertel der Leistungsberechtigten
erhielten laufende Leistungen; ein Viertel ist mit einmali-
gen Hilfen unterstitzt worden. Das Verhaltnis zwischen
laufenden und einmaligen Leistungen ist gegeniiber dem
vorherigen Berichtszeitraum unverandert.

Teilhabe am Arbeitsleben

Die Leistungen sollen eine erstmalige Eingliederung oder
eine Wiedereingliederung eines gesundheitlich gescha-
digten Menschen bzw. von dessen Witwe, Witwer oder
hinterbliebenem Lebenspartner in Arbeit und Beruf
sicherstellen. Sie sollen den Willen zur Selbsthilfe starken
und die Fahigkeit vermitteln, (wieder) einen angemesse-
nen Arbeitsplatz einzunehmen und so eine ausreichende
und angemessene Existenzgrundlage zu schaffen. Die
Teilhabeleistungen umfassen insbesondere:

«  Finanzierung von technischen Arbeitshilfen,

- Eingliederungszuschusse oder andere Leistungen an
Arbeitgeber,

«  MaRnahmen zum Erreichen eines Arbeitsplatzes,

«  MaRnahmen zur Umschulung oder Aus- und Weiter-
bildung,

- individuelle betriebliche Qualifizierungen im Rahmen
der Unterstltzten Beschaftigung,

«  Leistungen zur Griindung oder Erhaltung einer
selbststandigen Existenz.
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Zur Sicherstellung des Lebensunterhaltes wahrend der
MaBnahmen zur (Wieder-)Eingliederung werden ergénzen-
den Leistungen wie Ubergangsgeld oder Unterhaltsbeihilfe
in Abhangigkeit von der konkreten Situation gezahlt:

«  Ein Ubergangsgeld wird gezahlt, wenn Beschadigte
wegen der Teilnahme an einer MaBnahme zur Teilha-
be am Arbeitsleben keine ganztagige Erwerbstatig-
keit ausliben kdnnen oder kein oder ein geringeres
Arbeitsentgelt erzielen. Das Ubergangsgeld ist steu-
erfrei. Der Trager der Kriegsopferflirsorge entrichtet
Beitrage zur Rentenversicherung.

«  Unterhaltsbeihilfe erhalten die Beschadigten, die vor
Beginn der MalRnahme nicht beruflich tatig gewesen
sind.

Im Berichtszeitraum sind von den Hauptfirsorgestellen
fur einmalige und laufende Leistungen 5,7 Millionen Euro
verausgabt worden. Die Zahl der Leistungsempfanger ist
gegenuber 2016 um ein Drittel von 691 auf 464 gesun-
ken. Die durchschnittliche Forderung ist im gleichen Zeit-
raum von rund 8.000 auf rund 12.300 Euro pro geforder-
tem Menschen gestiegen.

Krankenhilfe

Bei behandlungsbediirftigen Krankheiten kénnen fiir
Beschadigte, ihre Familienmitglieder sowie ihre Hinter-
bliebenen erganzend zu den Leistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung oder der Heil- und Krankenbehand-
lung durch die Versorgungsverwaltung Kosten fur die
arztliche oder medizinische Behandlung tibernommen
werden. Die Krankenhilfe umfasst eine (zahn-)arztliche
Behandlung, Krankenhausbehandlungen, die Versorgung
mit Arznei-, Heil- und Verbandsmitteln bzw. die Uber-
nahme der Zuzahlungen, die Ubernahme der Eigenanteile
beim Zahnersatz sowie sonstige zur Genesung, zur
Besserung oder zur Linderung von Krankheitsfolgen
erforderliche Leistungen.

Die Zahl der Leistungsempfanger sinkt von 346 (2016) auf
268 Personen. Fiir die Krankenhilfen haben die Hauptfiir-
sorgestellen zuletzt 74.000 Euro aufgewendet, nach rund
125.400 Euro in 2016.

Hilfe zur Pflege

Anspruch auf Hilfe zur Pflege hat, wer wegen einer
korperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder
Behinderung fiir die gewohnlichen und regelmafig
wiederkehrenden Verrichtungen im Ablauf des taglichen
Lebens (wie z.B. Korperpflege, Ernahrung, hauswirtschaft-
liche Versorgung) auf Dauer, voraussichtlich mindestens
fur sechs Monate, in erheblichem MaRe der Hilfe bedarf.
Die Hilfe zur Pflege fiir anspruchsberechtigte Beschadigte,
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Verteilung der Leistungsempfinger
nach Art der Leistung 2018

Ausgaben in
Mio. Euro

Leistungs-

Leistungsart empfanger

Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben und 5,70 464
erganzende Leistungen

Krankenhilfe 0,08 268
Hilfe zur Pflege 94,52 5.319
Hilfe zur Weiterfiihrung

des Haushalts 118 442
Altenhilfe 0,95 1.130
Erziehungsbeihilfe 4,97 345
Erganzende Hilfe zum

Lebensunterhalt 1540 2.866
Erholungshilfe 1,10 681
Wohnungshilfe 0,82 318
Hilfen in besonderen 187,62 11278
Lebenslagen

Insgesamt 312,33 23.111

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018
(DESTATIS) vom 23.09.2019

Familienangehorige und Hinterbliebene umfasst die
hausliche Pflege, Pflegehilfsmittel, teilstationare Pflege,
Kurzzeitpflege und stationare Pflege. Die Leistungen der
Kriegsopferfiirsorge bei der Hilfe zur Pflege sind nachran-
gig gegenuiber den Leistungen nach § 35 Bundesversor-
gungsgesetz und der Pflegeversicherung (SGB XI). Nur
wenn deren in ihrer Hohe begrenzten, Leistungen nicht
ausreichen, um den notwendigen Pflegebedarf zu decken
und die Betroffenen die Differenzbetrage nicht selbst auf-
bringen konnen, darf die Kriegsopferfiirsorge erganzend
Unterstutzung gewahren.

Bundesweit sind mehr als 94,5 Millionen Euro verausgabt
worden; in 2016 waren es noch 134,6 Millionen Euro.
5.319 Personen erhielten im Durchschnitt 17.770 Euro.

In 2016 sind 7.615 Personen mit durchschnittlich 17.670
Euro unterstitzt worden.
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Hilfe zur Weiterfiihrung des Haushaltes

Diese Leistung soll den Verbleib in der vertrauten Umge-
bung und dem gewohnten Lebensumfeld ermdglichen,
wenn Geschadigte und Hinterbliebene mit eigenem
Haushalt vortibergehend nicht mehr in der Lage sind,
ihren Haushalt selbststandig zu flihren und dies auch kein
anderer Haushaltsangehoriger tibernehmen kann. Wenn
durch die Hilfe ein Heimaufenthalt vermieden

oder verzégert werden kann, ist auch eine langerfristige
Leistung moglich. Die Leistung umfasst die personliche
Betreuung von Haushaltsangehorigen und die sonstigen
zur Weiterfiihrung des Haushaltes erforderlichen Tatig-
keiten (z.B. Einkaufen und Zubereiten der Mahlzeiten,
Reinigung und Pflege der Wohnung, Kérperpflege).

442 Beschadigte und Hinterbliebene haben knapp

1,2 Millionen Euro erhalten. Die Zahl der Leistungs-
empfanger ist in den letzten zwei Jahren um ein Drittel
gesunken. Die Hohe der Forderung stieg um 525 Euro
auf 2.665 Euro.

Ausgaben nach Art der Leistung 2018 in Prozent

Hilfe in besonderen Lebenslagen

Hilfe zur Pflege

Erganzende Hilfe zum Lebenunterhalt

Leistungen zurTeiIhaF)e am Arbe.itsleben 1,83 (5,70 Mio. €)
und erganzende Leistungen

Erziehungsbeihilfe 1,59 (4,97 Mio. €)

Hilfe zur Weiterfiihrung des Haushaltes | 0,38 (1,18 Mio. €)
Erholungshilfe | 0,35 (1,10 Mio. €)
Altenhilfe | 0,30 (0,95 Mio. €)

Wohnungshilfe | 0,26 (0,82 Mio. €)

Krankenhilfe | 0,02 (0,08 Mio. €)

Altenhilfe

Die Altenhilfe soll dazu beitragen, Schwierigkeiten, die
durch das Alter entstehen, zu verhiiten, zu Gberwinden
oder zu mildern. Sie soll den alten Menschen die Moglich-
keit erhalten, solange es geht, einen eigenen Haushalt zu
fuhren, Beziehung zur Umwelt und soziale Kontakte zu
erhalten sowie am Leben in der Gemeinschaft und am
kulturellen Geschehen teilzunehmen. Die Beratung und
Hilfe bei der Beschaffung einer altersgerechten Wohnung,
bei der Inanspruchnahme altersgerechter Dienste oder
bei der Beschaffung eines geeigneten Platzes in einer Ein-
richtung steht im Vordergrund. Es kdnnen auch Geldlei-
stungen erbracht werden fir:

+  einen altersgerechten Wohnungsumbau,

+ den Umzug in eine altersgerechte Wohnung,

« die Inanspruchnahme altersgerechter Dienste

+  (z.B.Essen auf Radern),

« den Besuch von Veranstaltungen,

- die Aufrechterhaltung der Verbindung zu Verwandten
und Bekannten.

60,07 (187,62 Mio. €)

30,26 (94,52 Mio. €)

4,93 (15,40 Mio. €)

0 10 20

30 40 50 60 70

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018
(DESTATIS) vom 23.09.2019
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Anteilige Ausgaben der Kriegsopferfiirsorge nach Rechtsgrundlagen 2018

Infektionsschutzgesetz
24,78 Mio. €; 7,94 %

Opferentschadigungsgesetz
58,30 Mio. €; 18,68 %

Soldatenversorgungsgesetz /
Zivildienstgesetz
5,88 Mio. €; 1,83 %

1.130 Personen haben im Berichtszeitraum durchschnitt-
lich 840 Euro erhalten. Die Hauptfirsorgestellen zahlten
rund 952.200 Euro aus. Die Zahl der Personen, die einma-
lige oder laufende Leistungen der Altenhilfe erhalten
haben, halbiert sich fast gegenliber 2016. Die Ausgaben
insgesamt gehen um ein Viertel zurlick. Die durchschnitt-
liche Unterstutzungsleistung steigt um ein Drittel.
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Gesamtausgaben

312,33 Mio. €

Straf- und Verwaltungs-
rechtliches Rehabilitierungsgesetz
0,44 Mio. €; 0,14 %

Bundesversorgungsgesetz /
Haftlingshilfegesetz
222,92 Mio. €; 71,41 %

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018 (DESTATIS) vom
23.09.2019 ohne Ausweisung der Leistungen im Ausland

Erziehungsbeihilfe

Empfanger einer Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz konnen zur Sicherstellung einer schulischen
und beruflichen Ausbildung ihrer Kinder Erziehungsbeihil-
fen fiir ErziehungsmaBnahmen, Schul- und Berufsausbil-
dung und, in besonderen Fallen, auch fir die berufliche
Fortbildung erhalten. Diese Leistungen kann auch fiir Voll-
und Halbwaisen erbracht werden, um eine angemessene
Erziehung und Ausbildung zu erméglichen. Die Leistung
kann — bei Vorliegen der Voraussetzungen — bis zur Vollen-
dung des 27. Lebensjahres in Anspruch genommen werden.



SOZIALES ENTSCHADIGUNGSRECHT/KRIEGSOPFERFURSORGE

Ausgaben fiir laufende und einmalige Leistungen und Leistungsempfinger nach Bundesland in 2018

Bundesland Ausgaben in Euro Empfanger
Baden-Wirttemberg 40.744.978 2.664
Bayern 53.866.625 2.402
Berlin 8.780.738 866
Brandenburg 2.792.789 219
Bremen 2.408.120 138
Hamburg 4.783.174 403
Hessen 30.746.136 2.254
Mecklenburg-Vorpommern 737.022 172
Niedersachsen 26.409.888 1.527
Nordrhein-Westfalen 98.149.644 6.834
Rheinland-Pfalz 16.571.001 2.231
Saarland 3.519.632 281
Sachsen 5.147.415 637
Sachsen-Anhalt 2.854.527 283
Schleswig-Holstein 6.127.275 586
Thiringen 3.004.186 608
Bund (Soldatenversorgung) 5.684.050 1.006
Ausland 95.292 17

Fir diese Form der Unterstitzung sind rund 4,97 Millio-
nen Euro an 345 Anspruchsberechtigte ausgezahlt wor-
den; im Durchschnitt 14.395 Euro pro Beihilfeleistung. In
2018 ist gegenliber 2016 die Zahl der Beihilfeempfanger
um 12 Prozent gestiegen und die durchschnittliche Hohe
der Forderung um rund 1.000 Euro.

Ergdanzende Hilfe zum Lebensunterhalt

Diese Hilfe soll den notwendigen und angemessenen
Bedarf des taglichen Lebens der Anspruchsberechtigten
sicherstellen, soweit der Lebensunterhalt (Lebenshal-
tungs-, Unterkunfts- und Heizkosten) nicht aus den
sonstigen Leistungen nach dem Bundesversorgungsge-
setz sowie eigenem Einkommen und Vermogen sicherge-
stellt werden kann. Neben laufenden Leistungen (z.B. fiir

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018
(DESTATIS) vom 23.09.2019

den Lebensunterhalt und die Unterkunft) kommen auch
einmalige Beihilfen in Frage, wie zum Beispiel fur
Umzugs-, Heizungs- und Renovierungskosten. Erganzende
Hilfe konnen auch die Hinterbliebenen erhalten, wenn sie
ihren Lebensunterhalt nicht mit den Ubrigen Leistungen
des Bundesversorgungsgesetzes und dem eigenen Ein-
kommen und Vermogen bestreiten kdnnen.

Fast 2.900 Anspruchsberechtigte sind in 2018 mit 5,4
Millionen oder 5.375 Euro pro Hilfeleistung unterstiitzt
worden. Die Zahl der unterstiitzten Menschen ist seit 2016
um 500 gesunken. Es sind 2,1 Millionen Euro weniger ver-
ausgabt worden. Die finanziellen Hilfen haben sich aber
um rund 300 Euro pro Bewilligung erhoht.
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Verteilung der Leistungsempfinger der Kriegsopferfiirsorge 2018

Infektionsschutzgesetz;
2.417;11 %

Opferentschadigungsgesetz;
5.137;22 %

Soldatenversorgungsgesetz/
Zivildienstgesetz; 1.053; 5 %

Erholungshilfe

Zur Erhaltung oder Verbesserung der Gesundheit oder
Arbeitsfahigkeit kénnen in der Regel dreiwochige Erho-
lungsaufenthalte in Vertragshausern oder an Erholungs-
orten nach freier Wahl, regelhaft alle zwei Jahre, bezu-
schusst werden. Der Bedarf ermittelt sich aus einem
Tagessatz fur Unterkunft und Verpflegung, Fahrtkosten,

Kosten fiir Gepackbeforderung, Kurtaxe und Taschengeld.

Bendtigt der Erholungssuchende eine standige Beglei-
tung, umfasst der Bedarf auch die Kosten der Mitnahme
der Begleitperson. Die Notwendigkeit und ZweckmaRig-
keit des Erholungsaufenthaltes ist durch eine arztliche
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Straf- und Verwaltungsrechtliches
Rehabilitierungsgesetz; 81; < 1 %

Bundesversorgungsgesetz/
Haftlingshilfegesetz; 14.423; 62 %

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018
(DESTATIS) vom 23.09.2019

Bescheinigung nachzuweisen. Diese Leistungen kdnnen
Beschadigte fiir sich und ihren Ehegatten oder Lebens-
partner sowie Hinterbliebene erhalten.

Knapp 700 Personen sind zuletzt mit rund 1,1 Millionen
Euro unterstitzt worden. Gegentiber 2016 sinken die Aus-
gaben um ein gutes Viertel und die Fallzahlen um 30 Pro-
zent. Die durchschnittlichen Ausgaben pro Erholungshil-
fen liegen bei 1.620 Euro.
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Wohnungshilfe

Die Wohnungshilfe unterstiitzt gesundheitlich schwer
geschadigte Menschen durch eine Beratung in Wohnungsan-
gelegenheiten und in Form von Geldleistungen bei der
Beschaffung und Erhaltung von geeignetem Wohnraum,
unabhangig davon, ob es sich um Eigentum oder eine
Mietwohnung handelt. Anspruchsberechtigte erhalten
die finanzielle Unterstiitzung fir eine die Schadigung
ausgleichende Ausstattung oder bauliche Veranderungen
des Wohnraumes (z.B. Badumbau, Einbau eines Treppen-
lifts oder eine Rollstuhlrampe).

Schadigung fiir die Beschadigten selber sowie deren Wit-
wen, Witwern oder hinterbliebenen Lebenspartnern.

Im Berichtszeitraum erhielten 318 gesundheitlich schwer
geschadigte Menschen Wohnungshilfen in Héhe von rund
815.600 Euro, d.h. rund 2.565 Euro pro Antrag. Die Zahl
der bewilligten Antrage ist im Berichtszeitraum um

20 Prozent gesunken, die Ausgaben fiir die Leistung sind
um ein Drittel und die durchschnittliche Forderung ist um
500 Euro gesunken.

Wohnungshilfen kdnnen auch im Rahmen von Bau oder
Erwerb eines Eigenheimes bzw. einer Eigentumswohnung
gewahrt werden. Der Anspruch auf diese Leistung besteht
innerhalb der ersten fiinf Jahre nach Anerkennung der

Ausgaben der Kriegsopferfiirsorge nach Art der Leistung und Rechtsgrundlagen 2018 in Mio. Euro

Straf- und
Bundes- Soldaten- Verwaltungs-
versorgungs-  versorgungs- rechtliches
gesetz/ gesetz/ Opferent- Rehabili-
Haftlings- Zivildienst- schadigungs- Infektions- tierungs-
Leistung insgesamt  hilfegesetz gesetz gesetz schutzgesetz gesetz
Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben und 5.700.743 89.457 893.531 4.305.002 412.753
erganzende Leistungen
Krankenhilfe 74.047 35.400 365 37.927 355
Hilfe zur Pflege 94.516.330 | 92.183.573 522.889 1.413.309 341.246 55.313
Hilfe zur Weiterflhrung 1.178.593 574181  164.804 345551 90.702 3.355
des Haushaltes
Altenhilfe 952.184 822.031 600 112.588 11.398 5.567
Erziehungsbeihilfe 4.966.288 37.952 180.210 4.672.543 75.583
Erganzende Hilfe 15.404.021 | 5.529.152 802673  8.699.619 292.698 79.879
zum Lebensunterhalt
Erholungshilfe 1.100.564 799.940 85.380 179.094 34.833 1.317
Wohnungshilfe 815.597 240.473 252.422 233.767 88.935
Hilfe in besonderen 187.618.833 [122.611.956 2974417 38304.827 23428998 298.635
Lebenslagen
312.327.200 222.924.115 5.877.291 58.304.227 24.777.501 444.066

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018 (DESTATIS) vom 23.09.2019
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Verteilung der Leistungsempfinger nach Art der Leistung 2018

Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben und ergianzende
Leistungen; 2,01 %

s

Hilfe in besonderen
Lebenslagen; 48,80 %

Wohnungshilfe; 1,38 %

Hilfe in besonderen Lebenslagen/
Eingliederungshilfe

Diese Leistungen sollen Menschen mit einer korperlichen,
geistigen oder seelischen Schadigung die selbstbestimm-
te Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft sowie eine
moglichst selbststandige und selbstbestimmte Lebens-
flhrung ermoglichen oder erleichtern.
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Krankenhilfe; 1,16 %

Hilfe zur Pflege; 23,02 %

Hilfe zur Weiterfiihrung
des Haushaltes; 1,91 %

Altenhilfe; 4,89 %

Erziehungsbeihilfe; 1,49 %

Ergdnzende Hilfe
zum Lebensunterhalt; 12,40 %

Erholungshilfe; 2,95 %

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018
(DESTATIS) vom 23.09.2019

Darunter fallen insbesondere die Leistungen der Blinden-
hilfe und die Leistungen der Eingliederungshilfe, wie bei-
spielsweise:

«  Darlehen oder Beihilfen zur Beschaffung groRerer
Hilfsmittel oder eines Kraftfahrzeuges,

+ laufende Leistungen zum Unterhalt eines Kraft-
fahrzeuges,
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« laufende Leistungen zum Unterhalt eines Kraft- Mit 11.280 Fallen und insgesamt 185,6 Millionen Euro
fahrzeuges, sind diese Hilfen die grof3te Ausgabeposition der Haupt-

«  behinderungsgerechte Ausgestaltung des Wohn- flirsorgestellen. Dies entspricht 60 Prozent der Gesamt-
raumes, ausgaben und fast 50 Prozent der Leistungsempfanger. In

- die Kostentibernahme bei Beschaftigung in einer 2016 lag der Anteil der Hilfen in besonderen Lebenslagen
Werkstatt fiir behinderte Menschen oder und der Eingliederungshilfe noch bei knapp 53 Prozent.

«  Unterstiitzung beim ambulant selbststandigen Woh- Die durchschnittlichen Ausgaben pro Fall betrugen zuletzt
nen oder in einer stationaren Wohneinrichtung. 16.635 Euro.

Die Leistungen kénnen Beschadigte fir sich und ihre
Familienangehorigen sowie Hinterbliebene erhalten.

Leistungsempfinger der Kriegsopferfiirsorge 2018
Einmalige und laufende Leistungen nach den Rechtskreisen (ohne Leistungen im Ausland)

Straf- und
Bundes- Soldaten- Verwaltungs-
versorgungs-  versorgungs- rechtliches
gesetz/ gesetz/ Opferent- Rehabili-
Haftlings- Zivildienst- schadigungs- Infektions- tierungs-
Leistung insgesamt  hilfegesetz gesetz gesetz  schutzgesetz gesetz
Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben und 464 12 106 304 42
erganzende Leistungen
Krankenhilfe 268 223 3 39 3
Hilfe zur Pflege 5.319 5.096 47 146 28 2
Hilfe zur Weiterfiihrung 442 241 57 9% 47 1
des Haushaltes
Altenhilfe 1.130 1.068 9 44 8 1
Erziehungsbeihilfe 345 4 27 304 10
Ergdnzende Hilfe 2.866 1313 135 1341 56 21
zum Lebensunterhalt
Erho|ung5hi|fe 681 484 48 119 29 1
Wohnungsh”fe 318 148 84 43 43
Hilfe in besonderen 11.278 5.834 537 2.701 2151 55
Lebenslagen
23.111 14.423 1.053 5.137 2417 81

Quelle: Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018 (DESTATIS) vom 23.09.2019
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FACH- UND ARBEITSAUSSCHUSSE




Aus der Arbeit der Fach- und Arbeitsausschiisse
Die foderale Struktur in Deutschland bringt es mit sich,
dass die Mitglieder der BIH (aktuell 17 Integrationsamter,
18 Hauptfiirsorgestellen und 18 Versorgungsverwaltun-
gen) teils staatlich und teils kommunal organisiert sind.
Damit unterliegen sie bei ihrer Aufgabenerledigung dem
Bundes- wie dem jeweiligen Landesrecht.

Um dennoch eine moglichst einheitliche Rechtsanwen-
dung bei der Durchfiihrung ihrer Aufgaben sicherzustellen
und an der fachlichen Weiterentwicklung des beruflichen
Behindertenrechts und des Sozialen Entschadigungs-
rechts/Kriegsopferfiirsorge konstruktiv mitzuwirken, hat
die BIH zwei Fachausschiisse und neun Arbeitsausschiisse
eingerichtet.

Dem Fachausschuss Schwerbehindertenrecht arbeiten die
Arbeitsausschiisse Information und Bildung, Technische
Beratungsdienste, Integrationsbegleitung, Inklusionsbe-
triebe, BIH-Systeme und Rechtsfragen zu. Der Fachaus-
schuss Schwerbehindertenrecht setzt sich zusammen aus
den Leiterinnen und Leitern der Integrationsamter. Regel-
maRige Gaste sind das Bundesministerium fur Arbeit und
Soziales (BMAS) sowie Vertreterinnen und Vertreter der
Arbeits- und Sozialministerien der Lander.

Dem Fachausschuss Soziales Entschadigungsrecht/Kriegs-
opferfiirsorge sind die Arbeitsausschiisse Empfehlungen der
Kriegsopferfursorge, Gemeinsame Kommission und
Gemeinsamer Arbeitsausschuss zugeordnet. In diesen
Gremien arbeiten Vertreterinnen und Vertreter der Haupt-
flirsorgestellen und der Versorgungsverwaltungen eng
zusammen mit dem BMAS, den Arbeits- und Sozialministeri-
en der Lander und dem Bundesrechnungshof.

Die beiden Fachausschiisse sind die Gremien der BIH fuir
alle Grundsatzfragen in den Bereichen Soziales Entschadi-
gungsrecht/Kriegsopferfiirsorge und Schwerbehinderten-
recht.

Die Arbeitsausschiisse setzen sich zusammen aus Fach-
kolleginnen und -kollegen der Integrationsamter, Haupt-
flirsorgestellen und Versorgungsverwaltungen, soweit das
jeweilige Bundesland ein Mitglied in den jeweiligen Aus-
schuss entsandt hat.

Die Arbeitsausschiisse arbeiten den Fachausschtissen zu,
zum Beispiel durch Empfehlungen fur die Erbringung von
Leistungen, gemeinsame Qualitatsstandards, spezielle

EDV-Programme sowie Seminar- und Schulungskonzepte.

Fachausschuss Schwerbehindertenrecht

Simone Wuschech

Leiterin des Integrationsamts
beim Landesamt flr Soziales
und Versorgung des Landes
Brandenburg in Cottbus

In dem Fachausschuss arbeiten die Leiterinnen und Leiter
der 17 Integrationsamter bzw. Inklusionsamter zusam-
men. Vertreter des Bundesministeriums fiir Arbeit und
Soziales sind standige Gaste der Sitzungen. Die Vertreter
und Vertreterinnen der Sozial- und Arbeitsministerien der
Lander werden regelmaRig von der BIH eingeladen, um
ihre Sichtweisen in das Fachgremium einzubringen.

Zu den Aufgaben des Fachausschusses Schwerbehinder-
tenrecht gehoren die Beratung und Beschlussfassung zu
Grundsatzfragen im Bereich der Teilhabe schwerbehinder-
ter Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt im Rah-
men der Aufgaben und Leistungen der Integrationsamter.
Es handelt sich dabei um Entscheidungen mit empfehlen-
dem Charakter.

In 2019 sind die Empfehlungen zur Arbeitsassistenz an
die aktuelle Gesetzeslage angepasst worden und die Emp-
fehlungen zur Unterstlitzung der Arbeitgeber bei auler-
gewohnlichen Belastungen nach einem interdisziplinaren
Workshop aktualisiert worden.

Die Pravention ist schon immer eine der Kernaufgaben
der Integrationsamter gewesen. Durch die besondere Her-
vorhebung der Pravention im Bundesteilhabegesetz und
die verstarkte Einbindung der Integrationsamter in diese
Leistungsform hat sie weiterhin an Bedeutung gewonnen.
Die Integrationsamter tragen diesen Umstanden Rech-
nung, indem sie sich auf ein eigenes Positionspapier zur
Pravention verstandigt haben. Dazu passen auch die Akti-
vitaten des Technischen Beratungsdienstes der Integrati-
onsamter, die sich verstarkt mit den Anforderungen an
eine inkludierte Gefahrdungsbeurteilung auseinander-
setzen.
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Die Verwaltungsabsprache zwischen der BIH und den
Rehabilitationstragern zur verbindlichen Klarung bei
Uberschneidungen von Férdertatbestdnden wie auch die
Abgrenzung der nachrangigen Begleitenden Hilfe von den
Reha-Leistungen sind vor dem Hintergrund der neuen
Regelungen des Bundesteilhabegesetzes gemeinsam
Uberarbeitet und von allen beteiligten Institutionen
beschlossen worden.

Teil des Austauschs im Fachgremium sind auch die
regionalen Umsetzungen im jeweiligen Integrationsamt
bei bundesweiten Aktionen, Kampagnen und neuen
gesetzlichen Regelungen.

Dazu gehort in 2019 das Budget fiir Arbeit, dessen
Umsetzung in der Praxis aufgrund der foderalen Struktu-
ren unterschiedlich erfolgt, ebenso wie die Inanspruch-
nahme durch potenzielle Leistungsberechtigte. Ende des
Jahres ist der Leistungstatbestand eines Budgets fiir Aus-
bildung in das SGB IX aufgenommen worden. Beiden Teil-
habeformen wird der Fachausschuss Schwerbehinderten-
recht in den nachsten Jahren besondere Aufmerksamkeit
widmen.

Die Integrationsamter unterstiitzen weiterhin aktiv das
Projekt rehapro - ,,Modellvorhaben zur Starkung der Reha-
bilitation nach §11 SGB IX“ und waren aktiver Partner des
Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales und der Bun-
desagentur fiir Arbeit im Pilotprojekt ,Einstellung zahlt" —
eine Kampagne zur Gewinnung von neuen Arbeitgeber-
gruppen fiir die Beschaftigung von Menschen mit
Behinderung.

Die BIH und die Bundesagentur flir Arbeit setzten ihre in
2017 begonnene verstarkte Zusammenarbeit unter dem
Motto ,Gemeinsam fur einen inklusiven Arbeitsmarkt*
fort — und haben sich im Dezember 2019 mit der ,,MeiRe-
ner Erklarung” neue gemeinsame Ziele gesetzt.

Der gesetzliche Auftrag der Integrationsamter umfasst
nicht nur die finanzielle Férderung von Beschaftigungs-
verhaltnissen schwerbehinderter Menschen und ihrer
Arbeitgeber oder den besonderen Kiindigungsschutz,
sondern auch ein breites Fortbildungsangebot fir das
betriebliche Inklusionsteam bestehend aus Schwerbehin-
dertenvertretung, Betriebs-/Personalrat und Inklusionsbe-
auftragten des Arbeitgebers. Die Integrationsamter haben
sich entschieden, innerhalb der nachsten finf Jahre ein
modernes, digitales und barrierefreies E-Learning-Ange-
bot zu entwickeln.
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Fachausschuss Soziales Entschadigungsrecht

Reinhard Urban
Stellvertretender Dezernent
Soziales und Leiter des Referats
»Hauptfursorgestelle, Uberort-
liche Betreuungsbehorde,
Stiftungen” beim Kommunal-
verband fiir Jugend und Soziales
Baden-Wurttemberg

in Stuttgart

Im Jahr 2019 hat sich mit dem Beitritt der Versorgungs-
verwaltungen der Lander in die BIH die interdisziplinare
Zusammensetzung des Fachausschusses erweitert:
Neben den Hauptfiirsorgestellen, dem Bundesministeri-
um fir Arbeit und Soziales, dem Bundesrechnungshof,
dem Personalmanagement der Bundeswehr und den
Sozial- und Arbeitsministerien der Lander sind nun auch
die Versorgungsverwaltungen vertreten.

Um die gleichberechtigte Stellung der Versorgungs-
verwaltungen in der BIH deutlich zu machen, wurde
unter anderem die urspriingliche Internetseite der
Hauptfirsorgestellen (www.hauptfuersorgestellen.de) in
,S0ziale Entschadigung” umbenannt und inhaltlich tber-
arbeitet (www.sozialeentschaedigung.de). Aus dem glei-
chen Grund wurde im Namen des Fachausschusses der
Zusatz ,Kriegsopferfiirsorge” gestrichen.

Im Februar 2019 fand die erste konstituierende Sitzung
des neu gebildeten Gemeinsamen Arbeitsausschusses
KOV statt. Dem Fachausschuss SER sind damit zwei
Arbeitsausschlisse zugeordnet.

Aufbauend auf den guten Erfahrungen im Bereich der
Fiirsorge ist nun auch im Bereich der Versorgung eine
Arbeitsorganisation entstanden, die auch fiir den Bereich
der Versorgungsverwaltungen in den Bundeslandern von
grofRem Nutzen ist. Ziel einer guten Zusammenarbeit ist
ein abgestimmtes, bundesweit einheitliches Verwaltungs-
handeln fur die individuelle Leistungserbringung nach
dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) an Kriegsopfer,
Opfer von Gewalttaten, Zivil- und Wehrdienstbeschadigte
und andere Beschadigte sowie an deren Hinterbliebene.

Dies bedingt eine vertiefte fachliche Auseinandersetzung mit
den Auswirkungen der Sozialgesetzgebung und ihrer Bedeu-
tung fiir das Soziale Entschadigungsrecht. Umfangreiche
Fortschreibungen der Empfehlungen zur Kriegsopferfiirsorge
(KOF-E) sowie Absprachen und Handlungsempfehlungen im
Bereich KOV sind dabei konkrete Ergebnisse.


http://www.hauptfuersorgestellen.de
http://www.sozialeentschaedigung.de

Im vergangenen Zeitraum waren insbesondere folgende
Gesetzes- und Verordnungsvorhaben Gegenstand der
inhaltlichen Arbeit:

+  Verordnung uber maRgebende RechengroRen der
Sozialversicherung fiir 2020 (Sozialversicherungs-
RechengroRenverordnung 2020),

«  Entwurf einer Sechsten Verordnung zur Anderung
der Versorgungsmedizin- Verordnung (6. AndVo-Vers-
MedV),

«  Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Neunten
und des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch und
anderer Rechtsvorschriften (SGB IX-/SGB XII -Ande-
rungsgesetz),

«  Entwurf eines Gesetzes zur Entlastung unterhalts-
pflichtiger Angehdriger der Sozialhilfe und der Ein-
gliederungshilfe (Angehdrigen-Entlastungsgesetz).

Mit mehreren Rundschreiben hat das Bundesministerium
fir Arbeit und Soziales in 2019 Festlegungen zum
Umgang mit Kostenerstattungen, Abschlagszahlungen,
Pauschalbetragen und Verwaltungskosten in den Berei-
chen Opferentschadigung und Heil- und Krankenbehand-
lung getroffen.

Die Pilotphase des Teilhabeverfahrensberichts nach

§41 SGB IX ist seitens der teilnehmenden Stellen fiir den
Bereich Kriegsopferversorgung und -flirsorge (Senatsver-
waltung Berlin, Kommunalverband fiir Jugend und Sozi-
ales Baden-Wurttemberg, Landesamt fur Soziale Dienste
in Schleswig-Holstein und Amt fiir Versorgung und Inte-
gration in Bremen) erfolgreich abgeschlossen worden. Seit
2020 sind alle Hauptfiirsorgestellen und Versorgungsver-
waltungen meldepflichtig.

Im Hinblick auf eine zukiinftige Neuausrichtung der Ver-
waltungsstruktur und des Zusammenwachsens der
beiden ,Welten Versorgung und Fiirsorge” wurde vom
Fachausschuss eine Arbeitsgruppe SGB XIV eingesetzt, die
sich aus Vertretern beider Bereiche zusammensetzt. Auf-
gabenstellung dieser Arbeitsgruppe ist die begleitende
Umsetzung des SGB XIV.

Neben der Umsetzung der dritten Stufe des Bundes-
teilhabegesetzes und der Erarbeitung von entsprechen-
den Handlungsempfehlungen wird die tiefgreifende
Reform des Sozialen Entschadigungsrechts nach mehr als
70 Jahren durch das Inkrafttreten eines neuen Sozial-
gesetzesbuches, des SGB XIV, am 1. Januar 2024 die Aus-
richtung, Arbeit und Aufgaben des Fachausschusses und
seiner Arbeitsausschiisse wesentlich beeinflussen.

Arbeitsausschuss Information und Bildung

Rosita Schlembach
Stellvertretende Leiterin des
Integrationsamts beim Landes-
wohlfahrtsverband Hessen in
Kassel

Foto: Nelli Stiirmer

Die Aufgaben des Arbeitsausschusses Information und
Bildung sind definiert durch den gesetzlichen Auftrag des
Integrationsamts: Bereitstellung eines breitgefacherten
Informations- und Bildungsangebots fiir die Arbeitgeber
und die betrieblichen Funktionstrager nach dem SGB IX.

Ein neu entwickeltes modulares Kurskonzept zum Betrieb-
lichen Eingliederungsmanagement, das an den Informati-
ons- und Schulungsbedarf der Betriebe und Verwaltungen
angepasst werden kann, wird in die aktive Schulungs-
tatigkeit der Integrationsamter Gbernommen. Gemeinsam
mit dem Arbeitsausschuss Technischer Beratungsdienst
wird das Fortbildungsangebot zur behinderungsgerechten
Arbeitsplatzgestaltung aktualisiert. Die bewahrten
Kurskonzepte der Grund- und Aufbaukurse firr erstmalig
gewahlte Schwerbehindertenvertretungen sowie das
Informationsangebot flir Personalverantwortliche werden
neu aufbereitet.

Im Nachgang zur den im Herbst 2018 stattgefundenen
regelmafigen Wahlen zur Schwerbehindertenvertretung,
haben die Integrationsamter eine Evaluation durch-
geflihrt und die Ergebnisse dem Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales und dem Beauftragten der Bundes-
regierung flr die Belange von Menschen mit Behinderung
Ubergeben. Eine Aktualisierung der Wahlordnung
rechtzeitig vor den nachsten Wahlen, wird von den
Integrationsamtern ausdriicklich beflirwortet. Ziel ist es,
die Durchfliihrung von Wahlen unter Berticksichtigung der
Digitalisierung zu erleichtern fiir ein moglichst liicken-
loses Netz von Schwerbehindertenvertretungen, die als
Multiplikatoren fiir die Integrationsamter eine heraus-
ragende Bedeutung haben.

Mitglieder des Arbeitsausschusses wirken aktiv an der
Entwicklung von Informationsmaterialien mit.
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Das digitale Medienangebot der BIH wird ausgeweitet
durch die Neuauflage des ABC Fachlexikons als web-
basierte Version. Der in die Jahre gekommene Internetauf-
tritt der Integrationsamter wird technisch und optisch auf
neue FuRe gestellt. Neue digitale Angebote wie Erklarfil-
me, Videos, Podcasts sollen vermehrt einen Platz in dem
Informationsangebot erhalten. An bewahrten Formaten
soll dabei festgehalten werden.

An Zukunftsthemen wie der Entwicklung eines E-Learning-
Angebots zusatzlich zu den Prasenzveranstaltungen fir
die betrieblichen Funktionstrager wird ebenso gearbeitet
wie an der Weiterentwicklung des Publikationsangebotes
hin zu einem E-Publishing. Diese Themen werden in den
nachsten Jahren die inhaltlichen Schwerpunkte der Arbeit
des Arbeitsausschusses bestimmen.

Arbeitsausschuss Integrationsbegleitung

Klaus-Peter Rohde
Abteilungsleiter fur Integrations-
begleitung, Inklusionsbetriebe
im Inklusionsamt des Land-
schaftsverbands Rheinland

in K6In und stellvertretender
Fachbereichsleiter

Die Integrationsfachdienste (IFD) halten ein professionel-
les Serviceangebot fiir private und offentliche Arbeitgeber
wie auch flr behinderte Menschen im Arbeitsleben vor.
Dieses Angebot bereitzustellen und kontinuierlich weiter-
zuentwickeln, liegt in der Verantwortung der Integrations-
amter. Dabei beschaftigen sich die Mitglieder des Arbeits-
ausschusses Integrationsbegleitung nicht nur mit Fragen
rund um die psychosoziale Beratung und Begleitung am
Arbeitsplatz, sondern auch mit Fragen der Finanzierung,
Vertragsgestaltung, Offentlichkeitsarbeit, des Qualitats-
managements und der Fachkraftegewinnung. Ein wesent-
licher Baustein ist auch die laufende Weiterentwicklung
und Durchfiihrung eines Fortbildungsprogrammes speziell
fir die Fachkrafte der Integrationsfachdienste.

Das aktualisierte IFD-Qualitatsmanagementsystem
KASSYS 4.0 ist bundesweit zum 1. Januar 2019 eingefiihrt
worden. In einem Ubergangszeitraum von drei Jahren
erganzt jedes Bundesland seine landesspezifischen Anfor-
derungen. Erste praktische Erfahrungen haben gezeigt,
dass bei einigen Modulen ein Anpassungsbedarf besteht.
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Dies wurde kurzfristig umgesetzt. Im Rahmen der Zusam-
menarbeit zwischen IFD und Integrationsamt spielt auch
immer die Qualitatssicherung, -steigerung bzw. der
-erhalt der Fachdienstlichen Stellungnahmen als Grundla-
ge fur Forderentscheidungen der Integrationsamter eine
Rolle.

Zudem beschaftigt sich der Arbeitsausschuss auch mit
Unterstitzungsformen fiir Arbeitgeber und schwerbe-
hinderte Beschaftigte, die eine unmittelbare Schnittstelle
zum IFD haben — hier ist in den letzten Jahren zunehmend
das Thema Jobcoaching in den Blick gegnommen worden.
So kooperiert der Arbeitsausschuss bei diesem Thema mit
dem bundesweiten QM-Netzwerk Jobcoaching (welches
organisatorisch von der BAG-UB begleitet wird) und ist
im Beirat des Forschungsprojektes ,,JADE —Jobcoachin
zur Arbeitsplatzsicherung definieren und evaluieren® der
HAWK Hildesheim vertreten.”

Die Mitglieder des Arbeitsausschusses suchen regelmaRig
den Erfahrungsaustausch mit neuen Instrumenten der
Arbeitsmarktpolitik, da aufgrund der dezentralen
Zustandigkeiten in den Landern die Umsetzung bzw.
Handhabung regional variiert. In 2019 sind so die
folgenden Themen vertieft worden:

«  Vorrang der Pravention nach § 3 SGB IX — wie ist die
Rolle des IFD und welche Aufgaben kommen ihm hier-
bei zu?

Beauftragung des IFD zur Begleitung von Arbeits-
verhaltnissen nach §16i SGB I

«  Umfang der Anleitung und Begleitung im Rahmen des
Budgets flir Arbeit durch den IFD Umsetzung und
Handhabung von MaRnahmen zur Berufsorientierung.

Aufgrund verschiedener gesetzlicher Anderungen standen
auch rechtliche Fragen im Fokus des Arbeitsausschusses:
die Berufsbegleitung von Minijobbern im Kiindigungs-
schutzverfahren, die Begleitung der Arbeitsintegration
von schwerbehinderten Menschen aus dem Mal3regel-
vollzug durch den IFD und die Auswirkungen der Daten-
schutz-Grundverordnung auf die Arbeit des IFD mit den
Klienten und im Austausch mit den Integrationsamtern.

Fiir den Bereich der Menschen mit Horbehinderung gibt
es ein zusatzliches Gremium innerhalb der BIH: die
Arbeitsgruppe der Koordinatoren und Koordinatorinnen
der Fachdienste fir horbehinderte Menschen unter
Leitung von Romy Schwarzbach vom Integrationsamt

in Sachsen. Hier werden spezifische Fragen rund um den
Themenbereich Horbehinderung behandelt und Losungs-
vorschlage entwickelt.
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Arbeitsausschuss Inklusionsbetriebe

Bernhard Pflaum

Leiter des Referats , Inklusions-
betriebe, Forderung selbst-
standiger Tatigkeit” im
Integrationsamt beim
Kommunalverband Jugend
und Soziales in Karlsruhe

Im Gegensatz zur Begleitenden Hilfe, bei der vorrangig
einmalige Hilfen an schwerbehinderte Arbeitnehmer und
ihre Arbeitgeber gewahrt werden, ist die Férderung von
Inklusionsbetrieben auf Dauer angelegt. Um bundesweit
eine moglichst einheitliche Férderung zu gewahrleisten,
findet im Arbeitsausschuss Inklusionsbetriebe ein regel-
maRiger Austausch zu forderrelevanten Themen statt.

Die praktische Umsetzung der Forderrichtlinie des Bun-
desprogramms ,AllelmBetrieb“ aus Mitteln des Aus-
gleichsfonds beim Bundesministerium fur Arbeit und
Soziales ist moglichst einheitlich. Wahrend der Laufzeit
des Forderprogramms erfolgt ein regelmaRiger Austausch
zu den landerspezifischen Planungszahlen und der
prognostizierten Forderdauer.

Die BIH und einzelne Integrationsamter unterstiitzen
die Evaluation des Bundesprogramms , AllelmBetrieb“
im Auftrag des Bundesministeriums fiir Arbeit und
Soziales aktiv.

Vertreter der Leibnitz Universitat Hannover stellten im
Rahmen des Ausschusses den Vertretern der Integrations-
amter das Projekt GATe (Gesundheit, Arbeit, Teilhabe -
beteiligungsorientierte Gesundheitsforderung in Inklusi-
onsbetrieben) vor, das die Universitat gemeinsam mit der
FAF gGmbH in den nachsten drei Jahren durchfiihren will.
Daflr werden seitens der Inklusionsbetriebe Kooperati-
onspartner gesucht.

Die Mitglieder des Arbeitsausschusses haben sich zuletzt
mit folgenden Themen beschaftigt:

+  Quotenermittlung in Inklusionsbetrieben — Differen-
zierung zwischen der Anerkennung nach dem SGB IX
durch die Integrationsamter und der Anerkennung
als gemeinnutziger Betrieb nach der Abgabenord-
nung des Finanzamts

+  Berticksichtigung von Budgetnehmern nach §61 SGB IX
als Zielgruppenbeschaftigte

«  Forderung des besonderen Aufwandes nach §217
SGB IX bei gleichzeitiger Férderung nach § 16i SGB II

«  Erfahrungsaustauch zu den ersten MaBnahmen der
Gesundheitsforderung und Fortbildung in Inklusions-
betrieben

Es besteht ein enger Austausch mit der Bundesarbeits-
gemeinschaft Inklusionsfirmen (bag if). Die aktuelle
Kampagne ,Inklusion durch Arbeit, ein MehrWert fiir Alle”
wird seitens der BIH aktiv unterstitzt.

Die BIH ist vertreten im Beirat zum Modellprojekt
,Betriebliche Gesundheitsforderung in den Werkstatten
fiir behinderte Menschen und den Inklusionsbetrieben
nach SGB IX“ beim Bundesministerium fiir Gesundheit.

Arbeitsausschuss Technischer Beratungsdienst

Frank Schrapper

Leiter des Technischen Beratungs-
dienstes beim LWL-Inklusionsamt
Arbeit des Landschaftsverbands
Westfalen-Lippe in Miinster

Foto: privat

Die weitgefacherten Tatigkeiten des Technischen Bera-
tungsdienstes der Integrationsamter erfordern neben
ingenieurspezifischem Wissen Kenntnisse der Ergonomie,
der Arbeitsmedizin und Arbeitsphysiologie (vor allem iiber
Art und Auswirkungen von Behinderungen in Bezug auf
den Arbeitseinsatz in korperlicher, geistiger und psychi-
scher Hinsicht), ferner Kenntnisse der Arbeitssicherheit
und der Betriebswirtschaft. Dementsprechend sind die
Themen, mit denen sich der Arbeitsausschuss Technischer
Beratungsdienst beschaftigt, breit gestreut.

In mehreren Arbeitsgruppen haben die Mitglieder Hand-
lungshilfen zur behinderungsgerechten Arbeitsgestaltung
nach §§ 26 und 27 Schwerbehinderten-Ausgleichsabgabe-
verordnung sowie zur Kraftfahrzeughilfe-Verordnung erar-
beitet. Nunmebhr findet die rechtliche Wiirdigung zusam-
men mit den Mitgliedern des Arbeitsausschusses
Rechtsfragen statt. Arbeitssicherheit und Arbeitsschutz
spielen nach wie vor eine groRe Rolle in der taglichen
Arbeit des Technischen Beratungsdienstes. Der einge-
schlagene Weg, flr Menschen mit Behinderungen eine
inkludierte Gefahrdungsbeurteilung zu implementieren,
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wurde deshalb fortgesetzt. Das Handbuch zur Qualitats-
sicherung in den Technischen Beratungsdiensten der
Integrationsamter in Anlehnung an DIN EN ISO
9001:2000 (QUASI) wird weiterentwickelt.

Fiir die Schulungstatigkeit der Integrationsamter werden
die beiden Arbeitsausschisse Technischer Beratungs-
dienst sowie Information und Bildung gemeinsam das
Fortbildungsangebot zur behinderungsgerechten Arbeits-
gestaltung neu aufsetzen.

Die Mitglieder des Arbeitsausschusses Technischer
Beratungsdienst sind aktiv in Gremien zur Weiterentwick-
lung von Arbeitsschutz und -sicherheit eingebunden: bei
der Bundesanstalt fuir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
(BAuA), bei der Bundesarbeitsgemeinschaft fiir Rehabilita-
tion (BAR), beim Institut der Deutschen Wirtschaft sowie
in Fachausschussen beim Deutschen Institut fiir Normung
(DIN) e. V. —ein aktuelles Thema ist beispielsweise die
,adaptive Fluchtwegelenkung". Die Mitglieder des Arbeits-
ausschusses setzen sich mit Forschungsansatzen zu digi-
talen Assistenzsystemen auseinander und sind als Vertre-
ter der BIH als Kooperationspartner im BMAS-Projektes

Kl Assist, sowie in weiteren von Bundes- und Landes-
ministerien geforderten Projekten im Beirat vertreten.

Fir die nachsten Jahre haben die Mitglieder des Arbeits-
ausschusses mehrere Schwerpunktthemen ausgemacht:
Weiterhin auf der Agenda bleibt die Digitalisierung der
Arbeitswelt — Schlagwort Arbeit 4.0 — mit ihren Chancen
und Risiken fiir Menschen mit Behinderungen. Dafir soll
eine Handlungsempfehlung entwickelt werden. Auf3er-
dem will sich der Technische Beratungsdienst verstarkt
dem Thema ,Softwareergonomie in der Arbeitswelt“ wid-
men. Mit dem BTHG hat der Gesetzgeber noch einmal die
Bedeutung der Pravention verdeutlicht. Hierzu soll es
ebenfalls eine Arbeitshilfe geben. Aber auch das Kern-
thema der behinderungsgerechten Arbeitsgestaltung
bleibt im Fokus — mit dem Schwerpunkt psychische und
neurologische Erkrankungen.

64 / B Jahresbericht 2019 12020

Arbeitsausschuss Rechtsfragen

Eva Jager-Kuhlmann
Referatsleiterin beim Inklusions-
amt Arbeit des Landschafts-
verbands Westfalen-Lippe

in Minster

Foto: Fotoatelier Wiegel, Miinster

Die Juristinnen und Juristen des Arbeitsausschusses
Rechtsfragen unterstiitzen mit gutachterlichen Stellung-
nahmen zu klarungsbediirftigen Rechtsfragen die
Entscheidungsfindung im Fachausschuss Schwer-
behindertenrecht und in den einzelnen Integrations-
amtern. In Zusammenarbeit mit den BIH-Arbeitsaus-
schiissen werden Vorschlage zur Weiterentwicklung der
BIH-Empfehlungen und zur Anpassung der Verwaltungs-
praxis der Integrationsamter an die aktuelle Rechtspre-
chung und Gesetzgebung erarbeitet.

Der Arbeitsausschuss Rechtsfragen wertet aktuelle Urteile
und Beschliisse, insbesondere der Arbeits- und Verwal-
tungsgerichte, aus und sorgt gegebenenfalls fiir deren
Veréffentlichung wegen ihrer grundsatzlichen oder auch
besonderen Fragestellung. Ausgewahlte Urteile, die fiir
die Arbeit der betrieblichen Funktionstrager von Bedeu-
tung sind, werden in jedem Quartal in der BIH-Zeitschrift
»ZB Behinderung & Beruf* vorgestellt.

Die Tatigkeit der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der
Integrationsamter wird durch einen BIH-internen
Newsletter zur aktuellen Rechtsprechung unterstitzt. Es
besteht eine Kooperation mit REHADAT-Recht beim
Institut der Deutschen Wirtschaft. Die diskutierten und
fiir die Arbeit der Integrationsamter interessanten
Urteile und Beschliisse werden in die Rechtsdatenbank
www.rehadat-recht.de eingestellt.

Nach der Novellierung des Datenschutzes im Vorjahr
beschaftigen nach wie vor Einzelfragen zum Datenschutz,
ihre Auswirkungen und Umsetzung in eine rechts-
konforme Verwaltungspraxis die Mitglieder des Arbeits-
ausschusses.


http://www.rehadat-recht.de
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Gleiches gilt fiir konkrete Fragen, die sich aus Gesetzes-
novellierungen, der Rechtsprechung oder Verwaltungs-
absprachen ergeben:

«  Auswirkungen des Angehdrigen-Entlastungsgesetzes
auf die Forderpraxis bei den Leistungen einer not-
wendigen Arbeitsassistenz

«  Abgrenzung der Leistungen der Begleitenden Hilfe
von den Leistungen der Rehabilitationstrager

+  Leistungen der Begleitenden Hilfe an Trager der
Ergdnzenden unabhéangigen Teilhabeberatung (EUTB)
und an schwerbehinderte Berater

«  Durchflihrung eines interdisziplinaren Workshops zu
der Abgeltung von aulRergewohnlichen Belastungen
des Arbeitgebers bei der Beschaftigung schwerbehin-
derter Menschen

Weitere Themen, die auf der Agenda des Arbeitsaus-
schusses standen:

+  Anhorung von Beteiligten in Verfahren vor dem Inte-
grationsamt und entsprechende Akteneinsicht unter
Berticksichtigung der Anforderungen an die Regelun-
gen des SGB X

+  Umsetzungs- und Auslegungsfragen zur Fiktion im
Kiindigungsschutz

Gemeinsamer Arbeitsausschuss
Kriegsopferversorgung

Dirk Wolpers

Leiter des Teams ,Soziales
Entschadigungsrecht — fach-
liche Koordination und Grund-
satz“ beim Niedersachsischen
Landesamt fur Soziales, Jugend
und Familie in Hildesheim

Der Gemeinsame Arbeitsausschuss ist das erste neue und
zusatzliche Gremium, das die BIH im Rahmen des Beitritts
der Versorgungsverwaltungen zum 1. Januar 2019
gegriindet hat. Die konstituierende Sitzung fand statt am
25. Februar 2019. Dabei sind auch die Eckpunkte der
gemeinsamen Arbeit im Ausschuss definiert worden:

« Auslegung und ggf. Umsetzung von ergangener
Rechtsprechung in die praktische Arbeit, wie zum Bei-
spiel im Fall der Entscheidung des Bundessozialge-
richts Uber die Gewahrung von Versorgungsanspru-

chen wegen erlittener Gesundheitsschaden bei
Wolgadeutschen wahrend ihrer Internierung in der
unmittelbaren Nahe von russischen Atomtestgelanden
(BSG, Urteil vom 27. September 2018,B9V 2/17 R)

«  Erarbeitung von gemeinsamen Arbeitshilfen, zum
Beispiel einer einheitlichen Orientierungshilfe fir die
angemessene Kostenermittiung im Rahmen von § 35
Abs. 2 BVG (Pflegezulage bei hauslicher Pflege und
Pflegearbeitsvertrdgen)

«  Entwicklung eines Konzepts flir sogenannte GroRscha-
densereignisse wie zum Beispiel Terrorakte und die
Abstimmung von landeriibergreifender Kooperation.

«  Umsetzung von neuer Gesetzgebung in die Verwal-
tungspraxis, zum Beispiel die am 1. Januar 2020 in
Kraft tretende dritte Stufe des Bundesteilhabegeset-
zes mit der Trennung der Leistungen der Eingliede-
rungshilfe in Fachleistungen und existenzsichernde
Leistungen im Sinne der Hilfe zum Lebensunterhalt.

Zu den weiteren Themen, mit denen sich die Mitglieder des
Arbeitsausschusses auseinandergesetzt haben, gehorten:

+  Abstimmung mit dem Bundesministerium fur Arbeit
und Soziales und der Bundesarbeitsgemeinschaft fur
Rehabilitation zu den meldepflichtigen Leistungen
fir den Teilhabeverfahrensbericht nach §41 SGB IX
nach Ende der Pilotierung.

«  ersten Uberlegungen, mit welchen Auswirkungen
eines Brexits bei laufenden und kiinftigen Fallen im
Sozialen Entschadigungsrecht, insbesondere im Opfe-
rentschadigungsrecht umzugehen ist.

Fir die Fragestellungen rund um Regressanspriiche nach
§81 a Bundesversorgungsgesetz ist eine gesonderte
Arbeitsgruppe gegriindet worden.

Das im Dezember 2019 in Kraft getretene Sozialgesetz-
buch XIV 16st am 1.Januar 2024 insbesondere das Bundes-
versorgungsgesetz nach mehr als 70 Jahren ab. Einzelne —
fur Betroffene glinstigere — Anderungen im Sozialen
Entschadigungsrecht bei Waisenrenten, Uberfiihrungs-
und Bestattungskosten und die Gleichstellung von in- und
auslandischen Gewaltopfern sowie Anderungen bei den
Zustandigkeiten im Opferentschadigungsrecht sind bereits
vorab in Kraft getreten. Der Gemeinsame Ausschuss hat
dazu eine gesonderte Arbeitsgruppe gegriindet, die sich
mit den Fragestellungen rund um die Umsetzung des SGB
IX in die Verwaltungspraxis, die notwendige flachendek-
kende Weiterbildung der Mitarbeitenden und ein
Online-Informationsangebot fiir die bisherigen Leistungs-
bezieher und potenziellen Antragssteller beschaftigt.
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Arbeitsausschuss Empfehlungen
zur Kriegsopferfiirsorge

Antje Cronenberg

Leiterin der Hauptfursorgestelle
beim Niedersachsischen
Landesamt fir Soziales, Jugend
und Familie in Hildesheim

Die Mitglieder des Arbeitsausschusses sind gleichzeitig
die Autoren der ,Empfehlungen zur Kriegsopferfiirsorge“
(KOF-Empfehlungen). Hierbei handelt es sich um eine
kommentierte Zusammenfassung aller relevanten
Regelungen zur Kriegsopferfiirsorge, die weitgehend auch
fir andere Bereiche des Sozialen Entschadigungsrechts
gelten. In 2019 kénnen die Autoren auf 25 Jahre erfolg-
reiche Arbeit zurlickblicken.

Die Arbeitsgrundlage greift eine Vielzahl von Einzelrege-
lungen zur Leistungsbemessung auf, die ihren Ursprung
in den Rundschreiben des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales, in den Erlassen der Lander und in den Proto-
kollen der Landerreferentenkonferenzen sowie in regiona-
len Einzelregelungen der Hauptfirsorgestellen und
Gerichtsentscheidungen haben.

Die Loseblattsammlung umfasst heute rund 1.350 Seiten.
Mindestens einmal jahrlich wird eine Erganzungslieferung
erstellt. Die KOF-Empfehlungen setzen sich zusammen
aus einem allgemeinen und einem besonderen Teil. Der
allgemeine Teil enthalt die Abschnitte:

« Leistungsarten

«  Verfahren, Organisation und Zustandigkeiten

+  Einkommen: Ermittlung, Einkommensarten, Einsatz
des Einkommens

+  Einsatz des Vermogens

«  Erstattungsanspriiche

«  Uberleitung von Anspriichen

»  Besonderheiten der Leistungserbringung fiir Berech-
tigte nach dem OEG, IfSG, SVG, ZDG, HHG, StrRehaG,
VwRehaG
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Im besonderen Teil werden die einzelnen Hilfearten
erlautert wie Krankenhilfe, Hilfe zur Pflege, Hilfe zur
Weiterflihrung des Haushaltes, Altenhilfe, Erziehungs-
beihilfe und Wohnungshilfe.

Wesentliche Anderungen haben sich durch das BTHG
ergeben, dabei sind neue Leistungsformen wie das
Budget fiir Arbeit und die Ergdnzende unabhangige Teil-
habeberatung oder der Umgang mit Vermogensschon-
betragen abgestimmt worden. Aber auch die Anderungen
im Unterhaltsrecht nach dem Biirgerlichen Gesetzbuch
(BGB) haben Eingang gefunden.

Der Arbeitsausschuss stimmt sich eng ab mit der Gemein-
samen Kommission und dem Fachausschuss Soziales
Entschadigungsrecht/Kriegsopferfiirsorge, insbesondere
bei Beitragen, die finanzielle Auswirkungen haben und/
oder zu rechtlichen Anderungen fiihren. Die Erstellung der
Empfehlungen erfolgt im Einvernehmen mit den Arbeits-
und Sozialministerien der Lander und dem Bundesrech-
nungshof.






BIH-VORSTAND

Mitglieder der BIH sind 17 Integrations-/Inklusionsamter Christoph Beyer

und Hauptfiirsorgestellen, 17 Versorgungsverwaltungen Leiter des Inklusionsamts beim
und die Bundeswehrverwaltung in Diisseldorf. Die Landschaftsverband Rheinland
BIH-Mitglieder werden durch den BIH-Vorstand vertreten. in Koln, Vorsitzender der BIH

Vorsitz und Geschaftsfiihrung der BIH liegen derzeit beim
Inklusionsamt des Landschaftsverbands Rheinland in Koln.

Kontakt: bih@integrationsaemter.de
Internet: www.integrationsaemter.de/bih

Simone Wuschech Dr. Christian Weber

Leiterin des Integrationsamts Referatsleiter im Landesver-
beim Landesamt fiir Soziales sorgungsamt beim Landesver-
und Versorgung des Landes waltungsamt Sachsen-Anhalt
Brandenburg in Cottbus, in Halle/Saale

stellvertretende Vorsitzende -

der BIH g

Karl-Friedrich Ernst David Geduldig

Dezernent des Integrationsamts Leitung des Amts fiir Versorgung
beim Kommunalverband fiir und Integration Bremen

Jugend und Soziales Baden-
Wirttemberg in Karlsruhe,
Schriftleiter der Zeitschrift
,ZB Behinderung & Beruf*

Reinhard Urban Thomas Niermann
Leiter des Referats ,Hauptfir- Leiter der Hauptfiirsorgestelle
sorgestelle, Uberértliche und des Integrationsamts beim

«

Betreuungsbehdrde, Stiftungen’ Landeswohlfahrtsverband Hessen
beim Kommunalverband fiir

Jugend und Soziales Baden-

Wirttemberg, zweiter stellver-

tretender Vorsitzender der BIH
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Fiir die Erarbeitung des BIH-Jahresberichts 2019|2020
wurden neben eigenen Erhebungen der BIH die folgenden
Quellen genutzt:

ABC Fachlexikon — Beschéftigung schwerbehinderter
Menschen, Ausgabe 2018

Hrsg. BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrations-
amter und Hauptfiirsorgestellen, KdIn 2018,
www.integrationsaemter.de/fachlexikon

BIH-Jahresberichte

2016|2017, 2017|2018, 2018|2019

Hrsg. BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrations-
amter und Hauptfiirsorgestellen, Koln,
www.integrationsaemter.de/jahresbericht

BIH-Empfehlungen

Hrsg. BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsam-
ter und Hauptfirsorgestellen, K6ln,
www.integrationsaemter.de/bih-empfehlungen

Entwicklung der Integrationsfachdienste (IFD) 2014 bis
2018

Hrsg. BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrations-
amter und Hauptfiirsorgestellen, KéIn 2019,
www.integrationsaemter.de/ifd-bericht

Statistik der Versorgung von Kriegsopfern im Anspruchs-
monat 1 bis 12 / 2019 fiir das BVG und alle Nebengesetze
Erstellt durch das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales, Berlin 2019

Eigene Erhebung zu den Versorgungsleitungen im Rah-
men des Soldatenversorgungsgesetzes

Erstellt durch das Bundesamt fiir das Personalmanage-
ment der Bundeswehr, Disseldorf, 2020

Eigene Erhebung der Versorgungsverwaltungen der Lan-
der zur landerspezifischen Verteilung der Versorgungs-
berechtigten und der Versorgungsleistungen nach
Rechtskreis und Art der Leistung

Erstellt durch das Niedersachsisches Landesamt fiir Sozi-
ales, Jugend und Familie, Hildesheim 2020

Statistik der Kriegsopferfiirsorge 2018 - Ausgaben und
Einnahmen / Empfanger/-innen
Statistisches Bundesamt (Destatis), Wiesbaden 2019
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Soziales, Familie

Hambu I’g und Integration
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Zentrum Bayern

ZBFS Familie und Soziales

LWL LAGUS

Fur die Menschen. Landesamt fiir Gesundheit und Soziales M-V
Fur Westfalen-Lippe.

www.integrationsaemter.de p
www.sozialeentschaedigung.de BIH


mailto:bih@integrationsaemter.de
http://www.integrationsaemter.de/bih

	1 Schwerpunkte der Arbeit 2019 und Ausblick
	1.1 Leistungen der Begleitenden Hilfe
	1.2 Leistungen der Sozialen Entschädigung
	1.3 Institutionelle Zusammenarbeit
	1.4 Interne Kooperation
	1.5 Umgang und Folgen der Pandemie
	1.6 Ausblick

	2 Leistungen der Integrationsämter
	2.1 Einnahmen
	2.2 Leistungen
	2.2.1 Arbeitgeber
	2.2.2 Inklusionsbetriebe
	2.2.3 Schwerbehinderte Menschen
	2.2.4 Arbeitsmarktprogramme
	2.2.5 Integrationsfachdienste
	2.2.6 Institutionelle Förderung

	2.3 Sicherung der Beschäftigung
	2.3.1  Prävention und Betriebliches Eingliederungsmanagement
	2.3.2 Besonderer Kündigungsschutz

	2.4 Fachliche Beratung und Betriebsbesuche
	2.5 Information und Bildung

	3 Leistungen der Sozialen Entschädigung
	3.1 Leistungen der Sozialen Entschädigung
	3.2 Soldatenversorgung

	4 Soziales Entschädigungsrecht/Kriegsopferfürsorge
	4.1 Aufgaben und Ziele
	4.2 Leistungsbilanz

	5 Fach- und Arbeitsausschüsse
	BIH-Vorstand
	Quellenverzeichnis



